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Anforderungen an Mitarbeiter(innen) 
in wohnbezogenen Diensten der 
Behindertenhilfe

Veränderungen des professionellen 
Handelns im Wandel von der institu-
tionellen zur personalen Orientierung

1. Aufl age 2014, 16,5 x 24 cm, 

broschiert, 280 Seiten,

ISBN: 978-3-88617-218-4; 

Bestellnummer LBF 218

25,– Euro [D]; 31.– sFr.

Die Behindertenhilfe durchzieht ein Reformpro-
zess, der unter den Schlagworten Personenzen-
trierung, personale Orientierung oder Paradig-
menwechsel gefasst wird. Das vorliegende Buch 
beschreibt, worin dieser Wandel im Einzelnen 
besteht, was dies für Mitarbeiter(innen) in der 
direkten Assistenz bedeutet und wie sich das 
professionelle Handeln verändern muss, um 
sich an den Leitzielen der Normalisierung, der 
Selbstbestimmung und der Partizipation auszu-
richten. Dies geschieht exemplarisch für den 
Bereich des Wohnens für Menschen mit geistiger 
Behinderung.

Auf theoretischer Ebene müssen strukturelle 
Veränderungen (z. B. neue und veränderte 
Leistungsformen), inhaltliche Neu-Ausrich-
tungen (wie z. B. Orientierung am Sozialraum) 
und refl exive Überlegungen (Bearbeitung von 
Macht- und Gewaltverhältnissen) Hand in 
Hand gehen. Empirisch untersucht die Arbeit, 
wie das Personal einer großen Einrichtung im 
Bundesgebiet diesen Reformprozess wahr-
nimmt und welche Auswirkungen er auf deren 
Selbstverständnis hat.

|  Bundesvereinigung Lebenshilfe 
(Hrsg.)

Datenschutz in Diensten und 
Einrichtungen der Lebenshilfe

1. Aufl age 2014, DIN A4, 

broschiert, 56 Seiten,

ISBN: 978-3-88617-544-4; 

Bestellnummer LER 544

9,– Euro [D]; 11.– sFr.

Das Thema Datenschutz hat in den letzten Jah-
ren einen erheblichen Zuwachs im öffentlichen 
Bewusstsein erfahren, nicht zuletzt durch die 
bekannt gewordenen Verfehlungen großer 
Unternehmen im Umgang mit Mitarbeiter- und 
Kundendaten, durch die »Sammelwut« staat-
licher Stellen (Stichwort NSA) bzw. privater 
Anbieter (vgl. z. B. Google Street View) oder 
die kontrovers diskutierte Datenschutzpolitik 
von sozialen Netzwerken wie facebook. Die 
steigende Aufmerksamkeit an allen Themen 
rund um den Datenschutz geht einher mit dem 
zunehmenden Einsatz elektronischer Geräte 
und Kommunikationsmittel im Arbeitsalltag, 
natürlich auch in den Diensten und Einrich-
tungen der Lebenshilfe.

Datenschutz ist Grundrechtsschutz! Wer täglich 
mit hochsensiblen Kundendaten umgeht, braucht 
klare und verständliche Aussagen, was man 
mit den Daten machen darf und was nicht.

Die Broschüre gibt Antworten. Sie erläutert die 
einschlägigen Bestimmungen und weist auf 
Problembereiche hin. Fallbeispiele aus dem 
Alltag in Diensten und Einrichtungen mit Erklä-
rungen und Lösungen liefern Orientierung. 
Außerdem enthält der Ratgeber Checklisten 
und praxiserprobte Muster.

|  Bundesvereinigung Lebenshilfe 
(Hrsg.) 

Sexualpädagogische Materialien

Für die Arbeit mit geistig 
behinderten Menschen

6., aktualis. Aufl age 2014, DIN A4, 

broschiert, ca. 75 Abb., 160 Seiten, 

ISBN: 978-3-7799-3155-3; 

im Buchhandel 24,95 Euro [D]; 

Bestellnummer LFK 031

Sonderpreis für Lebenshilfe-
Mitglieder: 22,– Euro [D] 

Eine fundierte und praxiserprobte Arbeitshilfe 
zur Sexualerziehung. Für Fachleute und enga-
gierte Eltern. Grundsätzliche Überlegungen, 
ein umfangreicher Praxisteil mit konkreten 
methodischen Umsetzungsvorschlägen, dazu 
Beispiele gelungener sexualpädagogischer 
Fortbildungsseminare. Umfangreiche aktuali-
sierte Literaturhinweise.

Nach wie vor das Buch zum Thema. Auszüge 
daraus sind inzwischen auch in Schulbücher 
übernommen.

Kooperation mit dem BeltzJuventa Verlag 
Weinheim.
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im Jahr 2014 gibt es viele runde 
historische Jahrestage, über die es sich
kritisch nachzudenken lohnt: Vor 100
Jahren begann der 1., vor 75 Jahren der
2. Weltkrieg. Im Zusammenhang mit
Behinderung muss noch ein anderes
Datum hervorgehoben werden: Am 
1. Januar 1934 – vor 80 Jahren – trat
das „Gesetz zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses“ in Kraft. Mit diesem
Gesetz legitimierten die Nationalsozia-
listen erstmals die Diskriminierung
behinderter Menschen. Gegen den
Willen der Betroffenen und ihrer An-
gehörigen wurden in der Folge ganz
legal massenhaft Menschen aufgrund
pseudowissenschaftlicher sogenannter
„rassehygienischer“ Erkenntnisse
zwangssterilisiert. Dies betraf bis 1945
etwa 400.000 Menschen, die an einer
körperlichen oder geistigen Krankheit
bzw. Behinderung litten oder nur im
Verdacht einer solchen standen. Auch
bloße Denunziation genügte. Was
dann folgte, ist bekannt: Das grausame
„Euthanasie“-Programm kostete ab
1939 etwa 300.000 behinderten und
kranken Menschen das Leben.

Was hat das mit uns heute zu tun, was
können wir aus der Geschichte lernen?
Viel: denn Zwangssterilisierte und
„Euthanasie“-Geschädigte, die durch
den nationalsozialistischen Massen-
mord an Kranken, Behinderten und
sozial Stigmatisierten ihre nächsten
Angehörigen verloren haben, gehören
zu den ausgegrenzten NS-Opfern und
sind bis heute nicht den offiziell aner-
kannten NS-Verfolgten gleichgestellt1.
Zahlreiche Menschen mit (geistiger)
Behinderung wurden  über Jahrzehnte
in großen, abgelegenen Sondereinrich-
tungen  untergebracht. Manche erleben
dieses Schicksal sogar noch heute,
„abgeschieden auf einem Hügel“ (Zeit

online vom 11. Januar 2014). Und die-
se Besonderung ist, wie es Klaus Dör-
ner formulierte, der erste Schritt zur
Diskriminierung. Die Erinnerung da-
ran sollte immer wieder unseren Blick
für gesellschaftliche Verrohung in un-
serer Zeit schärfen.

Ein aktuelles Beispiel für Absonderung
– ausgezeichnet mit dem Titel Unwort
des Jahres 2013 „Sozialtourismus“–, ist
der Versuch gezielter Stimmungsmache
gegen unerwünschte Zuwanderer, ins-
besondere aus Osteuropa. Armut wird
hier – wie wir es auch beim Thema Be-
hinderung kennen – personalisiert, als
Eigenschaft stigmatisiert: nicht gesell-
schaftliche Zustände werden diskredi-
tiert, sondern Menschen werden diskri-
miniert, die aus purer Not in Deutsch-
land eine bessere Zukunft suchen. 

Gleichzeitig ist seit fünf Jahren die UN-
Behindertenrechtskonvention gelten-
des Recht in Deutschland. Sie setzt auf
das Prinzip Inklusion und befördert
die Bewusstseinsbildung über Rahmen-
bedingungen für ein inklusives Gemein-
wesen. Dass das auf ganz unterschied-
lichen Ebenen gelingen kann, sollen
zwei Beispiele illustrieren: 

> Im Anschluss an die Gedenkstunde
für die Opfer des Nationalsozialismus
am Montag, 27. Januar 2014, eröff-
nete Bundestagsvizepräsidentin Ulla
Schmidt (SPD) im Paul-Löbe-Haus
in Berlin die Wanderausstellung
„Erfasst, verfolgt, vernichtet. Kranke
und behinderte Menschen im Natio-
nalsozialismus.“ Unter der Schirm-
herrschaft des Bundespräsidenten
rückt die Ausstellung jene Opfer ins
Zentrum, die lange am Rande des
öffentlichen Interesses und Geden-
kens standen.

Sichtbar sein –
Zeichen setzen gegen 
Diskriminierung und Rassismus

Liebe Leserin, lieber Leser,

Roland Böhm

„Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das kroch.“
(Bert Brecht)

1 http://www.euthanasiegeschaedigte-zwangssterilisierte.de/

2
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von Menschen mit Behinderung und
eine Anerkennungskultur zu fördern.

Das beginnt mit dem Aufsatz von
Wolfgang Dworschak, Peter Groß und
Christoph Ratz, der für das ambulant
betreute Wohnen ein bisher übliches
pauschalisierendes Hilfeplanverfahren
mit einem neu entwickelten personen-
orientierten Zugang vergleicht. Sowohl
unter strukturellen wie inhaltlichen As-
pekten machen sie die Chancen eines
Wechsels zu einem personenorientier-
ten, ICF-basierten Verfahren deutlich.

Mathematik oder auch nur die Entwick-
lung mathematischer Konzepte gelten
bei Menschen mit schwerer Behinde-
rung traditionell als nahezu unmöglich.
Umso spannender ist daher der Ansatz
von Reimer Kornmann, der den Erfah-
rungsbereich der Mathematik so weit
fasst, dass auch diese Menschen Zu-

gang zu den Grundlagen der Mathema-
tik finden. Ausgehend vom tätigkeits-
orientierten Verständnis menschlicher
Entwicklung zeigt er an praktischen
Beispielen, wie alltägliche, auch rein
pflegerische Verrichtungen der Förde-
rung grundlegender mathematischer
Kompetenzen dienen können.

Nach dem Auftaktinterview mit Elisa-
beth Beck-Gernsheim im letzten Heft
beginnen wir unser Themenjahr „Fa-
milie“ mit dem Beitrag von Andreas

Eckert. Er liefert einen Überblick über
zentrale Aspekte des komplexen und
wichtigen Themas „Familie und Behin-
derung“. Hervorstechendes Merkmal
der wissenschaftlichen Diskussion ist
dabei der Perspektivwechsel weg von
den Belastungen hin zu den Möglich-
keiten und Chancen der – auch poli-
tisch gewollten – vielfältigen familiären
Lebenswirklichkeiten.

Einem ganz speziellen Thema, dem das
eingangs genannte Gesetz entgegenwir-
ken sollte, widmet sich Elena Schad. In
einer qualitativen Untersuchung hat sie
erwachsene Kinder von Müttern mit
Lernschwierigkeiten nach ihren sub-
jektiven Erfahrungen befragt. Damit
gibt sie einen Einblick in eine bisher
noch viel zu wenig erforschte Thematik.

Sylvia Kahl und Silvia Pöld-Krämer
befassen sich mit einem Widerspruch
zwischen geltendem Recht in Deutsch-
land und der UN-BRK, auf den auch
die Lebenshilfe bereits mehrfach hinge-
wiesen hat: den Ausschluss „geschäfts-
unfähiger“ behinderter Menschen von
Finanzgeschäften. Ausgehend von dem
Widerspruch zur UN-BRK, nach der
alle Menschen das gleiche Recht haben,
ihre finanziellen Angelegenheiten selbst
zu regeln, machen sie praktische Vor-
schläge zur Vermittlung entsprechender
Kompetenzen an behinderte Menschen.

Abschließend stellen Frauke Oelmann
und Anita von Puttkamer ein speziel-
les Bildungsangebot für Frauen mit
Behinderung vor. Im Rahmen der all-
gemeinen Erwachsenenbildung auch
inklusiv orientiert, stärkte der Kurs das
Selbstvertrauen und Selbstbewusstsein
dieser besonders vulnerablen Gruppe.
Gleichzeitig belegen die Erfahrungen
die Notwendigkeit zum Ausbau ge-
schlechtsspezifischer Angebote.

Roland Böhm, Marburg

> Sonntagvormittag in einem Hotelcafé
in einer kleinen Stadt. Wir sitzen am
Frühstückstisch, um uns herum an-
dere Hotelgäste sowie Café-Besucher.
Da geht die Eingangstür auf, herein
kommt ein Familien-Clan, ein Dut-
zend Leute, mehrere Generationen,
darunter eine ältere Frau mit offen-
sichtlich sehr schwerer Behinderung
und auffälligem Verhalten. Die Grup-
pe sucht sich einen großen Tisch,
holt Stühle hinzu, setzt sich, redet
miteinander und bestellt. Alles ganz
normal. Normal ist auch, dass die 
behinderte Frau – die für mich un-
verständlich lautiert – in die Kom-
munikation einbezogen ist. Und ver-
blüffend normal ist, dass niemand 
im Café deswegen irritiert ist, weder
die zufällig anwesenden Gäste noch
das Personal – die Frau gehört 
einfach dazu, ihre Verschiedenheit
ist normal.

Ein inklusives Gemeinwesen muss kein
Traum bleiben, manchmal lassen  sich
Visionen auch realisieren – wenn viele
daran arbeiten und noch mehr sie zu-
lassen. Solche Erlebnisse machen Mut,
lassen hoffen, dass der Weg zur Inklu-
sion unumkehrbar ist, dass Deutschland
seine Vergangenheit hinter sich gelassen
und aus der Geschichte gelernt hat.

Und so weisen wir in den Beiträgen
dieses Heftes auf sehr unterschiedliche
Möglichkeiten hin, das Sichtbar-Werden

„Wer sich nicht seiner Vergangenheit erinnert, 
ist verurteilt, sie zu wiederholen“ 
(“Those who cannot remember the past 
are condemned to repeat it”).
(George Santayana, spanischer Philosoph)

| Online-Archiv für Abonnenten
Alle Fachbeiträge der Zeitschrift Teilhabe online abrufen – diesen Service bieten 
wir unseren Abonnenten kostenlos. Suchen Sie bequem nach Autor, Titel, Stichwort 
und Ausgabe.

Zum Start den Bildcode mit dem Smartphone und einer App für QR-Codes scannen.

Benutzername: ZT-Online    Passwort: ZT 1-14wdxt| www.zeitschrift-teilhabe.de
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| KURZFASSUNG Auf dem Weg von einer institutionellen zu einer personalen Orien-
tierung bei der Gestaltung von Hilfen für Menschen mit Behinderung sind Wohneinrich-
tungen der Behindertenhilfe heute sozialrechtlich dazu verpflichtet, pauschalisierende
Hilfeplaninstrumente, wie das H.M.B.-W. Verfahren von METZLER (2000) anzuwenden.
Seit einigen Jahren gibt es Überlegungen und auch erste Verfahren, die mit der ICF 
einen stärker personenorientierten Zugang versuchen. Im Rahmen des Beitrags wird das
H.M.B.-W. Verfahren in einer leistungsspezifischen Anwendung für das Ambulant
Betreute Wohnen in Oberbayern mit einem von der Herzogsägmühle entwickelten ICF-
basierten Verfahren, dem ICF-BEST, verglichen. Der Vergleich bezieht sich sowohl auf
strukturelle als auch auf inhaltliche Aspekte. Zudem werden beide Verfahren empirisch
miteinander verglichen. Die Ergebnisse machen die Chancen eines Wechsels zu einem
personenorientierten, ICF-basierten Verfahren deutlich.

| ABSTRACT Assessing needs in Supported Living: A comparison of H.M.B.-W.
and ICF-BEST. Designing aid for people with intellectual disabilities is underlying a shift
from being guided from institutional views to more personal views. Accommodation
institutions for people with intellectual disabilities in Germany are obliged to use H.M.B.-
W. (METZLER 2000), for a generalized method for assessing needs of assistance. For 
several years there have been considerations to develop a more personally orientated
method, as proposed by the ICF. This study compares a prototype of an ICF-orientated
assessment of needs of assistance (ICF-BEST) with the widely spread H.M.B.-W. The 
comparison analyses aspects of form as well as content, and an empirical comparison is 
also included. Results emphasize the chances of a change to a personally orientated
assessment method.

WISSENSCHAFT
UND FORSCHUNG

Hilfebedarf erheben im Ambulant
Betreuten Wohnen (ABW)
Ein Vergleich von H.M.B.-W. und ICF-BEST im ABW 
in Oberbayern  

Auf dem Reformweg von einer ins-
titutionellen zu einer personalen

Orientierung (BECK 2002) bei der Pla-
nung und Gestaltung von Hilfen für
Menschen mit Behinderung haben Ver-
fahren zur Ermittlung des individuellen
Hilfe- und Unterstützungsbedarfs eine
zentrale Bedeutung. Stellen Sie doch
die Grundlage für die Gewährung not-
wendiger professioneller Hilfeleistun-
gen für ein Leben mit größtmöglicher
Selbstbestimmung und Teilhabe an der
Gesellschaft dar. In den 1990er Jahren
wurden in diesem Zusammenhang und
im Zuge der Reform des Bundessozial-
hilfegesetzes (BSHG, §§ 93 f.) verschie-
dene Verfahren zur Erhebung des indi-
viduellen Hilfebedarfs entwickelt (vgl.
METZLER 1998, 21). Anfang des neuen

Jahrtausends hat sich das H.M.B.-W.
Verfahren (Hilfebedarf von Menschen
mit Behinderung – Fragebogen zur Erhe-
bung im Lebensbereich Wohnen / indivi-
duelle Lebensgestaltung) von METZLER
(2000) im zahlenmäßig dominierenden,
stationären Wohnbereich bundesweit
etabliert. Es erhebt den individuellen
Hilfebedarf von Menschen mit Behin-
derung vor dem Hintergrund vergleich-
barer Hilfebedarfsgruppen. Das „Metz-
ler-Verfahren“ kann als Resultat einer
langjährigen Diskussion zur praktischen
Umsetzung der verwaltungsrechtlichen
Vorschriften zur Bildung von Gruppen
von Hilfeempfänger(inne)n mit ver-
gleichbarem Hilfebedarf im Bereich sta-
tionärer Wohnangebote der Behinder-
tenhilfe angesehen werden.

Wolfgang Dworschak Peter Groß Christoph Ratz
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In den Folgejahren wurde das H.M.
B.-W. Verfahren mancherorts, so z. B.
in Oberbayern, auch im Bereich des
Ambulant Betreuten Wohnens (ABW)
zu Grunde gelegt. Dabei wird seit lan-
gem auf die Diskrepanz zwischen der
Forderung, den individuellen Hilfebe-
darf zu erheben einerseits und pauscha-
lisiert vergleichbare Gruppen von Hil-
feempfängern zu bilden andererseits
kritisch verwiesen (vgl. RATZ, DWOR-
SCHAK & GROß 2012, 25). Mit Ver-
breitung der ICF (DIMDI 2005), der
Novellierung der Sozialgesetzgebung
und der Ratifizierung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (UN-BRK) stellt
sich nun seit einigen Jahren immer
drängender die Frage, ob der individu-
elle Hilfebedarf von Menschen mit
Behinderung nicht adäquater über ICF-
basierte Verfahren zu erheben sei (vgl.
ebd., 10–12). Erste Verfahren hierzu lie-
gen mittlerweile vor (vgl. GROMANN
2009; LVR 2010). Mancherorts entwi-
ckeln aber auch Einrichtungsträger Ver-
fahren, die auf der ICF beruhen, so z. B.
die Herzogsägmühle, eine Einrichtung
für Menschen mit Behinderung und
psychischen Krankheiten der Diakonie
in Oberbayern. Im Zentrum des vorlie-
genden Beitrags steht ein Vergleich des
bekannten H.M.B.-W. Verfahrens mit
dem von der Herzogsägmühle gestalte-
ten ICF-basierten Verfahren. 

Forschungsstand

Eine breite Fachdiskussion über Instru-
mente und Assessments zur Hilfebe-
darfsermittlung setzte in Deutschland
mit Einführung des Pflegeversiche-
rungsgesetzes als fünfte Säule der sozia-
len Pflichtversicherungen ein. Seit Mit-
te der 1990er Jahre kommen in diesem
Zusammenhang Verfahren zur Pflege-
begutachtung zum Einsatz, die über die
Ermittlung von Pflegestufen eine gerech-
te Verteilung von Mitteln und Leistun-
gen der Pflegeversicherung sicherstel-
len sollen. Mit den Novellierungen des
Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) in
den Jahren 1993 und 1996 kam auf die
Behindertenhilfe und deren Eingliede-
rungshilfemanagement die Aufgabe der
Bildung von Gruppen vergleichbaren
Hilfebedarfs zu. Der § 93 BSHG, der
hierzu verwaltungsrechtliche Vorgaben
formulierte, sollte die Leistungsträger
über die Bildung von „Eingliederungs-
hilfe(statt Pflege-)stufen“ zur Steuerung
von Leistungen und Finanzen befähi-
gen (vgl. NIEDIEK 2010, 134). Die ver-
waltungsrechtlichen Anforderungen an
Leistungserbringer kulminierten in der
(Streit-)Frage, wie die zu kalkulierende
Maßnahmenpauschale auf der Basis
von Gruppen für Hilfeempfänger(in-
nen) mit vergleichbarem Hilfebedarf zu
ermitteln sei. Hierfür waren geeignete

Instrumente zur Ermittlung von (Ein-
gliederungs-)Hilfebedarfsgruppen von
Nöten, die aber zum damaligen Zeit-
punkt noch nicht erarbeitet waren. Die
Entwicklung unterschiedlicher Verfah-
ren mündete schließlich in der Beauf-
tragung der Forschungsstelle Zentrum
zur interdisziplinären Erforschung der
Lebenswelten behinderter Menschen
(Z.I.E.L.), die ein konsensfähiges Instru-
ment und Assessment generieren sollte
(vgl. METZLER 1998, 3). Das so ent-
standene H.M.B.-W. Verfahren etablier-
te sich vorerst in der Version 2/2000
bundesweit im Bereich stationärer
Wohneinrichtungen der Behinderten-
hilfe, weitere Versionen und Anwen-
dungsvarianten sollten folgen.

Aus wissenschaftlicher Sicht lassen
sich zwei zentrale Fragestellungen im
Kontext mit der Ermittlung von Hilfe-
bedarfen formulieren:

1. Was versteht man unter einem Be-
darf an Hilfen? 

2. Wie kann ein individueller Hilfebe-
darf in einem Verfahren gesichert
ermittelt werden, um eine gerechte
Verteilung gesellschaftlicher Res-
sourcen zu gewährleisten?

Die Frage, was unter einem Hilfebe-
darf zu verstehen sei, beantwortet das
bundesdeutsche Sozialrecht über das
Grundprinzip der Subsidiarität und das
Gebot der Wirtschaftlichkeit sozialer
Leistungen, das bei der Ausgestaltung
von Rechten und Pflichten der Leis-
tungsnehmer(inne)n zu berücksichtigen
ist (§ 33 SGB I). Das H.M.B.-W. Verfah-
ren verwendet die sogenannten „Instru-
mental Activities of Daily Living“
(IADL), die als objektiv und subjektiv
notwendig angesehene Tätigkeiten zur
Realisierung einer selbstbestimmten
Lebensführung angesehen werden kön-
nen (vgl. RATZ, DWORSCHAK &
GROSS 2012, 15 ff.). Von den in der
gerontologischen Forschung ermittel-
ten Aktivitäten des täglichen Lebens
lassen sich Mindesthilfebedarfe ablei-
ten. IADL als Grundbausteine des
H.M.B.-W. Verfahren entsprechen dem-
nach dem Wirtschaftlichkeitsgebot der
bundesdeutschen Sozialhilfe. Seit der
Ratifizierung der UN-BRK verändert
sich die Blickrichtung auf Hilfebedarfe
von einer bisher sozialrechtlichen (auf
das Notwendige zur Sicherstellung von
Menschenwürde reduzierte) zu einer
Menschenrechtsperspektive. ICF-basier-
te Instrumente zur Hilfebedarfserhe-

bung und -planung beinhalten diese
veränderte Perspektive und fragen:
Welche Hilfen bedarf ein Leistungsbe-
rechtigter, um eigenständig und unter
Wahrung der Menschenrechte zu leben?
Auch wenn es sich scheinbar nur um
eine Verschiebung von Nuancen han-
delt, ist die veränderte Perspektive aus
wissenschaftlicher Sicht von Bedeu-
tung und bedarf einer vertiefenden Aus-
einandersetzung.

Die zweite Frage einer verfahrensge-
sicherten Ermittlung individueller Hil-
febedarfe ist Bestandteil des aktuellen
fachwissenschaftlichen Diskurses zur
Personenorientierung und zur Ent-
wicklung personenzentrierter Assess-

ments. Einen guten Überblick zur aktu-
ellen Forschungsdebatte bieten diesbe-
züglich die Arbeiten von WACKER,
WANSING & SCHÄFERS (2005) so-
wie von NIEDIEK (2010).

Aktuelle ICF-basierte Verfahren wie
der Individuelle Hilfeplan (IHP) des
Landschaftsverbands Rheinland (LVR),
der seit 2010 in der dritten, überarbeite-
ten Version „IHP 3“ vorliegt (vgl. LVR
2010) und die Integrierte Teilhabepla-
nung (ITP) in Hessen (GROMANN
2009) erproben seit einigen Jahren die
personenzentrierte Ermittlung von Hil-
febedarfen in der institutionellen Praxis.

Der „IHP 3“ orientiert sich konse-
quent an der ICF, indem im Analyseteil
in einfacher Sprache die Aktivitätsbe-
reiche des ICF abgefragt werden. Ergänzt
werden diese Informationen durch den
Basisbogen, der Stammdaten, Diagno-
sen, eine Liste von Leistungen anderer
Leistungsträger und anderes mehr sam-
melt (vgl. LVR 2010, 36 ff.). Die Analyse
strebt individuelle Zielvereinbarungen
mit den Leistungsnehmer(inne)n an,
die nach Durchführung der Hilfen sys-
tematisch überprüft werden. Darüber
hinaus wird der Hilfebedarf in Form
einer systematischen Bestimmung not-
wendiger Leistungen festgelegt und im
Rahmen einer Hilfeplankonferenz jus-
tiziabel anerkannt. Im Rahmen des
Assessments nehmen die Leistungsneh-
mer(innen) aktiv teil an der Leistungs-
festlegung, was sie andererseits mit der
Anforderung einer (mitunter) scho-
nungslosen Selbstauskunft konfrontiert.

Die Integrierte Teilhabeplanung (ITP)
in Hessen wurde im Rahmen des 
Evaluationsprojekts Personenzentrierte

ICF und UN-BRK verändern den Blick auf Hilfebedarfe
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Steuerung der Eingliederungshilfe in
Hessen (PerSEH) wissenschaftlich un-
ter neun Leitfragen untersucht (ROHR-
MANN, SCHÄDLER, ALTHAUS &
BARTH 2011). Bezogen auf die Frage-
stellung verfahrensgesicherter und per-
sonenzentrierter Hilfeplanung geht das
Evaluationsprojekt insbesondere auf Hil-
feplankonferenzen (HPK) als Schlüssel-
element eines „Case Managements“ ein
und kommt zu folgenden Ergebnissen:

> Hilfeplankonferenzen verlaufen noch
uneinheitlich, die Rollen der Teil-
nehmer(innen) an HPKs sind noch
unklar. „Daher wird eine … Perso-
nenzentrierung noch nicht hinrei-
chend realisiert“ (ebd., 19).

> Nach wie vor orientieren sich Leis-
tungen vorrangig an bestehenden 
Angebotsstrukturen, eine Personen-
orientierung ist nur bei einzelnen
Teilnehmer(inne)n festzustellen (vgl.
ebd., 21).

> Die Nutzung des ICF-basierten In-
struments ITP bewerten Leistungs-
nehmer(inne)n überwiegend als po-
sitiv, eine verbesserte Partizipation
wird über den Verfahrensweg ermög-
licht (vgl. ebd., 23).

Studiendesign

Im Zentrum des vorliegenden Beitrags
steht ein Vergleich des bekannten
H.M.B.-W. Verfahrens mit dem von der
Herzogsägmühle gestalteten ICF-basier-
ten Verfahren. Dieser Vergleich wurde
in dem 18-monatigen Forschungspro-
jekt HAWO (Hilfebedarf im Ambulant
Betreuten Wohnen) der Universitäten
Würzburg und München von den Auto-
ren erarbeitet. Das Projekt wurde ge-
meinsam vom Bezirk Oberbayern und
einer großen Anzahl von Trägern in
Oberbayern finanziert.

Bei dem H.M.B.-W./ABW handelt 
es sich um eine leistungstypspezifische
Anwendung (vgl. Bezirk Oberbayern
2011) des H.M.B.-W. (2/2000), die vom
Bezirk Oberbayern im Ambulant
Betreuten Wohnen eingesetzt wird (vgl.
RATZ, DWORSCHAK, GROSS 2012,
180–186). Beim ICF-BEST (ICF – Bera-
tung, Empowerment, Selbstbestimmung
und Teilhabe) handelt es sich um ein
Core-Set der ICF, das die Mitarbeiter(in-
ne)n der Herzogsägmühle entwickelt
haben und das in einem ersten Schritt
zu einer Projektversion ICF-BEST-Ak-
tivitäten-Version HAWO (1/2011) wei-
terentwickelt wurde, die dieser Unter-
suchung zu Grunde gelegt wurde (vgl.
ebd., 188–202). Bei dieser Projektver-
sion „HAWO“ kommt ebenfalls eine
spezifische, standardisierte Anwendung
zum Einsatz, die im HAWO-Handbuch
vorliegt (vgl. ebd., 216–231).

Der Vergleich umfasst sowohl einen
strukturellen als auch einen inhalt-
lichen Verfahrensvergleich (vgl. ebd.,
34–72). Darüber hinaus wurde im Sin-
ne einer explorativen Annäherung ein
empirischer Verfahrensvergleich ange-
strebt, der neben der Erhebung und
dem Vergleich der Hilfebedarfe mit 
beiden Verfahren eine Befragung der
Kund(inn)en zur Verfahrenseignung
einschloss (vgl. ebd., 73–165).

Die Stichprobe umfasst dabei ABW-
Kund(inn)en mit geistiger und/oder
körperlicher Behinderung, die in Ober-
bayern beim überörtlichen Sozialhilfe-
träger registriert waren. Die Anzahl
belief sich im Jahr 2011 auf insgesamt
336 Personen. Aus dieser Grundge-
samtheit wurden mittels eines zufallsge-
steuerten, geschichteten und proportio-
nalen Clusterverfahrens, das neben der
Behinderungsart auch die Siedlungs-
struktur (ländlich, städtisch oder Ag-
glomerationsraum) berücksichtigt, eine
Stichprobe von N=43 gezogen. Die
Stichprobe entspricht ca. 13 % der
Grundgesamtheit und bildet diese sehr
gut ab, weshalb sie als repräsentativ für
Oberbayern angesehen werden kann
(vgl. ebd., 244).

Struktureller Verfahrensvergleich

Beide Verfahren verwenden strukturell
drei vergleichbare hierarchische Be-
trachtungsebenen: Hilfebedarfsbereiche,
Module, Aktivitäten. Der individuelle
Hilfebedarf wird mit dem Instrument
H.M.B.-W. auf der Betrachtungsebene
der Module erhoben. Eine dafür ge-
schulte Interviewperson bearbeitet für
sieben Hilfebedarfsbereiche gemeinsam
mit einem Kunden, einer Kundin und
dessen/deren Bezugsbetreuer(in) 34 Fra-
gestellungen, denen insgesamt 180 kon-
kretisierende Beispielaktivitäten zuge-
ordnet sind. Das Instrument ICF-BEST
erhebt den individuellen Hilfebedarf
auf der Betrachtungsebene konkreter
Aktivitäten. Der individuelle Hilfebe-
darf wird in zehn Kapiteln und 43 
Modulen durch die geschulte Interview-
person gemeinsam mit dem Kunden, 
der Kundin und dessen/deren Bezugs-
betreuer(in) für 144 Fragestellungen
festgelegt. Während also der H.M.B.-W.
die Hilfebedarfe auf Modulebene er-
hebt, was eine Bündelung von Einzel-
aktivitäten und damit verbundenen
Einzel-Hilfebedarfen notwendig macht
und hohe Anforderungen an die kogni-
tive Abstraktionsfähigkeit der Anwen-
der(innen) stellt, verbleibt der ICF-
BEST bei der Erhebung des Hilfebe-
darfs auf der Ebene der Aktivitäten, was
die Beantwortung einer sehr großen
Anzahl von Fragen bzgl. konkreter Ak-
tivitäten bedeutet und hohe Anforde-

rungen an das Ausdauer- und Konzen-
trationsvermögen von Anwender(inne)n
stellt (vgl. RATZ, DWORSCHAK &
GROSS 2012, 34–37).

Im Hinblick auf die Ermittlung von
Zeitwerten für die personelle Unterstüt-
zung in Stunden pro Woche zur Erfül-
lung des individuellen Hilfebedarfs
unterscheiden sich die Instrumente
ebenfalls. Im H.M.B.-W. wird in mehre-
ren Schritten ein individueller Punkt-
wert für den Hilfebedarf der/des einzel-
nen Kundin/Kunden errechnet (vgl.
ebd., 38–41). Mit Hilfe dieses individu-
ellen Punktwerts wird sie/er einer der
Hilfebedarfsgruppen (I–V) zugeordnet,
die wiederum Grundlage für die Zuwei-
sung von Zeitkorridoren zur Erfüllung
der individuellen Hilfebedarfe sind.
Somit erhalten bspw. zwei Kund(in-
n)en, die 40 bzw. 70 Indexpunkte
erreicht haben, beide die gleiche, pau-
schalisierte Stundenzahl zugebilligt (vgl.
ebd., 41, 101 f.). Hier wird deutlich,
dass das H.M.B.-W. Verfahren nicht
direkt einen Zeitwert ermittelt. Dies
war für METZLER ein bedeutsamer
Aspekt: „Dieses Modell der Gruppen-
bildung legt damit zwar Grundlagen für
eine Kalkulation von Maßnahmepau-
schalen, lässt aber eine unmittelbare
‚Verpreislichung‘ nicht zu“ (KÜHN,
METZLER & RAUSCHER 2002, 64).
Mit dem ICF-BEST erfolgt dahingegen
die Ermittlung eines Zeitwerts über die
gemeinsame, intersubjektive Einschät-
zung von Zeitwerten für einzelne bzw.
modular gebündelte Aktivitäten durch
die Anwender(innen) des Assessments.
Auf Grundlage dieser Einzelzeitwerte
werden Kapitelzeitwerte auf Ebene der
insgesamt zehn Hilfebedarfsbereiche
festgelegt (vgl. ebd., 44–46). Bei einem
regulären Einsatz des ICF-BEST müs-
sen die ermittelten Zeitwerte in einem
weiteren Schritt, zum Beispiel in einer
Hilfeplankonferenz, in einen anerkann-
ten und justiziablen Hilfebedarf umge-
wandelt werden, der die Zuweisung
von Assistenzleistungen ermöglicht.

Inhaltlicher Verfahrensvergleich

Der inhaltliche Verfahrensvergleich fragt
danach, welche Aktivitäten und damit
verbunden potenziellen Hilfebedarfe
durch die Verfahren berücksichtigt wer-
den und welche nicht. Dieser Vergleich
wird erschlossen in Form einer Synop-
se, in der ausgehend von der Systema-
tik des H.M.B.-W. Verfahrens sämtli-
che Aktivitäten der zu untersuchenden
Instrumente systematisiert und gegen-
übergestellt werden (vgl. RATZ, DWOR-
SCHAK & GROSS 2012, 233–238).
Zusammenfassend sollen hier drei
Aspekte betrachtet werden: 
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Differenzierung in dimensionale und
kategoriale Hilfebedarfe

Mit der ICF kann zwischen kategoria-
len und dimensionalen Hilfebedarfen
unterschieden werden (vgl. ebd., 28 f.).
Das ICF-BEST erfasst dimensionale
Hilfebedarfe, die mit konkreten Aktivi-
täten einer ABW-Kundin, eines ABW-
Kunden verbunden sind. Kategoriale
Hilfebedarfe ergeben sich unmittelbar
aus einer Schädigung der Körperstruk-
tur oder -funktion. Grundsätzlich ist im
Leistungstyp ABW davon auszugehen,
dass kategoriale Hilfebedarfe zwar be-
stehen können, im geltenden Leistungs-
recht allerdings nicht über die Einglie-
derungshilfe nach SGB XII, sondern 
in der Regel als Pflegeleistungen nach
SGB XI zu finanzieren sind. Eine ge-
sonderte Erhebung im Leistungstyp
ABW ist somit im Rahmen einer Leis-
tungsfinanzierung durch die Sozialhil-
feträger nicht zwingend notwendig.
Das H.M.B.-W. erfasst Hilfebedarfsbe-
standteile, die im Sinne der ICF als
kategoriale Hilfebedarfe gelten können
– somit für den Leistungstyp ABW leis-
tungsfremd sind – und vermischt so
kategoriale und dimensionale Hilfebe-
darfe (vgl. ebd., 12 f., 71).

Erweiterung mancher Hilfebedarfs-
bereiche des H.M.B.-W. durch das
ICF-BEST

Das ICF-BEST erweitert die Hilfebe-
darfsbereiche des H.M.B.-W. wesent-
lich z. B. in den Bereichen Wartung und
Instandhaltung der eigenen Wohnung,
Übernehmen einer sozialen Aufgabe
oder Teilhabe am politischen Leben
(vgl. ebd., 51–70).

Zusätzliche Hilfebedarfsbereiche 
im ICF-BEST

Zudem enthält das ICF-BEST zu-
sätzliche Hilfebedarfsbereiche, die im
H.M.B.-W. gänzlich fehlen, so z. B.
lebenslanges Lernen, lebensbegleitende
Bildung oder Mobilität (vgl. ebd.).

Abschließend muss allerdings festge-
halten werden, dass auch die Projekt-
version des ICF-BEST-Version HAWO
noch nicht vollständig ausgereift ist. So
wird das methodische Verfahrensprin-
zip, Hilfebedarfe auf der Betrachtungs-
ebene konkreter Aktivitäten zu erfra-
gen, nicht durchgängig eingehalten.
Zudem sind einzelne Module zu wenig
ausdifferenziert. Dies zeigt sich insbe-
sondere in den Bereichen interperso-
nelle Interaktionen oder Menschen-
rechte. Darüber hinaus sind einzelne
Hilfebedarfsbereiche nicht berücksich-
tigt, z. B. Elternschaft oder medizinisch-
therapeutisches Selbstmanagement. An

dieser Stelle wird ein Weiterentwick-
lungsbedarf auf Seiten des ICF-BEST
deutlich.

Empirischer Verfahrensvergleich

Der empirische Verfahrensvergleich um-
fasst zum einen eine direkte Befragung
der ABW-Kund(inn)en als Expert(in-
n)en in eigener Sache zusammen mit
ihren Bezugsbetreuer(inne)n zur Eig-
nung der beiden Verfahren. Zum ande-
ren wurden mit den Kund(inn)en deren
individuelle Hilfebedarfe mit beiden
Instrumenten erhoben und in einem
letzten Schritt eine  explorative Unter-
suchung der erhobenen Zeitwerte vor-
genommen.

In die Erhebungen wurden 43 ABW-
Kund(inn)en mit geistiger und/oder
körperlicher Behinderung einbezogen,
die von eigens dafür geschulten Inter-
viewer(inne)n befragt wurden, die alle-
samt erfahren in der Arbeit mit dieser
Personengruppe waren (vgl. RATZ,
DWORSCHAK, GROSS 2012, 82 f.).

Direkte Befragung der ABW-Kunden
zur Verfahrenseignung

Im Rahmen der Kund(inn)enbefragung
wurde die Verfahrenseignung über fol-
gende Aspekte operationalisiert:

> inhaltliche Vollständigkeit
> Anwendbarkeit und Handhabbar-
keit

> Verfahrensorientierung
> persönlicher Nutzen (vgl. ebd., 78;
240–245)

Aus Sicht der Betroffenen eignen
sich beide Verfahren überwiegend gut
dazu, ihren persönlichen Hilfebedarf
im ABW zu erfragen. Es bestehen keine
signifikanten Verfahrensunterschiede
bei der Ermittlung benötigter und ge-
wünschter Hilfen. Allerdings zeigt sich
die Tendenz, dass ABW-Kund(inn)en
bei Anwendung des Instruments ICF-
BEST eher den Eindruck haben, dass
gleiche Fragen öfter vorkommen als
beim H.M.B.-W. (vgl. ebd., 83–85). Im
Hinblick auf die Anwendung werden
beide Verfahren ähnlich eingeschätzt.
So finden sich weder signifikante
Unterschiede hinsichtlich der sprachli-
chen Verständlichkeit noch hinsicht-
lich der Selbsteinschätzung der Art und
des Umfangs von Hilfe. Im Hinblick auf
die Handhabbarkeit schätzen die
Befragten die beiden Verfahren signifi-
kant unterschiedlich ein. Die Anzahl
der Fragen des ICF-BEST wird ebenso
unangemessen empfunden, wie die
Dauer des Assessments (vgl. ebd., 86–
90). Im Kontext Verfahrensorientierung,
also der Frage, inwieweit die Verfahren

sich an der Meinung der Kund(inn)en
bzw. der Assistent(inn)en orientieren,
ergeben sich wiederum keine signifi-
kanten Unterschiede (vgl. 91 f.). Der
abschließend thematisierte Aspekt des
persönlichen Nutzens der Erhebungen
zeigt, dass beide Verfahren hinsicht-
lich unangenehmer Fragen und einer
Orientierung an der Zukunft der Befrag-
ten ähnlich eingeschätzt werden. Signi-
fikante Unterscheide zeigen sich in die-
sem Bereich nicht (vgl. ebd., 93–95).

Explorative Untersuchung 
von Zeitwerten

Dieser letzten Fragestellung liegt eine
besondere Brisanz inne, die Klaus DÖR-
NER als „Vermarktlichung des Sozia-
len“ (zit. n. SCHWARTE 2005, 17) be-
schrieben hat. Vollzieht sich doch eine
Ökonomisierung des Privaten, wenn
individuelle Hilfebedarfe in rechtlich
anerkannte (Geld-)Leistungen transfor-
miert werden. In der Tat sind mit der
Individualisierung sozialer Leistungen
Gefahren verbunden. Je individueller
Sozialleistungen ermittelt werden, des-
to größer ist der bürokratische Be-
darf an persönlichen Daten und desto
stärker werden Leistungsnehmer(innen)
damit konfrontiert, ihr Privatleben preis-
zugeben, dokumentieren und evaluie-
ren zu lassen, um mit ihnen einen pass-
genauen, auf ihre Lebenswelt und ihre
subjektiv bewertete Lebenssituation
zugeschnittenen Hilfeplan zu erstellen,
ihre bestehenden Ressourcen zu sich-
ten und den von ihnen geltend gemach-
ten Hilfebedarf als individuelle Hilfe-
leistungen transparent zu berechnen.
Der Umfang einer Dienstleistung wird
also als Individualleistung ermittelt
anstatt – wie bisher in der Behinderten-
hilfe üblich – als Pauschalleistung, die
in erster Linie Anbietern und Kosten-
trägern von Dienstleistungen eine stabi-
le Kalkulationsbasis bietet. Die auf der
Basis eines individuellen Hilfebedarfs
berechnete Leistung eröffnet Leistungs-
nehmer(inne)n unserer Meinung nach
jedoch Handlungsspielräume für ihre
persönliche, selbstbestimmte Lebensge-
staltung. Die Partizipationschancen, die
mit einer personenorientierten Gene-
rierung von Sozialleistungen verbun-
den sind, können somit Emanzipa-
tionsprozesse in Gang setzen und Men-
schen mit Behinderung auf ihrem Weg
in eine inklusive Bürgergesellschaft
stärken. Dabei muss man sich der Ge-
fahren der Individualisierung von So-
zialleistungen stets bewusst sein.

Neben sozialethischen Fragestellun-
gen gilt es im Hinblick auf die zu ver-
gleichenden Verfahren die Frage zu
stellen, wie ein Zeitwertvergleich über-
haupt sinnvoll gestaltet werden kann,
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werden doch beim H.M.B.-W. auf Grund
pauschalisierter Hilfebedarfsgruppen
mit dem Kostenträger Stundenpauscha-
len verhandelt und beim ICF-BEST auf
Grund der individuellen Zeitwerte im
Rahmen einer Hilfeplankonferenz indi-
viduelle Betreuungsstunden festgelegt.
Im Grunde lassen sich die so generier-
ten Leistungsstunden also kaum mitei-
nander vergleichen. Während die Leis-
tungsstunden beim H.M.B.-W. über
Pauschalen zustande kommen, ergeben
sich die Leistungsstunden beim ICF-
BEST direkt über den individuellen
Hilfebedarf. Nichtsdestotrotz bilden
die beiden Verfahren mit ihren Metho-
den die zu untersuchende soziale Reali-
tät ab. Daher werden für den explorati-
ven Zeitwertvergleich beim H.M.B.-W.
die zwischen Einrichtungsträgern und
Kostenträger verhandelten maximalen
Leistungsstunden zugrunde gelegt, die
bei individuellen Härten bis zu 20 %
erhöht werden können (vgl. Bezirk
Oberbayern 2009):

> Hilfebedarfsgruppe I: 3,11 Std./
Woche bzw. 3,73 Std./Woche

> Hilfebedarfsgruppe II: 4,38 Std./
Woche bzw. 5,25 Std./Woche

> Hilfebedarfsgruppe III: 7,62 Std./
Woche bzw. 9,14 Std./Woche

> Hilfebedarfsgruppe IV und V: treffen
im ABW in Oberbayern derzeit nicht
zu

In Tab. 1 sind die durchschnittlichen
auf Grundlage des H.M.B.-W. erhobe-
nen und danach transformierten Zeit-
wertpauschalen für die 39 berücksich-
tigten ABW-Kund(inn)en dargestellt.
Alle ABW-Kund(inne)en sind der Hil-
febedarfsgruppe I bzw. II zugeordnet.
Im Durchschnitt erhält jede ABW-Kun-
din, jeder ABW-Kunde auf der Grund-
lage des H.M.B.-W. 3,73 Leistungsstun-
den pro Woche. Würde man von einer
durchgängigen Anwendung der Härte-
fallregelung ausgehen, würde sich der
durchschnittliche Wert auf 4,47 Leis-
tungsstunden pro Woche erhöhen. Für
den weiteren explorativen Zeitwertver-
gleich wird im Folgenden von einem
durchgängig 10%igen Aufschlag aus-
gegangen, der zu einer durchschnittli-
chen Anzahl von 4,10 Leistungsstun-
den pro Woche führt (vgl. Tab. 1).

Der mit dem ICF-BEST, auf der
Grundlage individueller Hilfebedarfe
erhobene Zeitwert liegt für die 39 be-
rücksichtigten ABW-Kund(inn)en bei
durchschnittlich 6,2 Leistungsstunden
pro Woche (vgl. Tab. 2). Allerdings 
werden mit dem ICF-BEST, wie im
Abschnitt zum inhaltlichen Verfahrens-
vergleich deutlich wurde, auch Hilfe-
bedarfe erhoben, die im H.M.B.-W.
unberücksichtigt bleiben. Rechnet man

diese heraus, bereinigt man also den
mit dem ICF-BEST ermittelten Zeitwert
um die Anteile, die im H.M.B.-W. nicht
enthalten sind, zeigt sich, dass sich der
individuelle Hilfebedarf auf Grundlage
des ICF-BEST auf durchschnittlich
4,16 Leistungsstunden pro Woche redu-
ziert, mit dem im Folgenden weitergear-
beitet werden soll (vgl. Tab. 2).

Des Weiteren machen die Minima
und Maxima sowie die Standardabwei-
chung deutlich, dass die 39 berücksich-
tigten Hilfebedarfszeitwerte durchaus
einer größeren Varianz unterliegen. So
macht eine ABW-Kundin, ein ABW-
Kunde lediglich 0,9 Leistungsstunden
pro Woche geltend. Demgegenüber
liegt der höchste Zeitwert bei 18,5
Stunden. Eine Analyse interessanter
Einzelfälle findet sich im ausführlichen
Forschungsbericht (vgl. RATZ, DWOR-
SCHAK & GROSS 2012).

Vergleicht man nun die Zeitwertpau-
schale H.M.B.-W. plus 10%igem Zu-
schlag, aus Tab. 1, von 4,10 Leistungs-
stunden pro Woche mit dem bereinig-
ten Zeitwert nach ICF-BEST, aus Tab.
2, von 4,16 Leistungsstunden pro
Woche, dann zeigt sich, dass die beiden
Zeitwerte nahezu identisch sind. Dieser

Vergleich ist jedoch nur unter den hier
vorgenommenen und angegebenen An-
nahmen zulässig. 

Zusammenfassung und Diskussion

Dem hier dargestellten Vergleich zwi-
schen dem etablierten H.M.B.-W. Ver-
fahren und einem ICF-basierten, perso-
nenorientierten Verfahren zur Hilfebe-
darfserhebung, dem ICF-BEST, liegt die
Frage zu Grunde, welche Auswirkun-
gen ein Wechsel vom H.M.B.-W. Ver-
fahren zum ICF-BEST Assessment im
Ambulant Betreuten Wohnen in Ober-
bayern mit sich bringen würde. Diese
Auswirkungen beträfen sowohl den/die
Leistungsnehmer(in), also den/die ABW-
Kunden/Kundin, als auch die Einrich-
tungen und schließlich die Sozialver-
waltung. Der Vergleich bezog drei
Aspekte mit ein: Einen strukturellen,
einen inhaltlichen sowie einen empiri-
schen Verfahrensvergleich. 

Im Rahmen des strukturellen Verfah-
rensvergleichs wurde deutlich, dass
sich das ICF-BEST auf Grund seines
individuellen Zugangs zur Kundin,
zum Kunden empfiehlt. Während mit
Hilfe des H.M.B.-W. pauschalisierte
Hilfebedarfsgruppen gebildet werden,

Tab. 1: Zeitwertpauschalen nach H.M.B.-W. in Stunden pro Woche (N=39)

N Min Max Mittelwert
Standard-

abweichung

Zeitwertpauschale 
H.M.B.-W
in Std./Woche

39 3,11 4,38 3,73 0,64

Zeitwertpauschale 
H.M.B.-W. plus 10 % 
Zuschlag in Std./Woche

39 3,42 4,82 4,10 0,70

Zeitwertpauschale
H.M.B.-W. plus 20 % 
Zuschlag in Std./Woche

39 3,73 5,25 4,47 0,80

Tab. 2: Gesamtzeitwerte nach ICF-BEST in Stunden pro Woche (N=39)

N Min Max Mittelwert
Standard-

abweichung

Zeitwerte ICF-BEST
in Std./Woche

39 0,9 38,8 6,23 6,48

„Bereinigte“ Zeitwerte 
ICF-BEST in Std./Woche

39 0,37 18,53 4,16 3,52



9

WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG
Hilfebedarf erheben im Ambulant Betreuten Wohnen (ABW)

Teilhabe 1/2014, Jg. 53

die in einem zweiten Schritt in pau-
schalisierte Zeitwerte in Form von
maximal zu verwendenden Leistungs-
stunden transformiert werden, erhebt
das ICF-BEST in einem individuellen
Zugang individuelle Zeitwerte, die im
Rahmen z. B. einer Hilfeplankonferenz
in anerkannte, justiziable Leistungs-
stunden überführt werden müssen. Vor
dem Hintergrund der fachlichen, politi-
schen und gesellschaftspolitischen Ent-
wicklungen der letzten Jahre (vgl. Ein-
leitung), empfiehlt sich an dieser Stelle
das ICF-BEST auf Grund seines perso-
nenorientierten Zugangs. Im Rahmen
des inhaltlichen Vergleichs wurde deut-
lich, dass das ICF-BEST die Hilfebe-
darfsbereiche des H.M.B.-W. an vielen
Stellen erweitert und darüber hinaus
auch zusätzliche Hilfebedarfe berück-
sichtigt. Dabei erscheint die transpa-
rente Differenzierung von kategorialen,
in der Eingliederungshilfe nicht berück-
sichtigten, und dimensionalen Hilfebe-
darfen beim ICF-BEST sehr adäquat,
während im H.M.B.-W. Verfahren so-
wohl kategoriale als auch dimensionale
Hilfebedarfe berücksichtigt werden.
Aus inhaltlicher Sicht empfiehlt sich
ebenfalls das ICF-BEST, auf Grund der
theoretischen Fundierung (ICF-Basis),
einer besseren Ausdifferenzierung und
der inhaltlichen Ausweitung möglicher
Hilfebedarfsbereiche, obgleich das ICF-
BEST noch nicht ausgereift ist und
einer Weiterentwicklung bis hin zur
„Serienreife“ bedarf.

Der empirische Verfahrensvergleich
intendierte die Erhebung der Kund(in-
n)enmeinung zur Verfahrenseignung
sowie die Erhebung der individuellen
Hilfebedarfe von 43 ABW-Kund(inn)en
mit geistiger und/oder körperlicher
Behinderung in Oberbayern mit beiden
Verfahren. Die Verfahrenseignung wur-
de in einer direkten Befragung anhand
einer repräsentativen Stichprobe erho-
ben. Hierbei schneidet das ICF-BEST
in einzelnen Punkten schlechter ab als
das H.M.B.-W. Hier wird wiederum ein
gewisser Weiterentwicklungsbedarf des
ICF-BEST deutlich, insbesondere seines
Assessments. In den meisten Aspekten
werden die beiden Verfahren von den
Kund(inn)en jedoch vergleichbar ein-
geschätzt. Der abschließend durchge-
führte explorative Vergleich von Zeit-
werten, die mit den beiden Verfahren
erhoben bzw. darüber transformiert
wurden, bedurfte eines spezifischen
Designs, da die Verfahren im Grunde
nicht vergleichbar sind. In der vorlie-
genden Studie wurden in einer explora-
tiven Herangehensweise Bedingungen
geschaffen, die einen Vergleich ansatz-
weise zulassen. Um diese vergleichba-
ren Bedingungen herzustellen, wurden
die über das H.M.B.-W. ermittelten Hil-

febedarfsgruppen in die vom Bezirk
Oberbayern verhandelten Zeitwertpau-
schalen transformiert. Des Weiteren
wurde ein 10%iger Aufschlag auf die
Leistungsstunden im Sinne einer teil-
weisen Anwendung der Härtefallrege-
lung angenommen. Auf Seiten des ICF-
BEST wurden die individuellen Zeit-
werte der 39 berücksichtigten ABW-
Kund(inn)en erhoben und gemittelt. In
einem zweiten Schritt wurden die Zeit-
werte um die Anteile reduziert, die im
H.M.B.-W. inhaltlich nicht berücksich-
tigt werden, die Zeitwerte wurden also
bereinigt. Obgleich der Vergleich me-
thodische Probleme birgt, deren man
sich bewusst sein muss, kann er dabei
behilflich sein, eine Einschätzung darü-
ber abzugeben, wie sich ein System-
wechsel vom eingeübten H.M.B.-W.
Verfahren zum ICF-basierten Assess-
ment ICF-BEST auswirken würde (vgl.
ebd., 161–165). Unter Annahme dieser
Prämissen hat sich gezeigt, dass die
ermittelten Leistungsstunden nahezu
identisch sind, also der Hilfebedarf der
ABW-Kun-d(inn)en – ausgedrückt in
Leistungsstunden – in etwa gleich hoch
ist, einerlei ob er mit dem H.M.B.-W.
oder dem ICF-BEST erhoben wird. Auf
Grund dieses Ergebnisses empfiehlt
sich auf Grund der zuvor genannten
Gründe ein Wechsel zum personenori-
entierten Verfahren ICF-BEST. Offen
bleiben an dieser Stelle allerdings fol-
gende Aspekte: die inhaltliche und me-
thodische Weiterentwicklung des ICF-
BEST hin zur „Serienreife“, die Frage
der Anerkennung der im ICF-BEST vor-
handenen zusätzlichen Hilfebedarfsbe-
reiche sowie die Frage der Umwand-
lung der individuellen Hilfebedarfe,
erhoben mit dem ICF-BEST, in justizi-
able Leistungsstunden im Rahmen z. B.
einer Hilfeplankonferenz. Diese offe-
nen Fragen verdeutlichen abschließend
zukünftige Forschungsdesiderata. 
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tiven Selbstdeutungen erfolgt und tatsächlich ein 
erlebtes und qualitatives Mehr an Inklusion für 
die behinderten Menschen erreicht wird?

•  Wie können angebotene Hilfen auf die Verände-
rung der sozialen Beziehungen vor Ort orientiert 
werden, ohne die individuelle Dimension von 
Assistenz und Unterstützung zu schmälern?

•  Wie können konkrete Beiträge für die Verbesserung 
der Organisierung und der Wirksamkeit von Hilfen 
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gute Beispiele auszutauschen, soll Aufgabe der Fach-
tagung sein. Die Tagung richtet sich gleichermaßen 
an Vertreter(innen) der örtlichen Sozialraumgestaltung, 
der Politik, der Menschen mit Behinderung und der 
Behindertenhilfe.

Weitere Informationen erhalten Sie im 
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keiten, und diese Gesetzmäßigkeiten
lassen sich mittels der Tätigkeitstheorie
in einer für die Pädagogik angemesse-
nen Form beschreiben und erklären.
Dabei ist ein Bezug auf Altersklassen
oder Altersnormen für den pädagogi-
schen Erkenntnisgewinn nicht nötig. 

Ein zentraler Begriff für diesen Pro-
zess ist der Gegenstandsbezug. Der
Begriff des Gegenstands oder Objekts
umfasst im Rahmen der Tätigkeitstheo-
rie nicht nur die Dinge der unbelebten
Natur und die Erzeugnisse des Men-
schen, sondern auch alle belebten Kör-
per, sogar den eigenen Leib. Mit dem
Gegenstandsbezug eröffnet sich eine
pädagogisch bedeutsame Perspektive,
unter der die individuelle menschliche
Entwicklung beschrieben und erklärt
werden kann. Die Perspektive des
Gegenstandsbezugs ist theoretisch und
praktisch vorteilhaft:

1. Die Tätigkeiten selbst und die Ob-
jekte, auf die sich die Tätigkeiten
beziehen, lassen sich im Allgemei-
nen bei jedem Individuum in jeder
Phase seiner Entwicklung gut beob-
achten und genau beschreiben oder
zumindest mit einiger Plausibilität
erschließen. Dies gilt auch für viele
wesentliche Merkmale der Situatio-
nen und sozialen Kontexte, in denen
sich die Tätigkeiten vollziehen. 

2. Somit lassen sich auch Veränderun-
gen des Gegenstandsbezugs im Lau-
fe der individuellen Entwicklung gut
erfassen. Dabei vollziehen sich die
Veränderungen in charakteristischer
Weise:

> Die Zahl der Objekte, auf die sich
die Tätigkeiten richten, nimmt –
zumindest in den ersten Lebens-
abschnitten – zu. So kann relativ
genau beschrieben werden, mit
welchen und mit wie vielen ver-
schiedenen Objekten sich ein
Kind in seinem bisherigen Leben
beschäftigt hat. 

> Die Qualität der Tätigkeit, also
die Art und Weise, wie mit den
Gegenständen umgegangen wird,
verändert sich so, dass immer
neue Erfahrungen über die Ge-
genstände, über die eigenen Akti-
vitäten und über die Situationen –
zumindest in den ersten Lebens-
abschnitten – gewonnen werden. 

Beide Aspekte der Entwicklung füh-
ren dazu, dass sich die Möglichkeiten
des Handelns, Denkens und Erlebens
in einer der Realität angemessenen Wei-
se zunehmend erweitern.

| Teilhabe 1/2014, Jg. 53, S. 11 – 18

| KURZFASSUNG Der vorliegende Beitrag beruht auf einem tätigkeitstheoretischen
Verständnis menschlicher Entwicklung. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Theorie
von der Abfolge der dominierenden Tätigkeiten. Von dieser werden nur die vier ersten
Etappen ausführlich dargestellt, weil sie für den pränumerischen Erfahrungsbereich
bedeutsam sind und deswegen auch für Menschen mit erheblichen Beeinträchtigungen
ihrer körperlichen und geistigen Entwicklung gelten. Der dargestellte theoretische Ansatz
ermöglicht ein Verständnis für den Prozess des schrittweisen Erwerbs von Erfahrungen,
die grundlegend für die Ausbildung mathematischer Konzepte eines jeden Menschen
sind. Damit wird der Erfahrungsbereich der Mathematik so weit gefasst, dass auch Men-
schen mit erheblichen Beeinträchtigungen ihrer geistigen Entwicklung Zugang zu den
Grundlagen der Mathematik finden. Abschließend wird anhand von praktischen Beispie-
len gezeigt, wie sich alltägliche, rein pflegerische Verrichtungen für Menschen, die als
schwer geistig behindert gelten, so gestalten lassen, dass sie zugleich der Förderung
grundlegender mathematischer Kompetenzen dienen.

| ABSTRACT Gain of fundamental mathematical experience on elementary 
stages of development. The understanding of human development treated in this arti-
cle is based on the Activity Theory referring to A. N. LEONTJEW (1973). In this theory, 
the sequence of dominant leading activities has got significant importance. Here, only
the first four elementary stages referring to this theory are treated in detail, because they
are meaningful for the field of prenumerical experience, and their results are also valid for
people with severe mental retardation. Thus, the theoretical approach described here,
enables an understanding of the process of the stepwise gain of experience, which is 
fundamental for the development of mathematical concepts in every human being. By
this, the range over which mathematical concepts are valid, is expanded in a manner, that
even people with severe mental retardation can find an access to mathematical basics.
Finally, some practical examples show strong evidence that everyday nursing and develo-
ping mathematical competences can be applied to the same time.

Zum Erwerb grundlegender 
mathematischer Erfahrungen 
auf elementaren Etappen 
der Tätigkeitsentwicklung

Reimer Kornmann

Zum tätigkeitstheoretischen Ver-
ständnis menschlicher Entwicklung

Tätigkeit gilt als wesentliches Merkmal
allen Lebens, weil durch sie der lebenser-
haltende Austausch eines jeden Organis-
mus mit seiner belebten und unbelebten
Umwelt gewährleistet ist. Das individu-
elle Leben endet, wenn ein solcher Stoff-
wechsel unterbleibt. Diese Aussage gilt
generell für alle Lebewesen. Der elemen-
tarste Austausch des Menschen mit sei-
ner Umwelt ist die Tätigkeit des Atmens. 

Der sich entwickelnde und selbst im
Schlaf stets tätige Mensch durchschrei-

tet verschiedene, biologisch festgelegte
Lebensstadien in fester Abfolge. Dieser
Prozess vollzieht sich bei verschiede-
nen Individuen in unterschiedlicher
Geschwindigkeit – abhängig sowohl von
physischen  Voraussetzungen als auch
von Erfahrungen, die im Zuge der Tä-
tigkeiten gewonnen werden. Bei man-
chen Menschen ist das Tempo ihrer
Entwicklung aufgrund eingeschränkter
physischer Voraussetzungen und erheb-
licher Erfahrungsmängel so langsam,
dass gar nicht alle Stadien durchschrit-
ten werden können. Dennoch vollzieht
sich der Entwicklungsprozess bei allen
Menschen nach gleichen Gesetzmäßig-
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3. Weiterhin liefert der Gegenstandbe-
zug geeignete Kriterien, um den aktu-
ellen individuellen Entwicklungsstand
vor dem Hintergrund der jeweils ge-
gebenen und genutzten Erfahrungs-
möglichkeiten zu beschreiben und
zu rekonstruieren sowie daraus Ziel-
kriterien für die Planung pädagogi-
scher Prozesse abzuleiten. 

Dabei werden die konkreten Alltags-
erfahrungen aufgegriffen, die die einzel-
nen Menschen im Rahmen ihres indivi-
duellen Lebensvollzugs gewinnen und
die sich durch eine pädagogische Ge-
staltung ihrer schulischen und außer-
schulischen Lebenswelten entwick-
lungsförderlich beeinflussen lassen.
Diese Möglichkeiten hat insbesondere
PITSCH (2002; 2005a; 2005b) für die
pädagogische Förderung von Menschen
mit starken Beeinträchtigungen ihrer
geistigen Entwicklung ausführlich und
überzeugend dargelegt. 

Die gut beschreibbaren Veränderun-
gen des Gegenstandsbezugs sind also
die Indikatoren für individuelle Ent-
wicklungsprozesse. Sie werden in der
Theorie von der Abfolge dominierender
Tätigkeiten (LEONTJEW 1973) beschrie-
ben und erklärt. Pädagogisch wertvoll
ist dieser Ansatz deswegen, weil sich
anhand dieser Beobachtungskriterien
der aktuelle Stand individueller Ent-
wicklungen im Hinblick auf die „Zone
der nächsten Entwicklung“ einschätzen
lässt (JANTZEN 2010). Die Theorie
von der Abfolge der dominierenden
Tätigkeiten wurde in Deutschland zu-
nächst von JANTZEN (1980) und
SCHMIDT-KOLMER (1986) systema-
tisch aufgearbeitet. Weitere Veröffentli-
chungen über Anwendungen bei spezi-
fischen pädagogischen Aufgaben liegen
vor (KORNMANN 1991; 2010a; FLÄ-
MIG, MUSKETA & LEU 2009). In den
einzelnen Etappen der dominierenden
Tätigkeiten werden subjektiv bedeut-
same bereichsspezifische Erfahrungen
gewonnen – etwa im Hinblick auf  den
Spracherwerb oder die Qualität der Bin-
dung an  Bezugspersonen. Die nachfol-
genden Ausführungen konzentrieren
sich auf die Frage, wie sich die bei den
Tätigkeiten gewonnenen Erfahrungen
im Erwerb und im Aufbau grundlegen-
der mathematischer Konzepte nieder-
schlagen und in eine entwicklungslo-
gische Struktur des Erwerbs mathe-
matischer Kompetenzen eingeordnet
werden können. Dabei werden frühere
Arbeiten des Verfassers aufgegriffen
und differenziert weitergeführt (KORN-
MANN 2003; 2010b). Mathematik wird
hier also nicht als Unterrichtsfach ge-
dacht, sondern als ein Lebensprinzip,
das viele Alltagssituationen durch-
dringt. Ein solcher Ansatz ist keines-

wegs neu: Ein ähnliches, auf die Le-
benswelt bezogenes Konzept, das auf
der kritischen Auseinandersetzung mit
der Entwicklungstheorie von Jean Pia-
get beruht und sich an der pädagogi-
schen Situation von Menschen mit
geistiger Behinderung orientiert, haben
SCHMITZ & SCHARLAU (1985) in
ihrem nach wie vor sehr lesenswerten
Buch vorgelegt. 

Zum Erwerb grundlegender 
mathematischer Konzepte im 
Rahmen der Tätigkeitstheorie

Die nachfolgende Darstellung folgt
zwei Grundsätzen:  

1. Kein Mensch soll aus den Überle-
gungen und Schlussfolgerungen zur
Mathematik ausgeschlossen werden,
und daher ist gerade die Gruppe von
Menschen besonders zu berücksich-
tigen, die durch schwere Beeinträch-
tigungen und Einschränkungen ihrer
Lebensvollzüge gekennzeichnet ist.
Dies kann dadurch gelingen, dass
der Begriff der Mathematik weit
genug gefasst wird. 

2. Bei einem weit gefassten Begriff von
Mathematik können grundlegende
oder basale Zugänge zur Mathema-
tik geschaffen werden, die ganz eng
mit Emotionen verbunden sind.
Somit werden auch die oft vernach-
lässigten emotionalen Aspekte von
Mathematik betont.

Mathematik kann als ein Erfahrungs-
bereich definiert werden, bei dem die
Tätigkeiten mit dem Erkennen und
Herstellen von Gleichheit und Ver-
schiedenheit verbunden sind. Eine sol-
che Auffassung ist gut vereinbar mit
neueren mathematikdidaktischen Auf-
fassungen, wonach ein wesentlicher
Schwerpunkt der Mathematik das Er-
kennen von Mustern und Strukturen be-
trifft (WITTMANN & MÜLLER 2008).
Da Muster und Strukturen auf Wieder-
holungen und Variationen von jeweils
gleichen Elementen beruhen, ist die
Verbindung zu Konzepten von Gleich-
heit und Verschiedenheit gegeben.  

Je nach Perspektive wird der Begriff
der Gleichheit auch als Identität, Ein-
heitlichkeit, Konstanz, Stabilität, Homo-
genität, Invarianz, Äquivalenz, Isomor-
phie, Kongruenz, Sicherheit, Vorhersag-
barkeit, Regelmäßigkeit oder Redundanz
bezeichnet; für sein Gegenteil stehen
die Begriffe Verschiedenheit, Unter-
schiedlichkeit, Heterogenität, Variabi-
lität, Instabilität, Unsicherheit, Zufäl-
ligkeit, Kontingenz, Unregelmäßigkeit
oder Chaos. Der Begriff der Gleichheit
kann sich auf Merkmale, auf Merk-

malsklassen oder auf Relationen von
Zuständen, Situationen, Gegebenheiten,
Lebewesen oder auf unbelebte Objekte
in der Natur und Erzeugnisse des Men-
schen richten – also gleichsam auf alles,
was von Menschen wahrnehmbar ist. 

Im Zuge der individuellen Entwick-
lung verändern sich mit der Qualität
der Tätigkeiten auch die Konzepte von
Gleichheit, und zwar werden sie zuneh-
mend differenzierter, allgemeiner und
abstrakter. Ausnahmen bilden patho-
logische Prozesse oder anhaltende
schwere Notsituationen, durch die es
zu Einschränkungen und Begrenzun-
gen der Inhalte und Formen von Tätig-
keiten und zu fehlender Erfahrungsbil-
dung kommt – etwa, wenn es nur
darum geht, den Tag lebend zu überste-
hen. In solchen Fällen werden die Kon-
zepte von Gleichheit immer enger und
einseitiger. 

Zur Ausbildung der Konzepte 
von Gleichheit und Verschiedenheit
im Rahmen der dominierenden 
Tätigkeiten

Die nachfolgende Darstellung orien-
tiert sich im Wesentlichen an Beobach-
tungen, die an Kindern in den ersten
sechs Lebensjahren gewonnen wurden.
Die Inhalte der Beobachtungen können
aber auch für Menschen zutreffen, die
wesentlich älter sind und die Entwick-
lungsstufen in einem viel langsameren
Tempo durchlaufen. Die als entwick-
lungsförderlich und entwicklungshem-
mend erkannten Bedingungen gelten
für diese Menschen aber in gleicher
Weise. 

Die auf den Gegenstandsbezug ge-
richtete Perspektive führt also dazu,
dass Altersunterschiede nicht berück-
sichtigt werden: Bei gleichem Gegen-
standsbezug kann es sich also um Men-
schen sehr unterschiedlichen Alters
handeln – beispielsweise um Säuglinge
oder um hochgradig pflegebedürftige
Erwachsene. Trotz solcher Altersunter-
schiede sind jedoch die gleichen Über-
legungen hinsichtlich der angemesse-
nen Möglichkeiten zur Unterstützung
der individuellen Entwicklung gebo-
ten. Für diese Gemeinsamkeit des Ent-
wicklungsstands von Menschen unter-
schiedlichen Alters fehlt eine geeignete,
in sich konsistente Terminologie, was
bei der nachfolgenden Darstellung
sicherlich als störend auffallen mag. 

Zu den nachfolgend beschriebenen
Etappen ist weiterhin anzumerken, dass
sie immer nur für einzelne Gegenstände
gelten: Bei häufig gebrauchten und ein-
fach zu handhabenden Objekten werden
einzelne Etappen schneller erreicht als
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bei bis dahin unbekannten oder kom-
pliziert zu handhabenden Objekten. 

1. Die sensorische 
(perzeptive) Tätigkeit

Erste Erfahrungen bilden sich bereits
im vorgeburtlichen Stadium mit der
Entwicklung des Zentralen Nervensys-
tems. Der Fötus befindet sich entweder
in einem Zustand ungerichteter Aktivi-
tät oder in einem Zustand der Ruhe.
Unter günstigen Lebensbedingungen
der Mutter bildet sich ein stabiler
Schlaf-Wach-Rhythmus heraus, bei
dem sich der Fötus an die Lebensge-
wohnheiten der Mutter anpasst. Die
jeweiligen Zustände innerhalb dieser
beiden gleichförmigen Phasen werden
sicherlich nicht als irgendwie bedeut-
sam erlebt und wahrgenommen. Dies
ist jedoch dann anzunehmen, wenn es
zu Störungen, etwa durch laute Geräu-
sche oder plötzliche Lageveränderun-
gen, kommt. In Phasen der Aktivität
führen solche Störreize zu „Schreck-
Reaktionen“, also zu einer Einstellung
aller Bewegungen, während die glei-
chen Reize im Zustand der Ruhe das
Einsetzen von Aktivitäten bewirken.
Denkbar ist, dass die Aktivitäten in den
stabilen Phasen die Grundlage positiver
Emotionen bilden und dass die Störun-
gen der Aktivitäten und der Ruhe die
Grundlagen negativer Emotionen bil-
den. Auch ist davon auszugehen, dass
Föten einen stabileren Schlaf-Wach-
Rhythmus ausbilden, wenn sie nur sel-
ten Störreizen ausgesetzt sind und ihre
Mütter einen regelmäßigen und meist
stressfreien Tagesablauf haben. 

Die schon vor der Geburt wahr-
nehmbare Gleichheit von Geschehnis-
sen und das Erleben von Verschieden-
heit ist eine wesentliche Grundlage
weiterer Erfahrungsbildung auch nach
der Geburt. Die Wahrnehmung von
Gleichheit bezieht sich nicht nur auf
die konstanten Merkmale der jeweili-
gen Situation, sondern auch auf die
Regelmäßigkeit im Wechsel verschiede-
ner Phasen und insbesondere auf die
offensichtlich wahrnehmbaren Signale
bei ihrem Übergang. Solche Phasen im
Wachzustand wären beispielsweise der
Zustand zunehmenden Hungers, der
nach einer Phase des Schreiens von der
Phase des Stillens abgelöst wird. Auf
den Zustand der Sättigung folgt oft eine
Phase wachen Interesses an der unmit-
telbaren Umwelt, die dann irgendwann
in einen anderen Zustand, vielleicht
den des Schlafens, übergeht. Das wache
Interesse zeigt sich in deutlichem Zu-
wendungsverhalten auf Objekte, die im
Gesichtsfeld liegen – etwa durch Fixie-
rung der Blicke oder Hinwendungen
der Hände. 

Offensichtlich führt die gute Vorher-
sagbarkeit von Situationsmerkmalen zu
positiven Emotionen, während unvor-
hergesehene Störungen von negativen
Emotionen begleitet sind. Treten solche
störenden Ereignisse häufig und unver-
mittelt, also ohne Ankündigung auf,
wird die Erfahrungsbildung erheblich
behindert. 

In den ersten Lebenswochen besteht
die Erfahrungsbildung im Wiedererken-
nen der Merkmale von Objekten und
Situationen. Das Wiedererkennen ist
an das Konzept der Gleichheit gebun-
den: Nur was bezüglich bestimmter
Merkmale als gleich wahrgenommen
wird, kann wiedererkannt werden –
unabhängig davon, auf welche Merk-
male sich die Gleichheit bezieht. Im
Sinne des Klassischen Konditionierens
haben die Säuglinge die Bedeutung von
Signalreizen dann gelernt, wenn sie auf
diese in spezifischer Weise reagieren:
Immer wenn die Pflegeperson eine
bestimmte Handlung in bestimmter,
jeweils gleicher Weise – vielleicht durch
immer das gleiche Wort – ankündigt,
wird man an den Reaktionen der betrof-
fenen jungen Menschen abschätzen
können, ob ihnen die Bedeutung dieses
Signals bereits vertraut ist.

Bedeutsame Signalreize beziehen
sich aber auf solche Merkmale von
Situationen, die anzeigen, dass ein
Zustand des Unwohlseins, etwa infolge
Hungers, in Kürze beendet sein wird.
So gewinnen ursprünglich ganz neutra-
le, also kaum wahrnehmbare Merkmale
der Umgebung, eine Bedeutung, und
sie werden daher in ähnlich wiederkeh-
renden Situationen auch wiedererkannt.
Damit nimmt der Erfahrungsbestand
dessen, was als jeweils gleich erlebt
wird, von Tag zu Tag zu und wird von
positiven Emotionen begleitet. Ein gro-
ßer und sicherer Erfahrungsbestand
wird dann ausgebildet, wenn die Pflege-
personen sehr genau auf solche Äuße-
rungen des Kindes achten, die einen
bestimmten Mangelzustand anzeigen.
Je gezielter oder spezifischer die Pflege-
personen dann vorgehen, um dem
jeweiligen Mangelzustand abzuhelfen,
desto differenzierter und reichhaltiger
werden die Erfahrungsmöglichkeiten für
einen jungen Menschen, dessen Erfah-
rungsbereich ursprünglich allein auf die
Wahrnehmung von Zuständen des
Wohlbefindens und des Unwohlseins
und auf die damit einhergehenden Sig-
nalreize beschränkt war. Je größer ein
solcher Erfahrungsbestand wird, desto
leichter lassen sich auch die verschiede-
nen Wahrnehmungsinhalte unterschei-
den – so die Identifizierung verschiede-
ner Menschen aufgrund bestimmter
charakteristischer Merkmale, etwa der

Stimme. Die Erfahrungen bilden sich
dann besonders fest und sicher aus,
wenn die zugrundeliegenden Verbin-
dungen regelmäßig und konsequent
geknüpft werden und wenn stets darauf
geachtet wird, dass sich der junge
Mensch wohlfühlen kann. 

Unter solchen günstigen Vorausset-
zungen für den Erfahrungsgewinn kann
die mathematisch bedeutsame Katego-
rie der Gleichheit mit positiven Emotio-
nen besetzt werden. Dabei bilden sich
erste Erfahrungen mit zeitlichen Abfol-
gen: Wenn in der Folge des Schreiens
die Mutter oder Pflegeperson erscheint,
wird ein erwarteter positiver Zustand
eintreten. Solche Wenn-Dann-Beziehun-
gen sind ebenfalls Grundlage mathema-
tischen Denkens: Wenn ich x wahrneh-
me, erwarte ich zugleich das Eintreten
von y. Entspricht y meiner Erwartung,
ist Gleichheit zwischen erwartetem und
tatsächlichem Ereignis hergestellt – und
auch dies führt zu positiven Emotionen.

Das Wiedererkennen geschieht bei
Wiederholungen gleicher Vorgänge:
Gleiches erscheint im zeitlich-sukzessi-
ven Verlauf als gleich. Gleichheit und
Verschiedenheit können aber auch bei
räumlich-simultaner Präsentation von
identischen Objekten erkannt werden.

Mit erheblichen Beeinträchtigungen
der emotionalen und kognitiven Ent-
wicklung, also auch bezüglich des Er-
werbs mathematischer Konzepte, ist
dann zu rechnen, wenn auf die Bedürf-
nisäußerungen des Kindes nicht oder
nicht hilfreich eingegangen wird, wenn
die jungen Menschen also keine Ver-
bindungen zwischen den verschiede-
nen Situationsmerkmalen und ihren
Bedürfnissen erkennen können, und
wenn bei ihnen häufig Zustände der
Angst ausgelöst werden. In solchen Fäl-
len nimmt das Interesse an der Umge-
bung deutlich ab, das Kind zieht sich
zurück und seine Tätigkeiten beziehen
sich nur noch auf den eigenen Körper.

Junge Menschen, die hingegen vor-
wiegend positive Erfahrungen mit den
Merkmalen ihrer Umgebung haben
sammeln können, zeigen in Zuständen
des Wohlbefindens großes Interesse an
ihrer Umgebung und wenden sich allem
intensiv zu, was ihre Aufmerksamkeit
erregt – und dies so lange, bis es ihnen
langweilig zu werden scheint. Auch
kleine Mengen von bis zu drei gleichen
Objekten und die damit vorgenomme-
nen Operationen des Hinzufügens und
Wegnehmens werden intensiv und mit
zunächst wachem Interesse – feststell-
bar an bestimmten Verhaltensindikato-
ren wie der Saugrate – betrachtet. Die
Ergebnisse zahlreicher experimenteller
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Untersuchungen (z. B. WYNN 1992)
kamen übereinstimmend zu dem Schluss,
dass nur wenige Tage alte Säuglinge
über so etwas wie einen Zahlensinn
verfügen müssen: Optisch vorgegebene
kleine Mengen werden bezüglich der
Anzahl ihrer Elemente deutlich unter-
schieden. Auf Manipulationen, die zu
falschen und somit zu erwartungswidri-
gen Resultaten führen, reagieren die
Säuglinge mit deutlich gesteigerter
Erregung, anders als auf Manipulatio-
nen, die zu den erwarteten richtigen
Resultaten führen. Diese verlieren nach
einer gewissen Zeit ihren Reiz. Dieser
Befund bedeutet nicht, dass die Säug-
linge bereits Einsicht in die Vorgänge
des Addierens und Subtrahierens besit-
zen, doch sie sind in der Lage, Unter-
schiede von Mengen zu erkennen, ähn-
lich wie sie die Farben blau, rot und
gelb unterscheiden können.

In den ersten Lebenswochen kön-
nen die Säuglinge solche Erfahrungen
nur gewinnen, wenn ihnen die entspre-
chenden Stimuli mehr oder weniger
direkt von anderen Menschen geboten
werden. Sie befinden sich in diesem
Lebensstadium zwar noch in sehr gro-
ßer Abhängigkeit von ihrer Pflegeper-
son, können aber dennoch  spezifische
Wirkungen auf diese ausüben. In einer
ähnlichen Situation befinden sich auch
ältere Menschen, die vollständig auf die
Assistenz durch andere Menschen an-
gewiesen sind.

Stichwortartige Zusammenfassung
dieses Abschnitts:

Sensorische Tätigkeit

Beschreibung

> Reaktionen in Form von Reflexen –
aber auch: Zuwendung, Entspan-
nung als Reaktion auf angenehm
wirkende Merkmale der dinglichen
und sozialen Umwelt vs. Abwen-
dung, Schreien, Unruhe bei unange-
nehmen Empfindungen (bei Hunger,
fehlender Zuwendung, inadäqua-
ter Temperatur, großer Lautstärke). 

> Noch keine willkürlichen Bewe-
gungen.

Lern- und Erfahrungsmöglichkeiten

> Ausbildung bedingter Reaktionen/
bedingter Reflexe bei zeitlich und
räumlich regelmäßig miteinander
verbundenen Sinneseindrücken.

> Wiedererkennung gleicher Sinnes-
eindrücke. 

> Erlernen von Merkmalsunterschie-
den: Diskriminationslernen, klassi-
sches Konditionieren.

Günstige organische Voraussetzungen

> Intaktheit der Funktionen der Sin-
nesorgane, des Zentralnervensystems
und des Bewegungsapparats, damit
sich spezifische Reaktionen ausbil-
den können und als Signale von den
Pflegepersonen richtig verstanden
werden.

Günstige soziale Voraussetzungen

> Regelmäßige Beachtung der vitalen
(lebenswichtigen) Bedürfnisse – ein-
schließlich der sozialen Zuwendung
(Stimulation) durch möglichst viel-
fältige, alle Sinne ansprechende, an-
gemessene und regelmäßig wieder-
kehrende Reize.  

Risiken

> Bereichsspezifische Erfahrungsdefi-
zite durch organische Schäden. All-
gemeine Erfahrungsdefizite durch
mangelnde Zuwendung (fehlende/in-
adäquate Stimulation). Folgewirkung:
Schreien, später Teilnahmslosigkeit,
Krankheit usw. bei anhaltenden Man-
gelzuständen (sog. Deprivations- oder
Hospitalismus-Syndrom).

Erfahrungsbereich Mathematik

> Ausbildung und Differenzierung der
Repräsentation von konstanten Ein-
heiten (Gleichheit als grundlegendes
Konzept für die Mathematik)

> Erkennen von Wenn-Dann-Bezie-
hungen als Voraussetzung für das
Erleben konstanter Abfolgen (wie
beim Zählen später notwendig)

> Wirksamkeit eines angeborenen Sinns
für die Unterscheidung kleiner An-
zahlen (Mengen bis 2 oder 3).

2. Manipulierende Tätigkeit

Für die sensorische Tätigkeit ist die
starke Abhängigkeit von kompetent
handelnden Pflegepersonen charakte-
ristisch. Diese Abhängigkeit wird ein
wenig modifiziert, wenn es den jungen
Menschen gelingt, ihre Greifbewegun-
gen zu kontrollieren. Damit wird das
zweite Stadium ihrer Entwicklung ein-
geleitet. Zunächst werden alle in er-
reichbarer Nähe befindlichen Objekte
ergriffen. Dabei richten die jungen Men-
schen ihre auf das jeweilige Objekt
bezogenen Tätigkeiten so aus, dass sie
möglichst viele verschiedene Sinnes-
eindrücke gewinnen können: Das Ob-
jekt wird betrachtet, nach Möglichkeit
in den Mund genommen, geschüttelt,
fallen gelassen, wieder aufgenommen,

erneut in den Mund gesteckt. Diese
Folge gleichförmig ablaufender Tätig-
keiten wiederholen diese Menschen
dann sehr oft und ausdauernd. Offen-
sichtlich bilden sich im Zuge der Tätig-
keiten bestimmte Erwartungen bezüg-
lich der verschiedenen Qualitätsaspek-
te einzelner Objekte heraus. Bestätigen
sich diese Erwartungen, dann hat dies
eine verstärkende Wirkung, weil damit
das wichtige Gefühl der Sicherheit, also
eine positive Emotion, erzeugt wird.
Folglich werden Tätigkeiten, die zu
dem positiven Resultat, nämlich zur
Bestätigung bestimmter Erwartungen
führen, häufig wiederholt. 

Auf diese Weise gewinnen die Kin-
der zunächst einmal ein Spektrum qua-
litativ unterscheidbarer Merkmale, mit
denen sich ihre Umwelt beschreiben
lässt. Damit bilden sie die Fähigkeit des
Vergleichens aus, die für die Mathema-
tik grundlegend ist: Gleiche Merkmals-
qualitäten können als gleich identifi-
ziert und von anderen Merkmalsquali-
täten unterschieden werden. 

Günstig ist es, wenn die Erfahrun-
gen, die im Umgang mit den Objekten
gemacht werden, von den Bezugsperso-
nen beobachtet und mit korrekten
Begriffen versprachlicht werden: Auf
diese Weise lernen die Kinder, dass für
gleiche Merkmalsqualitäten auch glei-
che sprachliche Bezeichnungen ver-
wendet werden. 

Im Zuge dieses Erfahrungsprozesses
gewinnt das Kind auch mathematisch
wichtige Begriffe. Viele Merkmalsquali-
täten lassen sich nämlich als Gegensatz-
paare darstellen: groß – klein, schwer –
leicht, warm – kalt, glatt – rau usw. 

Durch solche Gegensatzpaare wer-
den dann quantitative Vergleiche ange-
bahnt: Wenn A = groß und B = klein,
dann A > B.  

Solche Vergleiche stellen Kinder an,
die schon krabbeln können. Ein Bei-
spiel: Zunächst werden zwei offene Do-
sen mit maximal vier Keksen gezeigt,
danach geschlossen und in einiger Ent-
fernung von den Kindern aufgestellt.
Kinder, die vergleichen können, krab-
beln dann regelmäßig zu der Dose, in
der sich mehr Kekse befinden. Dies tun
sie auch dann, wenn in den beiden
Dosen ursprünglich gleich viele Kekse
waren, bevor dann die Anzahl der Kek-
se in einer der Dosen verändert worden
ist (ausführlich dargestellt bei WEISS-
HAUPT & PEUCKER 2009). Kinder,
denen Leistungen dieser Art gelingen,
haben drei grundlegende kognitive
Schemata (oder Erkenntnisse) für ma-
thematisches Denken erworben: 
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> Zwei Mengen sind bezüglich der
Anzahl ihrer Elemente entweder
gleich oder ungleich.

> Durch Hinzufügen eines oder meh-
rerer Elemente lässt sich eine Menge
vergrößern.

> Durch Wegnehmen eines oder meh-
rerer Elemente lässt sich eine Menge
verkleinern.

Stichwortartige Zusammenfassung
dieses Abschnitts:

Manipulierende Tätigkeit

Beschreibung

> Aktive Zuwendungen zur Umwelt,
beginnend mit Willkürbewegun-
gen der Hand (Greifen, Loslassen).
Schematischer, also nicht gegen-
standsspezifischer Ablauf bei ver-
schiedenen Objekten. Einsatz ver-
schiedener Sinnesorgane. Dadurch
Gewinn vielfältiger Sinneseindrücke
von den Qualitäten jeweils gleicher
Gegenstände.

Erfahrungsbildung 

> Verstärkung solcher Tätigkeiten, die
zum „Erfolg“ (d. h. zur Vermittlung
neuer Sinneseindrücke) führen. Da-
durch Wiederholung solcher Tätig-
keiten in ähnlichen Situationen
(operantes Konditionieren) und zu-
gleich 

> Ausbildung immer komplexerer und
differenzierterer Schemata, die das
Wiedererkennen gleicher und das
Unterscheiden verschiedener Objek-
te, Personen, Zustände usw. ermög-
lichen.

Günstige organische 
Voraussetzungen

> Intakte Funktionen der Sinnesor-
gane, des Zentralnervensystems und
des Bewegungsapparats, damit die
Koordination der verschiedenen Sin-
neseindrücke und Tätigkeitselemen-
te gelingt.

Günstige soziale Voraussetzungen

> Ausreichendes und abwechslungs-
reiches  Angebot  an Möglichkeiten
zur intensiven Beschäftigung mit
den jeweiligen Objekten. Unterstüt-
zung explorativer Verhaltenswei-
sen (Neugier). Sprachliche Beglei-
tung der explorativen Tätigkeiten.

Risiken

> Erfahrungsdefizite durch Auswir-
kungen biosozialer Schädigungen

(siehe sensorische Tätigkeit), insbeson-
dere aber durch Unterdrückung des
explorativen Verhaltens. Dadurch Angst,
Desinteresse und Rückzug auf die
Wahrnehmungstätigkeit bzw. Betätigun-
gen an und mit dem eigenen Körper
(Selbststimulation). 

Erfahrungsbereich Mathematik

> Erleben von festen Ereignisfolgen
(Reihungen) bei Tätigkeitsabläufen.

> Entdeckung bipolarer Merkmale und
Verstehen ihrer Bezeichnungen als
Voraussetzung für quantitative Ver-
gleiche („groß – klein“, „leicht –
schwer“ usw.),

> Ausbildung protoquantitativer Sche-
mata, insbesondere Mengenverände-
rung (Vergrößern durch Hinzufügen,
Vermindern durch Wegnehmen).

3. Gegenständliche Tätigkeit

Zusätzlich zu den mathematisch be-
deutsamen und weiteren kognitiven Er-
fahrungen verbessern die Kinder durch
den Gegenstandsbezug insbesondere
ihre motorischen Fertigkeiten und ge-
winnen eine zunehmende Kontrolle
über ihr Bewegungsverhalten. Dadurch
wird es ihnen möglich, die verschiede-
nen Dinge ihrer Umgebung nicht mehr
schematisch und gleichförmig zum
Zwecke der Erkundung zu handhaben,
sondern sie im Sinne ihrer objektiven
Funktion oder gemäß ihrer objektiven
Bedeutung zu benutzen. Dies lernen sie
durch Beobachtung älterer Kinder und
Erwachsener, an denen sie sich orien-
tieren (soziales Lernen, Imitationsler-
nen, Lernen am Modell). 

Damit erreichen sie das dritte Stadi-
um der gegenständlichen Tätigkeit. In
diesem erkennen sie, dass bestimmte
Dinge nur in bestimmter Weise für be-
stimmte Zielsetzungen und oft auch
nur von bestimmten Personen verwen-
det werden. Tätigkeiten, die auf ein
bestimmtes Ziel ausgerichtet sind und
im Sinne eines vorab festgelegten Plans
erfolgen, werden auch als Handlungen
bezeichnet. Die bei Handlungen nahe-
liegende Spezifizierung der Inhalte,
Formen und Akteure von Tätigkei-
ten ist ein erheblicher Antrieb für die
Sprachentwicklung: Werden Dinge un-
terschiedlich gehandhabt, oder unter-
scheiden sich Personen aufgrund ihrer
spezifischen Tätigkeiten, oder lassen
sich Tätigkeiten unterscheiden, dann
macht es Sinn, diese unterschiedlichen
Gegenstände, Akteure und Tätigkeiten
mit unterschiedlichen Begriffen zu
bezeichnen. Dies fördert die Erkennt-
nis, dass es verschiedene Formen und
Inhalte gegenstandsbezogener Tätigkei-

ten gibt, die deswegen auch unter-
schiedlich bezeichnet werden, und Ent-
sprechendes gilt für die Akteure. Es
besteht Gleichheit im Sinne einer Art
Übereinstimmung zwischen den Kom-
ponenten der Tätigkeit und den sprach-
lichen Bezeichnungen.  

Durch den Umgang mit anderen
kompetenteren Menschen (älteren Kin-
dern und Erwachsenen) erfahren die
Kinder also, dass Objekte, die in glei-
cher oder ähnlicher Weise gehandhabt
werden, auch gleiche Bezeichnungen
erhalten, und sie lernen, welche Objek-
te sich einem gemeinsamen Oberbegriff
zuordnen lassen, beispielsweise, dass
Hunde, Katzen, Mäuse, aber auch
Fische und Vögel alles Tiere sind. Die
Einsicht, dass gleiche Objekte unter
einem gemeinsamen Oberbegriff gefasst
werden können, spiegelt sich sprach-
lich in der Verwendung des Plurals
wider. Die damit gewonnene Fähigkeit
zur Klassifikation bildet eine wichtige
Grundlage für den Zahlerwerb und für
arithmetische Operationen. So gelten
alle Objekte, die sich unter einem
gemeinsamen Oberbegriff fassen lassen,
unter diesem Aspekt als gleich: Man
kann sie beispielsweise zählen oder
man kann ihre jeweilige Anzahl mit der
Mächtigkeit anderer Mengen verglei-
chen. Dabei übernehmen die Kinder
auch schon unbestimmte Mengenbe-
zeichnungen wie „viele“ und „wenige“
sowie Begriffe für Vergleiche wie „mehr“
„weniger“, „gleich viele“, oder sie ver-
wenden bestimmte Zahlbegriffe – sei es
korrekt (bis zu „drei“ oder „vier“ für
entsprechend kleine Mengen) oder auch
inkorrekt (etwa „tausend“ für große
Mengen). Damit gewinnen sie die
Grundlage für den sogenannten Kardi-
nalzahl-Begriff: Jede Zahl bezeichnet
eindeutig die Anzahl der Elemente
einer Menge. 

Die Fähigkeit zur Klassifikation und
zur Bildung von Oberbegriffen führt zu
einer weiteren mathematisch bedeutsa-
men Erfahrungsquelle: zur Einsicht in
die grundsätzliche Zerlegbarkeit von
Mengen oder die Bildung von Teilmen-
gen. So lässt sich die Gesamtmenge
„Tiere“ nach vielfältigen Gesichtspunk-
ten zerlegen: Tiere, die im Wasser leben,
Tiere, die fliegen können usw.

Mathematisch bedeutsam ist zudem
eine weitere Erfahrungsquelle der gegen-
ständlichen Tätigkeit. Viele gegenständ-
liche Tätigkeiten oder Handlungen las-
sen sich gemäß einer feststehenden Ab-
folge einzelner Teilhandlungen struktu-
rieren. Erfahrbar wird dies für kleine
Kinder etwa beim Anziehen in den kal-
ten Jahreszeiten: Die Kleidungsstücke
werden mit Hilfe der dafür verantwort-
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lichen Person in einer stets gleichen,
feststehenden Reihenfolge angelegt.
Noch gleichförmiger sind die einzelnen
Teilhandlungen beim Auslöffeln eines
Tellers oder dem Leertrinken eines Be-
chers. Bei allen diesen Vorgängen wird
die Erfahrung gemacht, dass immer
eine Teilhandlung nach der anderen
erfolgt, wobei es stets eine erste, danach
eine zweite usw. gibt. 

Das Bewusstsein hierfür wird beson-
ders geschärft, wenn die Teilhandlun-
gen von den helfenden Bezugspersonen
handlungsbegleitend verbalisiert wer-
den. Mit diesen Tätigkeiten wird ein
weiterer mathematischer Erfahrungsbe-
reich angebahnt: der Ordinalzahlbegriff.
Ordinalzahlen bezeichnen die Positio-
nen von Dingen und Geschehnissen
innerhalb einer Reihenfolge und geben
damit eine bestimmte Rangfolge wieder. 

Solche Rangfolgen lassen sich auch
bezüglich einzelner Merkmale von je-
weils gleichen Objekten und Tätigkeiten
herstellen, erkennen und sprachlich
kennzeichnen. Dabei müssen sich die
entsprechenden Merkmale unter quan-
titativem Aspekt vergleichen lassen, wie
etwa bezüglich Größe, Gewicht, Ge-
schwindigkeit, Temperatur. Hinweise
darauf, dass sich die mathematisch be-
deutsame Fähigkeit zum quantifizieren-
den Vergleich ausbildet, kann man beim
Sprechen an der Verwendung von Stei-
gerungsformen der Adjektive erkennen.  

Stichwortartige Zusammenfassung
dieses Abschnitts:

Gegenständliche Tätigkeit

Beschreibung

> Ausrichtung der Tätigkeit  auf ein
bestimmtes Ziel, somit Intention
und Planung als Grundlage von
Handlungen. Dadurch Einflussnah-
me auf die Realität – sei es in be-
wahrender, kontrollierender oder
verändernder Absicht. Gegenstän-
de sind entweder Mittel (oder
Werkzeuge) oder Objekte, auf die
sich die Tätigkeiten richten.

Erfahrungsbildung 

> Erlernen des funktionsgerechten
Gebrauchs von Gegenständen vor
allem durch Imitation (Lernen am
Modell, soziales Lernen). Gewinn
von Einsicht bezüglich (1) objekti-
ver Bedeutung des Gegenstands,
(2) des subjektiven Sinns der hie-
rauf bezogenen Tätigkeiten, (3) der
spezifischen Akteure. Damit Er-

werb grundlegender Kategorien für den
Spracherwerb. 

Günstige organische Voraussetzungen

> Siehe manipulierende Tätigkeit!

Günstige soziale Voraussetzungen

> Ausreichend Gelegenheit zur Beob-
achtung, wie andere Menschen Din-
ge benutzen, und Gelegenheit zu
wiederholten möglichst erfolgreichen
Imitationen, solange das Bedürfnis
danach besteht. Begünstigende Wir-
kung durch Hilfen beim Erwerb 
dieser Tätigkeiten und – im Hinblick
auf den Spracherwerb – durch sprach-
liche Begleitungen des Tuns (kom-
petente Partner/Sprecher).

Risiken

> Abneigungen gegen entsprechende
Objekte und Handlungen bei nicht
erfolgreichen Tätigkeiten, die dann
ihrerseits Ursache von Erfahrungs-
defiziten aufgrund mangelnder Betä-
tigungsmöglichkeiten werden. Sprach-
liche Defizite als mögliche Folge-
wirkung.  

Erfahrungsbereich Mathematik

> Ausbildung der Fähigkeit zur Klassi-
fikation: Die unter einem gemeinsa-
men Begriff klassifizierten Einheiten
lassen sich zählen und mit anderen
Mengen vergleichen. 

> Beginn der Bildung von Unterklas-
sen (z. B. „Tiere“:  Hunde, Elefanten
...). Dadurch Einsicht in die Zerleg-
barkeit von Mengen und Verständ-
nis der Teil-Ganzes-Beziehungen. 

> Übernahme von Bezeichnungen für
Anzahlen (eins, zwei, ...) und Men-
gen (wenige, viele). 

> Erwerb mathematisch relevanter
sprachlicher Strukturen und Begriffe
(Pluralbildung, Steigerungsformen,
unbestimmte Mengenbegriffe, Ordi-
nal- und Kardinalzahlen). 

4. Symbolische Tätigkeit (Spiel)

Das Verstehen und Produzieren sprach-
lich gefasster Begriffe bildet den Über-
gang zum vierten Stadium, dem der
symbolischen Tätigkeiten. Mit den
sprachlichen Bezeichnungen erfolgen
mehr oder weniger eindeutige Abbil-
dungen der Tätigkeiten und der damit
verbundenen Erfahrungen. Insofern
kann die Sprache als ein System von
Zeichen oder Symbolen aufgefasst wer-
den. Mit der Verwendung von Zeichen
oder Symbolen können zurückliegende
Erfahrungen ins Bewusstsein gehoben

und anderen Menschen vermittelt wer-
den, oder künftige Tätigkeiten können
dadurch gemeinsam mit anderen Men-
schen geplant werden. Die Sprache
ermöglicht es, von dem unmittelbaren
situativen Kontext abzusehen, und sie
kann das Denken von räumlichen und
zeitlichen Bezügen entbinden: Vergan-
genheit und Zukunft können also über
den unmittelbaren Erfahrungsbereich
hinaus mit der Gegenwart verbunden
werden. Damit erweitern sich die Mög-
lichkeiten menschlichen Denkens,
Handelns und Erlebens erheblich. 

Die Zeichen der Verbalsprache sind
aber nicht das einzige System von Sym-
bolen, das die Kinder bei ihren Tätig-
keiten gewinnen. Sie neigen nämlich
dazu, alle für sie wichtigen Tätigkeiten
im Spiel zu imitieren. Insbesondere
Tätigkeiten und Akteure mit hohem
sozialem Prestige dienen als Vorbilder,
wobei die verwendeten Objekte nicht
den in der Realität verwendeten Gegen-
ständen entsprechen müssen. Sie wer-
den in der Phantasie umgedeutet, eben-
so wie die Rollen der Akteure geradezu
beliebig wechseln. Die Kinder prakti-
zieren im Rollenspiel eine nach eigenen
Vorstellungen gestaltete, imaginierte
Welt, können aber schnell und leicht
zwischen diesen Welten und sowie
auch zwischen Spiel und Realität unter-
scheiden, wenn es erforderlich wird. 

Für die symbolische Tätigkeit müs-
sen die jungen Menschen jedoch ent-
sprechende Erfahrungen auf dem
Niveau der gegenständlicher Tätigkeit
gewonnen und so verarbeitet haben,
dass ihnen entsprechende Abbildungen
(etwa durch Gesten) gelingen. 

Wenn nun mehrere Kinder zusammen
spielen, müssen sie sich auf gemeinsa-
me Regeln einigen, und diese gemein-
sam festgelegten und zu beachtenden
Regeln vermitteln Erfahrungen, die von
großer Bedeutung für den Erwerb ma-
thematischer Kompetenzen sind. 

Stichwortartige Zusammenfassung
dieses Abschnitts:

Symbolische Tätigkeit

Beschreibung

> Spielerisches Agieren in der Rolle
anderer Personen mit Verwendung
spezifischer Objekte zur Simula-
tion gegenständlicher Tätigkeiten.
Orientierung nicht nur an direkt
wahrnehmbaren äußeren Merkma-
len, sondern auch an wahrgenom-
menen Rollen und Funktionen. 
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Erfahrungsbildung 

> Unterscheidung zweier Formen der
Realität: einer konkreten, in der
die Tätigkeiten erfahrbare Konse-
quenzen haben, und einer imagi-
nierten, in welcher die Handlun-
gen „durchgespielt“ werden können.
Dadurch Erwerb eines autonomen
System zur Planung und Kontrolle
eigener Handlungen als Voraus-
setzung für die Entwicklung von
Selbstständigkeit.

Günstige organische 
Voraussetzungen

> Bei störungsfreier Entwicklung der
vorausgegangenen Tätigkeitsformen
Aufbau „funktioneller Hirnsysteme“
als Voraussetzung für die Möglich-
keit, verschiedene Erfahrungen bei
den Inhalten und Formen von Tä-
tigkeiten unabhängig von deren
räumlicher und zeitlicher Präsenz
miteinander zu vernetzen und da-
bei Bezüge zwischen Gegenwart,
Vergangenheit und Zukunft herzu-
stellen.

Günstige soziale Voraussetzungen

> Möglichst reichhaltiger Erwerb von
konkreten Erfahrungen auf der
Ebene der gegenständlichen Tätig-
keit als Voraussetzung für die Mög-
lichkeiten, diese auf der symboli-
schen Ebene abzubilden. Möglichst
wenige Einschränkungen durch
erwachsene Bezugspersonen. Ein-
sicht durch Erfahrungen beim Rol-
lenspiel, dass sich die Vereinba-
rung und Einhaltung von Regeln
lohnt.

Risiken

> Mangelnde reale Erfahrungen im
Bereich der gegenständlichen Tä-
tigkeiten vermindern die Bildung
und Verfügbarkeit von Symbolen.
Dadurch Begrenzung des Handelns
auf Tätigkeiten mit räumlich und
zeitlich präsenten, also konkreten
Gegenständen und somit starke
Einschränkung der Möglichkeiten
schöpferischen Handelns und frei-
er Planungen.

Erfahrungsbereich Mathematik

> Verwendung von Zahlen im Regel-
werk zahlreicher Spiele. 

> Erwerb von Regeln zum sinnvollen
Gebrauch von Symbolen (Symbol-
verständnis). 

> Erlernen der Zahlenreihe und der
Fertigkeit des Zählens.

Beim gemeinsamen Spiel erfahren
die Kinder, dass es auch Sinn machen
kann, die Bedeutung bestimmter Sym-
bole eindeutig und unveränderlich fest-
zulegen. Diese Festlegungen betreffen
die Bedeutung der Zahlen, die Struktu-
rierung der Zahlenreihe und den Auf-
bau des Zahlensystems. Dies sind
mathematische Inhalte, die im Rahmen
gelenkter schulischer Lehr- und Lern-
prozesse zu erwerben und zu vermitteln
sind. Die entsprechenden Bemühungen
sind jedoch nur dann sinnvoll und
Erfolg versprechend, wenn die hierfür
notwendigen emotionalen und kogni-
tiven Lernvoraussetzungen durch Er-
fahrungen auf den vorangegangenen
Stufen der dominierenden Tätigkeiten
erworben werden konnten. 

Anwendungsbeispiele 

Vor dem Hintergrund der aufgezeigten
mathematischen und entwicklungs-
theoretischen Grundlagen soll nun
exemplarisch dargelegt werden, wie
sich auch und gerade alltägliche, rein
pflegerische Verrichtungen für Men-
schen, die als sehr schwer geistigbehin-
dert gelten, so gestalten lassen, dass sie
zugleich der Förderung grundlegender
mathematischer Kompetenzen dienen.
Dabei ist es selbstverständlich, dass da-
mit weitere grundlegende Bereiche der
menschlichen Entwicklung unterstützt
werden. So ist auch die Mathematik
nicht um ihrer selbst willen entstanden,
sondern im Zusammenhang mit Bemü-
hungen von Menschen, ihre Lebens-
vollzüge zu erleichtern (vgl. z. B. KLIX
1980). 

Beispiel 1: Morgendlicher Empfang

Jeden Morgen werden die jungen Men-
schen, die dafür Unterstützung benöti-
gen, in die Schule gebracht. Im Allgemei-
nen werden sie hier von einer Person
der Schule empfangen. Für diejenigen,
deren Entwicklungsstand noch durch
das Dominieren sensorischer Tätigkei-
ten gekennzeichnet ist, die sich also
noch auf einem sehr elementaren Ent-
wicklungsniveau befinden, ist es sicher
hilfreich, wenn sie jeden Tag von der
gleichen Person empfangen würden, wo-
bei diese darauf achtet, dass sie irgend-
wann einmal als die stets gleiche Person
identifiziert werden kann. So könnte sie
einige für sie typische Merkmale beson-
ders herausstellen, also die Begrüßung
vielleicht immer mit der gleichen An-
sprache („Ah, guten Morgen Melanie!“),
mit einer gesungenen oder gepfiffenen
Melodie und gleichen Berührungen
vornehmen, dann vielleicht noch ein
Glöckchen ertönen lassen und die wei-
teren Betreuungstätigkeiten in der stets
gleichen Folge und mit prägnanten

sprachlichen oder anderen Signalen
durchführen. 

Erstrebenswert ist, dass die Lernen-
den solche Situationen jeden Tag als
gleich erleben und irgendwann einmal,
begleitet von positiven Emotionen, an-
tizipieren können. Das dann eintreten-
de Lächeln kann als erfreulich erlebter
Abgleich zwischen erwartetem und tat-
sächlich eingetretenem Ereignis ver-
standen werden. Auch andere Zeichen
der Entspannung können in diesem
Sinne gedeutet werden. Ist ein solches
Wiedererkennen von Personen und Si-
tuationen wahrscheinlich geworden, ist
es sowohl unter praktischen als auch
unter pädagogischen Gesichtspunkten
sinnvoll, die Situation mit neuen Ele-
menten anzureichern. Neue Inhalte gel-
ten  als verschieden gegenüber den als
stets gleich erfahrenen, schon bekann-
ten Inhalten. Treten sie zu massiv auf,
können sie angstauslösend wirken.
Daher sollte man sich bemühen, sie an
bekannte, positiv erlebte Situationen
anzukoppeln. Wird nun auf diese Weise
das Neue zum Bekannten, dann sind
wiederum neue Einheiten des Erlebens
entstanden. Dies ist schon allein unter
pädagogischen Gesichtspunkten erstre-
benswert. Aber auch unter pragmati-
schen Gesichtspunkten kann dies sehr
nützlich sein. Beim morgendlichen Em-
pfang ist ja aus organisatorischen Grün-
den die personelle Konstanz nie auf
Dauer gewährleistet. Daher wäre es ge-
rade im Hinblick auf anstehende perso-
nelle Wechsel sinnvoll, wenn die Rituale
beim Empfang so flexibilisiert werden,
dass sich die Lernenden jeden Morgen
auch unabhängig von der jeweiligen
Person auf die Situation beim Empfang
freuen können und nicht verängstigt,
enttäuscht oder – noch gravierender –
gleichgültig reagieren. 

Beispiel 2: Körperpflege

Bei jungen Menschen, die weder ihre
Ausscheidungsfunktionen kontrollieren
können, noch in der Lage sind, sich
selbstständig an- und auszukleiden, liegt
oft ein Entwicklungsstand vor, der mit
den oben beschriebenen Stufen der sen-
sorischen und manipulierenden Tätig-
keiten weitgehend abgedeckt ist. Bei
den für sie anfallenden regelmäßigen
pflegerischen Aufgaben sind die gleichen
Grundsätze zu berücksichtigen wie bei
der morgendlichen Begrüßung. Zusätz-
lich sollte aber die Tatsache genutzt wer-
den, dass die Körperpflege nach einem
weitgehend festgelegten Ablauf ein-
zelner Tätigkeitskomponenten erfolgt.
Diese bilden eine im Prinzip erkenn-
bare Reihenfolge: Sie beginnt mit dem
Entfernen der Oberbekleidung und ist
mit deren Anlegen wieder beendet.
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Wenn alle diese einzelnen Tätigkeiten,
die ihrerseits einen erkennbaren Anfang
und ein erkennbares Ende haben, jedes
Mal mit klaren sprachlichen oder ande-
ren Signalen angekündigt und beendet
werden (z. B.: „So, die  Hose haben wir
als erstes ausgezogen, jetzt kommt das
Hemd“), dann besteht die Chance, dass
sich die Lernenden hierauf einstellen,
indem sie die einzelnen Tätigkeiten
antizipieren und vielleicht sogar unter-
stützen, etwa indem sie sich entspan-
nen oder bestimmte Sachen für kurze
Zeit festhalten. Wenn sich entsprechen-
de Indikatoren bei ihnen beobachten
lassen, dann kann dies als Hinweis
darauf gelten, dass die an der gemeinsa-
men Tätigkeit beteiligten Menschen
wichtige Einheiten oder Gleichheiten
im Handlungsablauf erkennen können
und dass es ihnen möglich ist, deren
Reihenfolge mitzuvollziehen oder sogar
zu antizipieren und damit eine wichtige
Grundlage mathematischen Denkens
gewonnen haben. 

Beispiel 3: Hilfe bei der 
Nahrungsaufnahme

Eine lehrreiche videogestützte Beob-
achtung einer Situation, in der einem
jungen Mann bei der Nahrungsaufnah-
me geholfen wurde, hat MOOG (1986)
beschrieben und analysiert. Seine Ergeb-
nisse zeigen, dass hierbei einige Mög-
lichkeiten der pädagogischen Förderung
ungenutzt geblieben sind, z. B. wurden
bestimmte Signale übersehen oder igno-
riert, die darauf hinwiesen, dass sich der
junge Mann den Mund selbst abwischen
wollte. Aufgrund solcher Beobachtun-
gen kann vermutet werden, dass sich
der junge Mann zumindest in der Über-
gangsstufe zur gegenständlichen Tätig-
keit befand, selbst wenn er sich infolge
seiner körperlichen Beeinträchtigung
nur sehr eingeschränkt gegenständlich
betätigen und verbalsprachlich äußern
konnte. In diesem Fall wäre es sicher
ebenfalls angebracht, die gleichen Prin-
zipien, die zuvor schon dargestellt 
wurden, zu beachten. Als weitere Mög-
lichkeit der Förderung grundlegender
mathematischer Konzepte hätte in die-
sem Falle das Prinzip der Wiederholung
je gleicher Verhaltenseinheiten („Löffel
für Löffel“) und die sich dabei einstel-
lenden Veränderungen (wie der volle
Teller mit jedem Löffel etwas leerer 
wird und wie zugleich der anfangs große
Hunger mit jedem Löffel immer gerin-
ger wird) etwa durch verbalsprachliche
Begleitung bewusst gemacht werden
können. Auch die handlungsbegleiten-
de Verwendung von Zahlwörtern wäre
pädagogisch sinnvoll (anfangs „der ers-
te Löffel" usw.; später „jetzt noch zwei
Löffel ... jetzt nur noch einer ... jetzt gar
keiner mehr, da ist der Teller nämlich

leer!“), selbst wenn man aufgrund der
eingeschränkten individuellen Äuße-
rungsmöglichkeiten des lernenden Part-
ners nicht erkennen kann, ob sich bei
ihm ein mathematischer Erfahrungsge-
winn einstellt oder nicht – entschei-
dend ist es, Chancen dieser Art nicht
ungenutzt zu lassen. 

Abschließende Überlegungen

Die dargestellten Beispiele betreffen Auf-
gaben, die ohnehin täglich anfallen. Sie
müssen daher gar nicht als Mathema-
tikförderung eigens inszeniert werden.

Möglicherweise führen sie manche
Kolleg(innen) in der Praxis nicht anders
als dargestellt durch und begründen sie
auch mit den gleichen Argumenten. Für
sie mag dieser Beitrag nichts Neues
gebracht haben, aber er könnte sie 
vielleicht in ihren Auffassungen und
Handlungskonzepten bestärken. Ande-
re Kolleg(innen) könnten die Beispiele
dazu anregen, die dargestellten Grund-
lagen der Mathematik auch in weiteren
Tätigkeitsbereichen im Umgang mit
Menschen, die als schwer geistig behin-
dert gelten, zu entdecken und den Be-
troffenen zugänglich zu machen. 
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Erfahrungsberichte engagierter Eltern,
wie sie aktuell in einer Vielzahl im

Internet und in geringerer, gleichwohl
zunehmender Auswahl auch in Buch-
form anzutreffen sind, bieten einen
beeindruckenden Überblick über mög-
liche Besonderheiten des familiären
Lebens mit einem Kind mit einer Be-
hinderung (u. a. CARDA-DÖRIG 2006;
ROTH 2013; WENK 2008, 2013). Bei
einer Analyse der Elternberichte finden
sich neben vielen detailliert dargestell-
ten Erlebnissen, Informationen und
Ratschlägen wiederholt zwei bedeutsa-
me Aussagen, die sich folgendermaßen
zusammenfassen lassen:

> „In erster Linie sind wir eine ‚ganz
normale‘ Familie.“

> „Unser Familienleben bewegt sich in
einem ständigen Spannungsfeld von
besonderen Herausforderungen und
einem hohen Zufriedenheitserleben.“

Die zweite Aussage stützt dabei die
erste, da sich wohl jedes Familienleben
durch ein Wechselspiel von Herausfor-
derung und Zufriedenheit charakteri-
sieren ließe. Gleichzeitig heben viele
dieser Eltern die besondere Intensität
ihrer Erlebnisse hervor. So werden
Herausforderungen in den Erfahrungs-
berichten häufig als besonders ausge-
prägt beschrieben, ebenso wie zahlrei-
che intensive Glücksmomente benannt
werden. Der folgende Ausspruch einer
Mutter kann dies verdeutlichen. „Aus
eigener Erfahrung kann ich berichten,
dass die Hoch- und Tiefpunkte des
Lebens mit einem behinderten Kind
an den Tiefpunkten deutlich tiefer, bei
den Höhen aber auch deutlich höher
ausfallen.“ (REINOLD o. J.)

Das Zusammentreffen eines erhöh-
ten Stresserlebens auf der einen Seite
mit einem persönlichen Gewinn auf der
anderen Seite findet auch im aktuellen
Fachdiskurs Beachtung. HACKENBERG

| Teilhabe 1/2014, Jg. 53, S. 19 – 23

| KURZFASSUNG Die Betrachtung wissenschaftlicher Publikationen zum Thema des
familiären Lebens mit einem Kind mit einer Behinderung lässt in den letzten zwei Jahr-
zehnten einen deutlichen Perspektivwechsel erkennen. So scheint die Orientierung an
den Ressourcen, den Bedürfnissen und positiven Erfahrungen der Familien eine zuvor pri-
mär auf die Belastungen ausgerichtete Analyse weitestgehend abgelöst zu haben. Im
Fokus aktueller Veröffentlichungen stehen die Möglichkeiten und Chancen einer ange-
strebten Familienorientierung, d. h. der gezielten Berücksichtigung der vielfältigen fami-
liären Lebenswirklichkeiten in der Begleitung und Förderung eines Kindes mit einer
Behinderung. Besondere Herausforderungen im familiären Alltag werden dabei keines-
falls vernachlässigt, sie werden vielmehr im Kontext der komplexen und zugleich hetero-
genen Familiensituationen angeschaut.

| ABSTRACT Families with children with special needs. Living with the conflicts
of challenge and satisfaction: The analysis of scientific publications on the subject of
family life with a child with a disability shows significant changes in perspective in the last
two decades. The new focus on the family resources, their needs and their positive expe-
riences replaced a previous family stress focussed analysis. Important key aspects of actu-
al publications are the possibilities and opportunities of an intended family orientation as
part of the professional support of a child with a disability. Special challenges in everyday
family life are not neglected, rather they are viewed in the context of complex and hete-
rogeneous family situations.

Familien mit Kindern mit einer 
Behinderung: Leben im Spannungsfeld
von Herausforderung und Zufriedenheit 

Andreas Eckert
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(2008) hebt in ihrer Analyse wissen-
schaftlicher Studien hervor, dass „Fa-
milien behinderter Kinder zwar häufig
mehr Stress erleben als andere Famili-
en, aber vermutlich nicht weniger posi-
tive Gefühle“ (ebd., 55). Ihre Schluss-
folgerung, dass die Aspekte des Stress-
und Glückserlebens als zwei relativ
unabhängig voneinander existierende
Dimensionen im Familienleben angese-
hen werden können, stärkt die Abkehr
von einer pauschalisierenden Betrach-
tung „belasteter Familien“ und öffnet
den Blick für die vorhandenen Mög-
lichkeiten und Ressourcen. Sich dem
Spannungsfeld dieser Dimensionen zu
widmen, kann einen wesentlichen Bei-
trag leisten, ein Verständnis für die
Situation von Familien mit einem Kind
mit einer Behinderung zu gewinnen.
Die folgenden Fragen sind in dieser
Auseinandersetzung von besonderer
Bedeutung und bilden die Grundlage
für die weiteren Ausführungen:

> Welche Besonderheiten, die das fa-
miliäre Leben mit einem Kind mit
einer Behinderung charakterisieren,
lassen sich beschreiben? 

> Was wird in dieser Situation als be-
sonders herausfordernd oder belas-
tend erlebt?

> Wie reagieren Eltern auf diese He-
rausforderungen?

> Was wird in dieser Situation als be-
sonders hilfreich oder bereichernd
erlebt?

> Welche Schlussfolgerungen lassen
sich aus diesen Erkenntnissen für
eine angestrebte Familienorientie-
rung in verschiedenen professionel-
len Angeboten ziehen?

Besonderheiten im familiären Leben
mit einem Kind mit einer Behinderung

Die Beschreibung von Besonderhei-
ten bildet einen zentralen Inhalt aktu-
eller wissenschaftlicher Publikationen
(ECKERT 2002, 2012; ENGELBERT
2011; HINTERMAIR 2005; THIMM &
WACHTEL 2002; WILKEN & JELTSCH-
SCHUDEL 2003). Sie folgt dem Ver-
such, eine Systematik der Erfahrungen,
Themen und Fragen zu erstellen, die
Familien mit einem Kind mit einer Be-
hinderung in einer anderen Qualität
oder Intensität betreffen als dies in der
Regel bei Familien der Fall ist. Ausge-
hend von der Heterogenität der Fami-
lien und der Einmaligkeit ihrer Kinder
ist dabei im Blick zu behalten, dass das
Zutreffen der einzelnen Aspekte nur 
im Einzelfall differenziert festgehalten
werden kann. 

Die Darstellung möglicher Besonder-
heiten umfasst in einer ersten Kategorie
Aspekte, die häufig zu beobachtende,

zunächst weitestgehend wertfreie Ver-
änderungen im familiären Leben be-
schreiben. In weiteren Kategorien las-
sen sich zum einen besonders heraus-
fordernde bzw. belastende Erfahrungen,
zum anderen Erlebnisse persönlicher
Bereicherung benennen. Die Übergän-
ge können dabei fließend sein und mit
der subjektiven Bewertung variieren.

Der ersten Kategorie lassen sich Ver-
änderungen in der Alltagsgestaltung
und in den sozialen Beziehungen eben-
so wie die Reflexion eigener und gesell-
schaftlicher Wertvorstellungen zuord-
nen (vgl. ECKERT 2012). So können bei-
spielsweise aus dem Leben mit einem
Kind mit einer Behinderung durch einen
vielfach erhöhten Betreuungs- oder
Pflegebedarf sowie die Notwendigkeit
der Nutzung medizinischer, pädagogi-
scher oder therapeutischer Unterstüt-
zungsangebote besondere zeitliche An-
sprüche erwachsen. Diese in den fami-
liären Alltag zu integrieren wird für
viele Familien zu einer Aufgabe, die das
Ausmaß einer üblichen familiären
Logistik deutlich übersteigen kann. Auf
der Ebene der Veränderung der sozia-
len Beziehungen lässt sich häufig eine
Verdichtung der sozialen Netzwerke
bemerken, zudem eine in unterschiedli-
cher Intensität erfolgende Verlagerung
hin zu behinderungsbezogenen Kon-
takten, z. B. über Gruppen von Eltern
ähnlich betroffener Kinder. Als darauf
einflussnehmende Faktoren können
vor allem das Bedürfnis nach Verständ-
nis sowie die Möglichkeit zum Aus-
tausch in der besonderen Situation auf-
geführt werden. Die Reflexion eige-
ner und gesellschaftlicher Werte stellt
schließlich einen weiteren Aspekt dar,
der sich in vielen Familien mit einem
Kind mit einer Behinderung finden
lässt. Das Gegenüberstehen der beson-
deren Situation und des Unterstüt-
zungsbedarfs des eigenen Kindes mit
den bestehenden gesellschaftlichen Nor-
men und Erwartungen führt vielfach zu
einem Hinterfragen gängiger Wertvor-
stellungen und kann eine eigene Neu-
positionierung zur Folge haben.

Herausfordernde und 
belastende Erfahrungen

Die Untersuchung möglicher Belastun-
gen und Herausforderungen stellt den
mit Abstand am intensivsten erforsch-
ten Themenbereich der Besonderheiten
im familiären Leben mit einem Kind
mit einer Behinderung dar. Im Vorder-
grund der zahlreichen Studien steht das
Stresserleben von Müttern und Vätern
in ihrer aktuellen Lebenssituation.
Gängige Instrumente, mit denen dieses
untersucht wird, sind der Parenting
Stress Index (ABIDIN 1995) sowie im

deutschsprachigen Raum die Stressbe-
lastungsskala des Fragebogens zur so-
zialen Orientierung von Eltern behin-
derter Kinder (SOEBEK) (KRAUSE &
PETERMANN 1997). Darüber hinaus
greifen viele Studien auf qualitative Ver-
fahren, vor allem Interviews mit Eltern,
zurück. Zusammenfassende Darstellun-
gen der umfangreichen Untersuchungs-
ergebnisse der letzten Jahrzehnte fin-
den sich u. a. bei HECKMANN 2004,
HACKENBERG 2008, RETZLAFF
2010 und SARIMSKI 2013. 

Einen Überblick über mögliche Be-
lastungen und Herausforderungen, die
sich entsprechend den Studienergebnis-
sen heraus kristallisieren, gibt die fol-
gende Systematisierung (vgl. ECKERT
2012, 17 f.). Die Relevanz der vier Ebe-
nen sowie der zugeordneten Aspekte
wird im Einzelfall durch die Faktoren
des Alters und der individuellen Beson-
derheiten des Kindes, der persönlichen
Eigenschaften und Ressourcen der
Eltern sowie deren aktueller Lebenssi-
tuation geprägt sein.

1. Belastungen und Herausforderun-
gen auf der Ebene der Eltern-Kind-
Beziehung:

> Beziehungsaufbau und -pflege unter
erschwerten Bedingungen (z. B. feh-
lende Sprache, erschwerte Kommu-
nikation)

> besonderer Betreuungs-, Pflege- und
Erziehungsbedarf des Kindes

> Umgang mit Verhaltensbesonderhei-
ten des Kindes (z.B. Unruhe, Schlaf-
störungen, Aggressivität, Ängstlich-
keit)

2. Belastungen und Herausforderun-
gen auf der Ebene der familiären
Alltags- und Beziehungsgestaltung:

> hohe Anforderungen bezüglich des
Zeitmanagements 

> Fehlen von bzw. Mangel an zeitli-
chen (und eventuell gedanklichen)
Freiräumen, vor allem für die Paar-
beziehung und/oder Geschwister-
kinder 

> hohe Anforderung, gesamtfamiliäre
Kommunikations- und Interaktions-
strukturen für alle Beteiligten ange-
messen zu gestalten

3. Belastungen und Herausforderun-
gen auf der Ebene außerfamiliärer
Kontakte:

> Konfrontation mit öffentlichen Reak-
tionen auf die Behinderung des Kin-
des 

> Erfahren sozialer Regelverletzungen
im Sinne des Fehlens adäquater An-
erkennung, Achtung und Unterstüt-
zungsbereitschaft im sozialen Kon-
text 

> Abnahme sozialer Kontakte 
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> erschwerter Zugang zu benötigten
institutionellen Hilfeangeboten

> unbefriedigende Gestaltung des Kon-
takts zu Fachleuten

4. Belastungen und Herausforderun-
gen auf der individuellen, insbeson-
dere der emotionalen Ebene:

> Sorge um die Zukunft des Kindes,
ungewisse Zukunftsaussichten und
deren Auswirkungen auf die familiä-
re Situation

> Nachdenken über die Behinderung
(Ambivalenz von Akzeptanz und Ab-
lehnung, Sinnfragen, Schuldfragen)

> Zweifel an eigener Handlungsfähig-
keit und persönlichen Kompetenzen

> Vernachlässigung eigener Bedürfnis-
se und Interessen

Erfahrungen eines 
persönlichen Gewinns 

Mit der gezielten Untersuchung posi-
tiver Auswirkungen des Lebens mit
einem Kind mit einer Behinderung hat
die Fachdiskussion zum Themenfeld
„Familie und Behinderung“ in den letz-
ten zehn Jahren eine bereichernde Er-
gänzung erfahren. Diese Entwicklung
spiegelt den Perspektivwechsel hin zu
einer ressourcenorientierten Perspekti-
ve auch im Forschungsfeld und folgt
den vor allem in Elternberichten schon
immer anzutreffenden Schilderungen
positiver Erlebnisse und Erfahrungen
im familiären Leben mit und trotz der
Behinderung des Kindes.

Mit der Positive Contributions Scale
(HASTINGS et al. 2005) liegt gegen-
wärtig ein Instrument vor, das sich spe-
zifisch der Untersuchung positiver Ein-
flüsse eines Kindes mit seiner Behinde-
rung auf die Familie widmet. HACKEN-
BERG (2008) fasst die Ergebnisse meh-
rerer Studien, die sich mit dieser Seite
möglicher Besonderheiten beschäftigen,
zusammen und benennt folgende Er-
fahrungen der Eltern von Kindern mit
einer Behinderung als Beispiele eines
persönlichen Gewinns (ebd., 55):

> Freude und Befriedigung durch die
Fürsorge

> das Kind als Quelle von Freude und
Glück

> Festigung von Partnerschaft und Fa-
milienbeziehungen

> Entwicklung neuer Fähigkeiten
> persönliche Weiterentwicklung der
Familienmitglieder (insbesondere To-
leranz und Empathie)

> Ausweitung des sozialen Netzwerks,
verstärkte soziale Einbindung

> verstärkter Sinn für Spiritualität
> veränderte Lebensperspektive, Quel-
le von Lebenssinn und neuen Prio-
ritäten

Von der Herausforderung 
zum persönlichen Gewinn

Die erfolgte Gegenüberstellung von He-
rausforderungen bzw. Belastungen und
einem persönlichen Gewinn wirft in ei-
nem nächsten Schritt die Frage auf, wie
es Eltern nun gelingen kann, dass primär
die positiven Erfahrungen das familiäre
Leben prägen und Belastungen in den
Hintergrund treten können. Diese Fra-
gestellung wird in der Fachdiskussion
bereits seit mehreren Jahrzehnten unter
Begrifflichkeiten wie Copingstrategien
(HACKENBERG 2008) oder Bewälti-
gungsprozesse (ECKERT 2002, 2012)
behandelt. Im Vordergrund zahlreicher
theoretischer und empirischer Abhand-
lungen zu dieser Thematik stehen die
Suche nach Erklärungsmustern für elter-
liches Verhalten in der Konfrontation
mit der Behinderung ihres Kindes sowie
der Versuch, hilfreiche Faktoren für eine
positive Lebensgestaltung zu eruieren.

Das aus der Familien-Stresstheorie
stammende Doppelte ABCX-Modell
nach McCUBBIN & PATTERSON
(1983) stellt in diesem Zusammenhang
die gegenwärtig am häufigsten rezi-
pierte theoretische Grundlage dar (u. a.
HACKENBERG 2008; RETZLAFF
2006, 2010; ECKERT 2012). Es geht
davon aus, dass der Umgang mit mögli-
chen Herausforderungen und Belastun-
gen primär durch das Vorhandensein
von Ressourcen sowie die persönliche
Wahrnehmung und Bewertung der je-
weiligen Situation beeinflusst wird. Die
Anwendung der Grundgedanken dieses
Modells schärft notwendigerweise den
Blick auf die Ressourcen im familiären
Leben mit einem Kind mit einer Be-
hinderung, einerseits hinsichtlich der
Erklärung gelingender Bewältigungs-
prozesse, andererseits als Ausgangs-
punkt für die Suche nach adäquaten
Unterstützungsangeboten bei nur ein-
geschränkt vorhandenen Ressourcen.

Ressourcen im familiären Leben mit
einem Kind mit einer Behinderung

Ressourcen im familiären Leben lassen
sich allgemein den Kategorien persona-
ler, familiärer und familienexterner Res-
sourcen zuordnen, vereinzelt ist eine
Zweiteilung in personale und soziale Res-
sourcen vorzufinden. Ihre Bedeutsamkeit
für die Gestaltung des Familienlebens
scheint unumstritten, die inhaltliche Fül-
lung des Ressourcenbegriffs weist in der
aktuellen Fachdiskussion ebenfalls eine
weitgehende Übereinstimmung auf. 

Unter personalen Ressourcen lassen
sich nach TRÖSKEN & GRAWE (2003,
97 ff.) die Komponenten der sozialen
Fähigkeiten (u. a. Offenheit in der Kom-

munikation, Soziale Kompetenz), der
kognitiven Fähigkeiten und des Pro-
blemlösens (u. a. Handlungskompetenz,
Intellektuelle Begabung), der Selbstre-
gulation (u. a. Optimismus/Sinnerleben,
Selbstwerterleben, Selbstreflektion) und
der Selbstverwirklichung (u. a. Hobbys
und Interessen, Akzeptanz eigener Be-
dürfnisse) zusammenfassen. Familiäre
Ressourcen umschließen primär die
Elemente der innerfamiliären Verbun-
denheit, erfolgreicher Kommunikations-
strukturen, familiärer Identität sowie
der Pflege sozialer Kontakte. Familien-
externe Ressourcen beschreiben schließ-
lich die außerfamiliären sozialen Netz-
werke, zu denen der Bekanntenkreis,
Selbsthilfegruppen und professionelle
Unterstützungsangebote zählen, eben-
so wie auch materielle und kulturelle
Ressourcen (ECKERT 2012, 28 ff.). 

Dass die Ressourcen im Leben mit
einem Kind mit einer Behinderung
einen besonderen Stellenwert erhalten,
heben SARIMSKI et al. (2013, 23 ff.) her-
vor, in dem sie die elterlichen sowie
sozialen Ressourcen neben den indivi-
duellen Merkmalen des Kindes als die
zentralen „Faktoren für eine erfolgreiche
Behinderungsbewältigung“ benennen.

RETZLAFF (2010) stellt, basierend
auf einer Analyse mehrerer internatio-
naler Studien zu kompetenten Famili-
en, Ressourcen heraus, die im Leben
mit einem Kind mit einer Behinderung
einen besonders wichtigen Beitrag für
eine effektive Bewältigungsstrategie zu
leisten scheinen. Wiederholt benannt
werden in diesem Kontext (ebd. 76 ff.):

> ein hoher familiärer Zusammenhalt
> eine hohe Zufriedenheit mit der Part-
nerschaft

> gute soziale Unterstützungssysteme
> eine positive Bewertung der Beson-
derheiten des Kindes in der Familie/
Reframing

> eine Balance familiärer Bedürfnisse
> gute personale Ressourcen, insbe-
sondere: Problemlösungsfertigkeiten,
emotionale Expressivität, Selbstrefle-
xion, kommunikative Kompetenzen

Viele Familien bringen eine Vielzahl
dieser hilfreichen Ressourcen in das ge-
meinsame Leben mit ihrem Kind mit ein
und benötigen nur in einzelnen Berei-
chen besondere Unterstützung, für an-
dere Familien kann demgegenüber eine
umfangreichere Kompensation durch
externe Ressourcen sehr bedeutsam sein.

Bedürfnisse im familiären Leben mit
einem Kind mit einer Behinderung

Die Beachtung familiärer Bedürfnisse
erhält aus einer ressourcenorientierten
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Perspektive ebenfalls einen hohen Stel-
lenwert im Bewältigungsprozess. Zum
einen kann die elterliche Wahrneh-
mung und Bewertung der familiären
Lebenssituation stark von der Berück-
sichtigung der persönlichen und fami-
liären Bedürfnisse abhängen, zum an-
deren stellt diese an sich eine wichtige
Ressource dar. Die elterliche Selbstbe-
achtung, d.h. der Blick auf den eigenen
Kräftehaushalt und die Möglichkeiten
eigener Selbstverwirklichung, bildet
aus der heutigen Sicht einen stabili-
sierenden Faktor im familiären Leben,
der allen Familienmitgliedern zugute
kommt. Die Balance familiärer Be-
dürfnisse (RETZLAFF 2010) lässt sich
zudem auf die innerfamiliären Interak-
tionen erweitern. Sowohl der Partner-
schaftsbeziehung als auch den Aktivitä-
ten als Gesamtfamilie Raum zu geben,
stellt klassische familiäre Bedürfnisse
dar, denen in der besonderen Lebenssi-
tuation mit einem Kind mit einer
Behinderung ebenso bewusst Beach-
tung geschenkt werden sollte. Als eine
in der Fachliteratur vielfach behandelte
Thematik ist in diesem Zusammenhang
schließlich die Situation der Geschwis-
terkinder und ihrer Bedürfnisse zu
benennen (u. a. HACKENBERG 2008;
WAGATHA 2006). 

Die Komplexität familiärer Bedürf-
nisse verändert sich durch das Leben
mit einem Kind mit einer Behinderung
nicht grundsätzlich, jedoch lässt sich
erkennen, dass auch auf dieser Ebene
Besonderheiten benannt werden kön-
nen, die die positive Gestaltung des
familiären Lebens fördern. 

Die spezifischen Bedürfnisse von
Eltern in Bezug auf professionelle Un-
terstützungsangebote durch Fachleute
und Institutionen sind bereits mehrfach
untersucht worden. Basierend auf einer
Analyse dieser Ergebnisse lassen sich
diese den folgenden vier Ebenen zuord-
nen (vgl. ECKERT 2007b):

> Bedürfnisse auf der Ebene der Infor-
mationsgewinnung

> Bedürfnisse auf der Ebene der Bera-
tung

> Bedürfnisse auf der Ebene der Ent-
lastung

> Bedürfnisse auf der Ebene der Kom-
munikation und Kontaktgestaltung

So ist es für die Eltern eines Kindes
mit einer Behinderung insbesondere in
der Phase der ersten Konfrontation mit
den Besonderheiten ihres Kindes sehr
wichtig, für ihre Situation passende,
differenzierte und zugleich gut ver-
ständliche Informationen zu erhalten.
Mit jeder neuen Entwicklungsaufgabe
(z. B. der Suche nach Förderangeboten,

einer adäquaten Schule) kann dieses
Bedürfnis erneut besonders relevant
werden. Bedürfnisse nach Beratung
stellen eine Erweiterung der Informati-
onsgewinnung dar. Der Wunsch, kon-
krete, teils sehr individuelle Fragestel-
lungen besprechen zu können, steht
dabei im Vordergrund. Themen der
Beratung können sehr vielfältig sein, so
kann es sich beispielsweise um rechtli-
che oder erzieherische Fragen handeln.
Entlastungsbedürfnisse beziehen sich
in der Regel auf eine Unterstützung
familiärer Bemühungen, die angespro-
chene Balance kindlicher, elterlicher
und familiärer Bedürfnisse umsetzen 
zu können, z. B. durch unterstützende
Dienste. Auf der Ebene der Kommuni-
kation und Kontaktgestaltung wird von
Eltern primär der Wunsch nach einer
wertschätzenden und offenen Kommu-
nikation mit Fachleuten benannt (vgl.
ECKERT 2007b, 54 ff.).

Familienorientierung in der Praxis

Der Gedanke der Familienorientierung
hat sich in den letzten Jahrzehnten in
unterschiedlichen heil- und sonderpäda-
gogischen Praxisfeldern zu einer Leit-
idee entwickelt. Über die längste Tradi-
tion verfügt die Familienorientierung als
Begriff und Konzept in der Frühför-
derung, mit ersten themenbezogenen
Publikationen bereits in den 1980er 
Jahren (u. a. SPECK & WARNKE 1989). 

Den vorangehenden Ausführungen
folgend basiert der Gedanke der Famili-
enorientierung auf einer Berücksichti-
gung der Besonderheiten, der Ressour-
cen und der Bedürfnisse im familiären
Leben mit einem Kind mit einer Behin-
derung. Aus der Auseinandersetzung
mit diesen Themenbereichen lassen
sich sowohl auf einer allgemeinen, kon-
zeptionellen Ebene Schlussfolgerungen
ableiten als auch im konkreten Einzel-
fall Maßnahmen zur Unterstützung und
Begleitung von Familien entwickeln.

SARIMSKI et al. (2013, 37) beschrei-
ben in der Form einer Checkliste „Prin-
zipien der familienorientierten Frühför-
derung“. Diese beinhalten sieben rich-
tungsweisende Kriterien familienorien-
tierter Angebote, die auch über die
frühe Förderung hinaus eine hohe Rele-
vanz aufweisen und folgend zusam-
mengefasst dargestellt werden. Bedeut-
sam sind demzufolge:

> die Unterstützung der Familien bei
der selbstständigen Lösung ihrer
Probleme 

> eine durch Vertrauen, Respekt, Ehr-
lichkeit und offene Kommunikation
charakterisierte Beziehungsgestaltung

> die Einbeziehung der Eltern als ak-
tive Partner bei Entscheidungspro-
zessen

> die Identifizierung von Stärken, Be-
dürfnissen, Zielen und Sorgen der
Familien

> eine bedürfnisorientierte Mobilisie-
rung von Ressourcen in interdiszip-
linärer Kooperation 

> die Flexibilität und Individualität
von Unterstützungsangeboten

> die Beachtung kultureller Hinter-
gründe und Einstellungen der Fami-
lie bei der Pl  anung von Interventionen

Im Kontext der Institutionen Kinder-
garten und Schule findet der Gedanke
der Familienorientierung in einer brei-
ten fachlichen Diskussion zur Koope-
ration von Fachleuten und Eltern
Berücksichtigung, primär in Publikatio-
nen aus der allgemeinen (Schul-)Päda-
gogik (Übersicht in: ECKERT et al.
2012; ECKERT 2014). Ergänzend zur
Checkliste von SARIMSKI et al. (2013)
bietet der „Kriterienkatalog zur Zusam-
menarbeit von Eltern und sonderpäda-
gogischen Fachkräften“ Orientierungs-
punkte für eine praktische Gestaltung
der Kooperation aus einer familienori-
entierten Perspektive. Dieser beinhaltet
die Kategorien Grundlagen, Gestaltung,
Inhalte und Haltungen in der Zusam-
menarbeit (ECKERT et al. 2012, 84 ff.).

Ein weiteres potenzielles Praxisfeld,
in dem der Gedanke der Familienorien-
tierung einen besonderen Stellenwert
erhalten kann, stellt nach KRAUSE
(2002) und RETZLAFF (2010) der Be-
ratungskontext dar. Ausgehend von
Theorien des Personenzentrierten An-
satzes bzw. der Systemischen Beratung
entwerfen die Autoren Beratungsmo-
delle, die sich spezifisch der Zielgruppe
von Eltern mit Kindern mit einer
Behinderung widmen. Diese Modelle
gehen primär von einer Beratungssitua-
tion aus, die nicht unmittelbar in einen
pädagogischen Kontext eingebettet ist,
so z. B. im Rahmen von Beratungsstel-
len der Lebenshilfe oder im therapeuti-
schen Kontext. Praktische Übertra-
gungsmöglichkeiten auf die Begleitung
und Beratung von Eltern in der Früh-
förderung, dem Kindergarten oder der
Schule finden sich gleichwohl viele. 

In diesen Arbeitsfeldern erhält dabei
die Balance zwischen der Weitergabe
von hilfreichen Informationen, einer
individuellen Beratung und der Weiter-
vermittlung an spezialisierte Fachstel-
len eine hohe Bedeutung. 

Schluss

Der vorliegende Aufsatz stellt den Auf-
takt-Beitrag einer Artikelreihe zum
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Thema „Familie und Behinderung“ dar.
In diesem Sinne zielt er darauf ab,
einen ersten Überblick über zentrale
Aspekte eines komplexen und wichti-
gen Themas zu geben und für dieses zu
sensibilisieren. Gleichzeitig möchte er
anregen, die Auseinandersetzung mit
den inhaltlichen Schwerpunkten fort-
zusetzen, die in diesem Rahmen nur am
Rande berührt werden konnten. Exem-
plarisch genannt werden können hier,
mit einzelnen Literaturhinweisen, die
Themen der Geschwistersituation (u. a.
ACHILLES 2005; GRÜNZINGER 2005;
HABERTHÜR 2005; HACKEN 2003),
der Ablösung vom Elternhaus (ECKERT
2007c; SCHULTZ 2010) oder der 
Ratgeberliteratur (u. a. GRESS 2009;
HOLTHAUS & POLLMÄCHER 2007;
RÖGER 2009; HENNEMANN 2011). 

Abschließend strebt dieser Artikel
an, neugierig auf die folgenden Beiträge
zu machen, die ihrerseits spannende
Facetten der Familienthematik beleuch-
ten werden.
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wurde das Recht von Menschen mit
Behinderung auf Elternschaft interna-
tional anerkannt (vgl. Beauftragter der
Bundesregierung für die Belange behin-
derter Menschen 2010, Artikel 23).
Heute stellt sich nicht mehr die Frage,
„ob Menschen mit geistiger Behinderung
Kinder haben dürfen, (…) [sondern] wie
in den längst existierenden Familien
geistig behinderte Eltern(teile) und ihre
Kinder zusammenleben und welche
Unterstützung sie dabei benötigen 
bzw. als hilfreich erleben“ (SANDERS
2007, 90).

Der gegenwärtige Forschungsstand
zu „Kindern von Eltern mit Lern-
schwierigkeiten“ stellt sich jedoch als
äußerst dürftig dar. PRANGENBERG
war der erste in Deutschland, der sich
der Lebens- und Entwicklungssituation
der Kinder von Eltern mit Lernschwie-
rigkeiten umfassend widmete und re-
trospektive Befragungen mit erwachse-
nen Kindern durchführte. Er beschreibt
von wissenschaftlicher Seite her die
Lebenssituation der Kinder als „na-
hezu unbekannt“ (PRANGENBERG
2002, 15).

Die Fragestellung meiner Bachelor-
thesis greift diese Forschungslücke auf:
„Welche subjektiven Erfahrungen haben
Kinder von Eltern mit Lernschwierig-
keiten während ihrer Entwicklung ge-
macht?“

Im Folgenden werde ich auf den
Stand der Forschung eingehen sowie
zentrale Ergebnisse meiner Erhebung
vorstellen. Abschließend werden Un-
terstützungsbedarfe der Kinder sowie
Qualifikationsbedarfe von Professio-
nellen in der Arbeit mit Kindern von
Eltern mit Lernschwierigkeiten aufge-
zeigt. 

Stand der Forschung

Von PIXA-KETTNER, BARGFREDE
und BLANKEN wurde vor etwa 20 Jah-
ren die bundesweit erste Untersuchung
zur Lebenssituation von Menschen mit
Lernschwierigkeiten und ihren Kindern
durchgeführt. Dabei wurden 969 El-
ternschaften mit 1366 Kindern gezählt.
Die tatsächliche Zahl an Elternschaften
und Kindern wird von den Verfasserin-
nen weitaus höher eingeschätzt (vgl.
1996, 10 ff.). Für die Forscherinnen war
überraschend, dass fast 40% der Kin-
der entweder bei einem Elternteil oder
sogar bei beiden Elternteilen aufwuch-
sen (vgl. ebd., 18). Bei der Wohnform
der Kinder zeigten sich derart Unter-
schiede, „dass Kinder, wenn beide
Eltern vorhanden sind, häufiger bei die-
sen leben, während Kinder allein
genannter Mütter und Väter relativ

„Ich hab mir einfach immer ge-
wünscht, da ist ein Kind, das auch
so alt ist wie ich, das mit mir darü-
ber redet, wie seine Mama oder sein
Papa ist. Und das gab es nicht, das
gibt es bis heute nicht, das ist un-
glaublich, dass es so etwas nicht gibt.“

Frau Dilek, November 2012

In diesem Beitrag wird die vom Ver-
ein „People First“ geprägte Bezeichnung
„Lernschwierigkeiten“ verwendet, da
der traditionell gebräuchliche Begriff
„geistige Behinderung“ von vielen Be-
troffenen als diskriminierend empfun-
den wird (vgl. Mensch zuerst – Netz-
werk People First Deutschland e. V.).
Dies gilt nicht für Zitate von Proban-
d(inn)en oder Fachquellen. Die Namen
der Befragten wurden kodiert.

Dass Menschen mit Lernschwierig-
keiten Eltern werden, ist für viele in
unserer Gesellschaft bis heute unvor-
stellbar. In Fachkreisen wurde das The-
ma jahrzehntelang tabuisiert und man
stimmte überein, dass Menschen, die

selbst Hilfe benötigen, nicht in der Lage
seien, für ein Kind zu sorgen und es 
zu erziehen (vgl. BRENNER/WALTER
1999, 224). Bis in die 1990er Jahre wur-
den Menschen mit Lernschwierigkeiten
sterilisiert, damit Nachkommen ausge-
schlossen werden konnten (vgl. PRAN-
GENBERG 2002, 50). „Die befürchtete
Gefährdung des Kindeswohls ist [und
war] der zentrale Einwand gegen das
Recht geistig behinderter Menschen auf
gelebte Elternschaft“ (SANDERS 2007,
90). Da aber in Deutschland 1992 ein
neues Betreuungsgesetz eingeführt wur-
de, wonach die Sterilisation Minderjäh-
riger verboten wurde und volljährige
Menschen mit Lernschwierigkeiten nur
noch erschwert sterilisiert werden konn-
ten, konnte das Thema Elternschaft
von Menschen mit Lernschwierigkeiten
nicht mehr außer Acht gelassen werden
(vgl. PIXA-KETTER 2001, 284). Seit
2002 gibt es auch die Bundesarbeits-
gemeinschaft Begleitete Elternschaft
(BAG), die das Thema besser in der
Öffentlichkeit verankern soll und ange-
messene Umsetzungsangebote entwi-
ckelt (vgl. BARGFREDE 2008, 285).
Als im Jahr 2008 die UN-Behinderten-
rechtskonvention (BRK) in Kraft trat,
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| KURZFASSUNG Der Beitrag stellt die Ergebnisse einer qualitativen Untersuchung vor,
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views wurden drei erwachsene Kinder, die bei ihren Müttern mit Lernschwierigkeiten 
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häufiger im Heim, in Adoption oder
Pflege oder in der Herkunftsfamilie
untergebracht sind“ (ebd., 20). Die zum
Zeitpunkt der Studie erwachsenen und
älteren Kinder waren eher fremd unter-
gebracht als die unter vierjährigen Kin-
der (vgl. ebd., 22).

Nach ungefähr zehn Jahren erfolgte
eine bundesweite Nachfolgeerhebung,
da es mittlerweile ein breiteres Angebot
an sozialen Dienstleistungen zur Unter-
stützung von Eltern mit Lernschwierig-
keiten gab (vgl. PIXA-KETTNER 2007,
309). Die Ergebnisse der zweiten Studie
lassen erkennen, dass Elternschaften
und Geburten seit 1990 zugenommen
haben (vgl. ebd.). In Prozentzahlen aus-
gedrückt sind das in dem Zeitraum von
1990 bis 2005 „64% mehr Elternschaf-
ten und 61% mehr Geburten“ (ebd.).
Der Durchschnitt für diese Zeit liegt
„pro Jahr etwa [bei] 135 Kinder[n] (...)
[und] die durchschnittliche Kinderzahl
liegt bei 1,39“ (ebd., 314). In ca. ¾ aller
Fälle haben beide Elternteile der Kin-
der Lernschwierigkeiten. In den selte-
nen Fällen, in denen nur ein Elternteil
Lernschwierigkeiten hat, ist eher der
Vater ohne Lernschwierigkeiten als die
Mutter. Über die Hälfte aller Kinder
von Eltern mit Lernschwierigkeiten
lebten im Jahr 2005 mit mindestens
einem Elternteil zusammen. Dies ist ein
Anstieg gegenüber 1993 (vgl. PIXA-
KETTNER 2007, 312 ff.).

Eine weitere Studie wurde von
PRANGENBERG (2002) durchgeführt,
wobei dieser schwerpunktmäßig das
Ziel verfolgte, die Lebenssituationen
und -verläufe der Kinder von Eltern mit
Lernschwierigkeiten zu untersuchen.
Er interviewte erwachsene Kinder und
befragte sie sowohl zu ihrer Kindheit
und Jugend als auch zu ihrer aktuellen
Lebenssituation (vgl. PRANGENBERG
2002, 16). Seine Analyse ergab, dass
fast alle Familien der Kinder „ange-
spannte sozioökonomische Lebensbe-
dingungen“ (PRANGENBERG 2002,
200) aufweisen. Vernachlässigung,
Missbrauch oder Misshandlung lassen
sich bei Prangenbergs Interviewpart-
nern eher verneinen bzw. wurde eine
Gefahr für das Kind durch Vernachläs-
sigung erst als problematisch beschrie-
ben, als die Familie keinerlei familiäre
oder professionelle Hilfe erfuhr. Unter-
stützende Großeltern bedeuten dage-

gen meist, einem weniger belasteten
Milieu anzugehören. Nicht-elterliche
Bezugspersonen, ob Großeltern, Ver-
wandte oder professionelle Unterstüt-
zer(innen), können auf der einen Seite
eine Art Ersatzeltern für die Kinder
sein, da sie mangelnde Fähigkeiten der

Eltern ausgleichen können (vgl. ebd.,
200), „verhindern [auf der anderen Sei-
te] jedoch auch elterliche Kompetenz
und Autonomie“ (ebd.). Dies kann
dann zu einer Verschiebung üblicher
Rollen und zu „Positionskämpfen“ (ebd.)
zwischen den Erwachsenen führen.
Ältere Interviewpartner(innen) berich-
teten von negativen, bedrohenden Er-
fahrungen aufgrund von damals man-
gelnden Hilfesystemen (vgl. ebd., 201),
da „pädagogische Interventionen in
den Familienalltag, [wenn dann] meist
in Form von Fremdplatzierungsmaß-
nahmen durch Behörden“ (ebd.) statt-
fanden. Dagegen berichteten die jünge-
ren Kinder von hilfreicher Unterstüt-
zung durch Dienste und Einrichtungen,
die ihre Eltern entlasteten, ihre Familie
aber gleichzeitig auch fremdbestimm-
ten (vgl. ebd.). Des Weiteren beschrei-
ben die Interviewpartner(innen) die
elterliche Kompetenz als „breit gefä-
chert von einer totalen Selbstständig-
keit der Eltern bis zur völligen Negie-
rung der elterlichen Fähigkeiten“ (ebd).
Die Kinder wünschen sich oft mehr
Erziehung und Orientierung von ihren
Eltern. Nach Aussagen der Kinder sei-
en die Eltern ohne professionelle Un-
terstützung kaum in der Lage, eine
Familie zu versorgen. Sie könnten aller-
dings diese Fähigkeiten erlernen. Wei-
terhin beschäftigte sich PRANGEN-
BERG mit den Reaktionen der Kinder
auf ihre Lebenssituation. Er fand
heraus, dass die Kinder auf die Lern-
schwierigkeiten ihrer Eltern und ihre
Lebenssituation sehr unterschiedlich
reagierten: So schämen sich viele Kin-
der vor dem Umfeld für ihre Situation
(vgl. ebd., 201 f.). Manche Kinder über-
nehmen die Elternrolle (Parentifizie-
rung). Oft ist ein kompletter Rollen-
tausch möglich, der schleichend voll-
zogen wird. Dies führt zu einer
Überbelastung und Überforderung der
Kinder (vgl. ebd., 187). Mögliche ande-
re Reaktionen sind Anpassungsproble-
me und Verhaltensauffälligkeiten bei
den Kindern (vgl. ebd., 188) oder die
Rebellion gegen die Eltern (vgl. ebd.,

202). Wenn sich die Kinder bewusst der
Situation zu Hause entziehen, den
Kontakt zu den Eltern abbrechen oder
sich andere Bezugspersonen suchen,
wird von Fluchtverhalten gesprochen.
Fast alle interviewten Kinder von
PRANGENBERG verließen das Eltern-
haus frühzeitig (vgl. PRANGENBERG
2002, 188). Die Kinder können sich
jedoch auch ganz normal entwickeln.
Meistens wollen die Kinder dabei in
keinerlei Hinsicht negativ auffallen und
ihrer Umwelt beweisen, dass sie keine
Lernschwierigkeiten haben (vgl. ebd.,
202), um sich so von ihren Eltern ab-
grenzen zu können. Die Mehrheit der
Interviewpartner(innen) von PRANGEN-
BERG betonte, sich normal entwickelt
zu haben, tat dafür jedoch einiges, wie
bspw. gute Schulleistungen zu erbrin-
gen, um einen normalen Lebenslauf
präsentieren zu können (vgl. ebd., 317). 

Studie im Rahmen der Bachelorthesis

Untersuchungsdesign

Die Interviewpartner(innen) waren er-
wachsene Kinder von Müttern mit
Lernschwierigkeiten, die als Expert(in-
n)en ihrer Lebensgeschichte und ihrer
eigenen Entwicklung angesehen wur-
den. Die Proband(inn)en wurden mit
Hilfe eines leitfadengestützten Exper-
t(inn)eninterviews befragt (vgl. GLÄ-
SER/LAUDEL 2009). Als Auswertungs-
methode diente die qualitative Inhalts-
analyse (vgl. ebd.).

Erwachsene Kinder, die bei ihren El-
tern mit Lernschwierigkeiten aufwuch-
sen, ausfindig zu machen, stellte sich
als Herausforderung dar. Daher wurden
bundesweit Einrichtungen der Lebens-
hilfe, Werkstätten, Integrationsbetriebe,
Wohnheime bzw. Einrichtungen des
Betreuten Wohnens, Einrichtungen der
BAG Begleitete Elternschaft, aber auch
Sozialpädiatrische Zentren und Ein-
richtungen der Kinder-, Jugend- und
Familienhilfe angefragt. Insgesamt wur-
den 66 Einrichtungen kontaktiert; von
12 Einrichtungen erfolgte keine Rück-
meldung. Letztendlich konnten zwei
Frauen und ein Mann für ein Interview
gewonnen werden: Frau Singer war
zum Zeitpunkt des Interviews 24 Jahre
alt. Beide Elternteile sowie Frau Singer
selbst haben Lernschwierigkeiten. Sie
wuchs gemeinsam mit ihrer Mutter in
einer Einrichtung auf, die sich auf
Eltern mit Lernschwierigkeiten und
ihre Kinder spezialisiert hat. Frau Dilek
war zum Zeitpunkt des Interviews 18
Jahre alt. Ihre Mutter und ihr Bruder
haben Lernschwierigkeiten. Die Fami-
lie Dilek erhielt ambulante Unter-
stützung durch eine Familienhelferin.
Herr Bader war zum Zeitpunkt des
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Interviews 23 Jahre alt. Er ist Einzel-
kind und wohnt mit seiner Mutter
zusammen, die Lernschwierigkeiten
und Epilepsie hat. Die Familie erhielt
Unterstützung durch Oma, Tante, On-
kel und die Lebenshilfe.

Realisierungsprozess der elterlichen
Lernschwierigkeiten

Frau Singer vermutet, dass sie etwa in
der dritten Klasse erstmalig gemerkt hat,
dass ihre Mutter Lernschwierigkeiten
hat. Diese Erkenntnis war eng daran
geknüpft, dass sie in diesem Alter zum
einen selbst die Betreuer(innen) der
Einrichtung fragte, warum sie hier sei,
und zum anderen auch von Freunden
gefragt wurde, warum sie in einer Ein-
richtung lebe. Des Weiteren waren es
auch die Betreuer(innen) der Einrich-
tung, die sie über ihre Mutter frühzeitig
„aufklärten“. Sie berichtet, dass das
Wissen um die Lernschwierigkeiten ih-
rer Mutter für sie kein Problem gewesen
sei. Sie machte sich keine größeren Ge-
danken darum, ihr Vater habe ja auch
Lernschwierigkeiten, daher war es für
sie „selbstverständlich“ und „normal“.
Während ihrer Schulzeit gab es kaum
Momente, in denen sie sich mit den
Lernschwierigkeiten ihrer Mutter ausei-
nandersetzte oder Momente, in denen
sie etwas besser konnte als ihre Mutter;
eher wurde sie von anderen diskrimi-
niert aufgrund ihrer Lernschwierigkei-
ten. Frau Singer wird heute nur beim
Einkaufen mit ihrer Mutter daran erin-
nert, dass ihre Mutter Lernschwierig-
keiten hat. Wenn es um das Bezahlen
geht, ist Frau Singer ihrer Mutter „über-
legen“ und übernimmt diese Aufgabe
für sie.

Frau Dilek beschreibt den Realisie-
rungsprozess der mütterlichen Lern-
schwierigkeiten vom „ersten Bewusst-
werden“ über anschließende Phasen
und Verarbeitungsprozesse sehr aus-
führlich und benennt genaue Altersan-
gaben. Sie erinnert sich, im Alter von
12 Jahren zum ersten Mal gemerkt zu
haben, dass ihre Mutter Lernschwierig-
keiten hat. Zum einen konnte die Sozi-
alpädagogische Familienhelferin (SPFH)
der Familie mit ihr jetzt offener spre-
chen und zum anderen konnte Frau
Dilek einige „Hinweise“ nun einordnen
und mit den Lernschwierigkeiten in
Verbindung bringen. Ihre Mutter be-
kam zu diesem Zeitpunkt einen „Behin-
dertenausweis“ und schulische Angele-
genheiten musste Frau Dilek über die
gesetzliche Betreuerin ihrer Mutter
rückmelden lassen. Die Unterstützung
durch die SPFH führte sie dann auf den
großen Hilfebedarf ihrer Mutter zu-
rück, den sie erst so richtig bei ihr
erkannte, als die SPFH sie über die 

vielen Aufgaben aufklärte, die sie für
ihre Mutter übernehmen würde. Auch
sah sie Parallelen zwischen ihrer Mut-
ter und ihren Tanten und Onkeln, die
auch Lernschwierigkeiten haben. Frau
Dilek beschreibt die erste Phase der
Auseinandersetzung mit den Lern-
schwierigkeiten ihrer Mutter als kon-
fliktbeladen, wobei es bis zu ihrem Aus-
zug immer wieder zu Streitigkeiten zwi-
schen ihr und ihrer Mutter kam. Als sie
mit dem Begriff „Behinderung“ kon-
frontiert wurde, war dieser für sie erst
einmal neu bzw. dachte sie, wenn eine
Person, so wie ihre Tante, in einem
Heim lebt, ist das eine „Behinderung“.
Dies schockierte sie. Auch ging bei ihr
mit diesem Begriff die schambesetzte
Vorstellung einher, dass ihre Mutter
dumm sei und überhaupt nichts könne.
Oft gab es heftige Auseinandersetzun-
gen mit ihrer Mutter, wenn Frau Dilek
Aufgaben ihrer Mutter übernehmen
musste, weil ihre Mutter dazu nicht in
der Lage war oder nicht wollte. Daher
bezog sie sich bei Konflikten auf die
Lernschwierigkeiten ihrer Mutter und
nahm Konflikte oft als Anlass, um ihrer
Belastung durch die früh erworbene
Verantwortung Raum zu geben:

„Du bist behindert, du hast mir nichts
zu sagen. (...) Also wenn man so eine
Last die ganzen Jahre hat, irgendwann
explodiert man und natürlich ist dann
dieses, Behinderung kannst du ein-
fach andocken und egal welches Pro-
blem als Grund nehmen. (...) Hab ich
sie einfach sehr oft beleidigt und immer
halt runtergeputzt, du kannst nichts
und wir haben eine Betreuerin, das ist
wegen dir und das kannte ich natür-
lich nicht, dass eine Familie eine
Betreuung hat, also, das heißt, meine
Mutter ist dumm und deshalb brau-
chen wir Hilfe, weil niemand aus mei-
nem Freundeskreis hatte so was.“

Frau Dilek wollte die Lernschwierig-
keiten ihrer Mutter sofort kompensie-
ren, indem sie die jeweilige Aufgabe für
ihre Mutter übernahm. Im Laufe der
Zeit konnte sie jedoch immer besser
erkennen, wo ihre Mutter Hilfebedarf
hat. In der Zeit zwischen ihrem 12. 
und 15. Lebensjahr setzte sie sich in-
tensiv mit den Lernschwierigkeiten
ihrer Mutter auseinander und lernte
auch, Verantwortung an die SPFH
abzugeben, da die Belastung für sie 
sehr groß war: „Also, mir ist das auch
nie aufgefallen, dass ich so viel Ver-
antwortung übernommen habe. Erst im
Nachhinein, als ich entlastet wurde,
habe ich gesehen, wie belastet ich war.“
Frau Dilek benennt einige Situatio-
nen, in denen ihr in der Pubertät die

Lernschwierigkeiten ihrer Mutter beson-
ders bewusst wurden. Es waren Situa-
tionen, in denen sie ihrer Mutter etwas
erklären sollte. Sie erinnert sich bspw.
an Elternabende oder Klassengesprä-
che, Briefe aus der Schule und Wahlen.
Oftmals wurde sie in solchen Momen-
ten wütend und sie war genervt davon,
ihrer Mutter ständig etwas zu erklären.
Manchmal war sie aber auch stolz
darauf, ihrer Mutter zu helfen. So
konnte sie ihrer Mutter beim Wahlvor-
gang behilflich sein und erinnerte sich
gern an dieses, für sie interessante
Ereignis. Eine weitere Phase der Ausei-
nandersetzung mit den mütterlichen
Lernschwierigkeiten im Alter von 13,
14 Jahren war das Bewusstwerden, dass
Frau Dilek ihrer Mutter in vielerlei Hin-
sicht überlegen ist. Ein großes Thema
war für sie, inwieweit sie ihre Mutter
zurechtweisen, ja sogar „erziehen“ kann.
Wenn sie ihre Mutter darauf hinwies,
welche Aufgaben sie zu erfüllen habe,
artete dies in einer Diskussion aus:

„Und den einen Morgen war das so,
dass sie zu lange geschlafen hatte
und ich, mein Bruder war nicht fer-
tig, also der Schulbus war da und
ich dann zack angezogen, ich sag,
bring ihn jetzt bitte runter. Oh nee,
ich kann jetzt nicht, das ist mir zu
stressig, mach du das. Und ich
musste selbst zur Schule gehen. Und
dann hab ich ihn runter gebracht,
ich kam hoch und dann war, oh, ich
schrie, wie es nicht mehr ging, ich
hatte sie so runtergemacht, da hab
ich ihr einfach gesagt, das ist deine
Aufgabe, ich muss meinen Bruder
nicht runterbringen, ich kann, aber
ich muss nicht. Das ist deine Aufga-
be, mich zu wecken, ich muss dich
nicht wecken. Das war immer ein
großes Thema bei uns, dass ich mei-
ne Mutter geweckt habe. Das war
einfach, also manchmal war das
auch so, du hast mir nichts zu
sagen, du bist meine Tochter und so.
Dann sage ich, ja dann verhalte
dich wie eine Mutter. Dann kümme-
re du dich um mich, warum muss
ich deine Papiersachen machen,
warum muss ich gucken, dass wir
Essen haben.“

Frau Dilek beschreibt diese Phase
der Auseinandersetzung als einen gro-
ßen inneren Konflikt. Dieser wird deut-
lich an der Frage: „Darf ich meine Mut-
ter pädagogisieren?“ Es zeigt sich, dass
Frau Dilek ihre eigene Rolle und die
ihrer Mutter reflektiert und dass für sie
offensichtlich Widersprüche in der
Ausformung der Rollen vorhanden
sind. Die Phase der Pubertät stellt bei
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Frau Dilek den eigentlichen Realisie-
rungsprozess der mütterlichen Lern-
schwierigkeiten dar, da sie in ihrer Kind-
heit die Lernschwierigkeiten nur unbe-
wusst wahrnahm. Mit dem Auszug aus
der familiären Wohnung im Alter von
17 Jahren war dieser Rollenkonflikt
weniger präsent und auch die große
Verantwortung, die sie jahrelang trug
und belastete, reduzierte sich sehr. Frau
Dilek erzählt, dass sie vieles mit sich
selbst ausmachen musste. Eine große
Unterstützung war ihr aber immer die
SPFH, bei der sie sich auch über ihre
Mutter auslassen konnte. Mit ihren 18
Jahren kann Frau Dilek heute offen und
selbstbewusst von ihrer Lebensge-
schichte erzählen und die Lernschwie-
rigkeiten ihrer Mutter differenziert be-
trachten, da sie weiß, in welchen Berei-
chen ihre Mutter Unterstützungsbedarf
hat. Sie hat heute ein sehr gutes Ver-
hältnis zu ihrer Mutter und weiß, ab
welchem Punkt sie sich zurückziehen
muss, um sich nicht mit Angelegenhei-
ten ihrer Mutter zu belasten.

Da die Mutter von Herrn Bader
nicht nur Lernschwierigkeiten, sondern
auch Epilepsie hat, sind die Aussagen
von Herrn Bader zum Realisierungs-
prozess wechselweise auf die Epilepsie
und die Lernschwierigkeiten bezogen.
Es schien jedoch so, als würde Herr
Bader bewusst oder unbewusst die Epi-
lepsie (bzw. die Folgen davon) oft als
Begründung für die teilweise verzögerte
Auffassungsgabe seiner Mutter neh-
men, unabhängig davon, ob es der Tat-
sache entspricht oder nicht. Es wirkte
im Interview so, als blende er die Lern-
schwierigkeiten seiner Mutter aus oder
als wolle er diese nicht wahrhaben.
Eine andere Vermutung ist, dass Herr
Bader unter Epilepsie auch Lern-
schwierigkeiten versteht, hauptsächlich
aber den Aspekt der Krampfanfälle her-
vorhebt. Im Alter von neun, zehn Jah-
ren erinnert er sich, richtig gemerkt zu
haben, dass mit seiner Mutter „irgend-
was nicht stimmt“. Das einschneiden-
de Erlebnis war für ihn damals ein
Krampfanfall seiner Mutter in der Öf-
fentlichkeit. Für ihn war es schwierig,
damit umzugehen, wenn Fremde die
Situation mitbekamen. Aus Scham
wollte er mit seiner Mutter manchmal
nicht auf die Straße gehen. Als er seine
Lebenssituation mit der seiner Freunde
verglich, wurde ihm auch bewusst, dass
seine Mutter anders ist:

„Wie gesagt, meine Freunde, weißt
du, meine Freunde hier in XY, die
hatten halt alle Autos gehabt, wa-
ren ein bisschen klarer bei Verstand.
Das hat man auch schon gesehen
und haben auch ein bisschen an-

ders gewohnt wie wir früher. Und da
hab ich schon gemerkt, dass meine
Mutter da auch nicht so viel Geld 
verdient. Und weil, eine normale Per-
son, die nicht geistig behindert ist, die
keine geistige Behinderung hat oder
Epilepsie oder gibt ja verschiedene
Arten von Behinderung. Die sind ja
beeinträchtigt, die haben ja ein Han-
dicap und dann tut man ja praktisch
weniger Geld verdienen, als wie ein
Normaler.“

Weiter nennt er Situationen, in de-
nen seine Mutter sich schnell aufregt
und dann unverhältnismäßig reagiert.
In einem anderen Beispiel spricht er da-
von, seiner Mutter häufig zu erklären,
wie der Wecker funktioniert:

„Das bringt mich manchmal auch zur
Verzweiflung. Für mich ist es ja ein-
fach, aber für sie nicht. Aber das reali-
siere ich manchmal nicht. Dann sag
ich manchmal: Mama, wie kann man
denn nur, weißt du, ist doch so einfach
mit dem Wecker.“

In der Stadt, in der Herr Bader mit
seiner Mutter wohnt, wissen viele Leu-
te über seine Mutter Bescheid, und
auch Herr Baders Situation war in sei-
ner Schule bekannt. Daher sprach er
nicht oft darüber. Wenn die Fachkräfte
der Lebenshilfe bei ihm und seiner
Mutter zu Hause waren, hatte er jedoch
immer die Gelegenheit, über seine Mut-
ter zu sprechen. Herr Bader nennt
rückblickend eine Phase, die für ihn
besonders belastend war:

„Da war der Anfall so schlimm, da
wusste sie für 2 Wochen gar nicht mehr,
wo hinten und vorne ist. Da ist sie
irgendwo hingelaufen, da wollte sie
einkaufen gehen, da war die irgendwo
anders. Und einer hat sie dann einge-
sammelt, der sie gekannt hat und hat
sie dann wieder hierher gebracht. Ein-
mal kam sie mit der Polizei hierher.
Das hat mir dann schon Angst ge-
macht.“

Herr Bader macht sich heute nicht
mehr viele Gedanken über die Epilep-
sie seiner Mutter. Er hat einen guten
Umgang damit entwickelt. „Ich geh
damit relativ normal um. Also so, als ob
sie nichts hat.“ Nur wenn seine Mutter
einen Anfall bekomme, werde er daran
erinnert. Da er nichts über ihr sonstiges
Verhalten äußert, scheinen die Lern-
schwierigkeiten für ihn nicht im Vor-
dergrund zu stehen.

Während Herrn Bader und Frau Sin-
ger etwa mit neun, zehn Jahren bewusst
wurde, dass ihre Mütter „anders“ sind,
realisierte Frau Dilek dies erst so richtig
mit zwölf Jahren. Die Erfahrungen, die
die drei Kinder hinsichtlich der Reali-
sierung und der Auseinandersetzung
mit den mütterlichen Lernschwierigkei-
ten gemacht haben, sind sehr unter-
schiedlich. Herr Bader und Frau Singer
äußern sich wenig darüber, so dass die
Vermutung nahe liegt, dass dieser Pro-
zess der Realisierung in Form eines wie-
derkehrenden Überlegenheitsgefühl über
die Mutter bei ihnen so nicht stattfand
bzw. längst nicht so eine einschneiden-
de und prägende Erfahrung darstellte
wie dies bei Frau Dilek der Fall war. Da
Frau Singer selbst Lernschwierigkeiten
hat, wird sie die Lernschwierigkeiten
ihrer Mutter anders wahrnehmen als
etwa Frau Dilek. 

Entwicklung des Kindes

Alle Kinder haben sich – trotz des Um-
stands, eine Mutter mit Lernschwierig-
keiten zu haben – gut entwickelt. Sie
haben einen Schulabschluss; Frau Sin-
ger und Herr Bader haben eine abge-
schlossene berufliche Ausbildung und
ein eigenes Einkommen, während Frau
Dilek ein Studium anstrebt. Frau Singer
und Frau Dilek sind von zu Hause aus-
gezogen, führen Beziehungen und
leben alleine bzw. Frau Singer lebt mit
ihrem Freund zusammen. Alle drei sind
in ihrer Lebensführung sehr selbststän-
dig, haben aber auch noch ein enges
Verhältnis zu ihren Müttern und helfen
ihnen teilweise bei bestimmten Angele-
genheiten. Jeder von ihnen brachte im
Interview zum Ausdruck, sehr zufrie-
den mit sich und seinem Leben zu sein.
Beide Frauen haben Zukunftspläne. So
erzählte Frau Singer von ihrer baldigen
Hochzeit und Frau Dilek von ihrer
Arbeit als FSJlerin und ihrem Lebens-
traum, eine soziale Initiative für Kinder
von Eltern mit Lernschwierigkeiten zu
gründen, die hauptsächlich zum Aus-
tausch untereinander dienen soll. Dass
sich alle drei gut entwickeln konnten,
ist sicherlich mit der Tatsache verbun-
den, dass sie enge Bezugspersonen
neben ihren Müttern hatten, denen sie
sich anvertrauen konnten und deren
kompensatorische Funktion an den
Stellen greifen konnte, wo es bei der
Mutter Unterstützungsbedarf gab. So
konnten die Fachkräfte der Einrich-
tung, in der Frau Singer aufwuchs,
mangelndes Durchsetzungsvermögen
ihrer Mutter ausgleichen. Herr Baders
Oma übernahm anfallende Aufgaben
im Haushalt und unterstützte ihn bei den
Hausaufgaben. Frau Dilek übernahm
schon als Kind viel Verantwortung im
Haushalt und für ihren jüngeren Bru-
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der. Letztendlich konnte die SPFH aber
Frau Dilek entlasten und ihr aufzeigen,
dass ihre Rolle als Tochter nicht bein-
haltet, die komplette Familie zu versor-
gen. Während Frau Singer und Herr
Bader mit ihren Müttern von Beginn an
durch ein stationäres Angebot bzw. im
Rahmen der Familie unterstützt wur-
den, wurde Frau Dileks Familie erst un-
terstützt, als Frau Dilek schon neun
Jahre alt war. 

„Ich hab geguckt, dass mein Bruder
ins Bett geht, dass er baden geht,
dass meine Mutter Zigaretten hat,
dass der Schriftverkehr nicht verges-
sen wird, das Aktuellste immer oben
drauf, damit die Betreuer Bescheid
wussten zum Beispiel, dass wir auf-
gestanden sind, dass wir Termine
wahrgenommen haben, dass, zum
Beispiel Zahnarzttermine, dass, ja,
vor allem dass mein Bruder meinen
Vater besuchen konnte, früher.“
(Frau Dilek).

Bis zu diesem Alter hatte sie schon
viele Aufgaben für ihre Mutter über-
nommen und die Rollen zwischen ihrer
Mutter und Frau Dilek vertauschten
sich immer mehr. Es fiel ihr deshalb
sehr schwer, Verantwortung an die
SPFH abzugeben und von ihrer Rolle
als Ersatzmutter loszulassen. Deswegen
spricht sie auch davon, nicht immer
Kind gewesen sein zu können, ein Ge-
fühl, von dem Herr Bader und Frau
Singer überhaupt nicht berichten. Herr
Bader vergleicht seine Rolle als Kind,
zumindest bis zu seinem 13. Lebens-
jahr, mit der von „normalen“ Familien.
Als er 13 Jahre war, starb seine Oma
und Herr Bader war von diesem Zeit-
punkt an mehr auf sich gestellt. Des
Weiteren spricht keiner der drei Kinder
von Positionskämpfen zwischen den
Müttern und den Bezugspersonen,
durch die die Kinder einer zusätzlichen
Belastung ausgesetzt sein könnten.
Zwar kann bei Frau Singer und Herrn
Bader nicht beurteilt werden, ob die
Bezugspersonen die elterliche Kompe-
tenz und Autonomie begrenzten, dafür
kann dies bei Frau Dileks Mutter wohl
verneint werden. Frau Dilek berichtet
davon, wie gut ihre Mutter die Hilfe
annahm und welche großen Fortschrit-
te sie als Mutter machte. Dies muss sich
letztlich auch positiv auf die Entwick-
lung von Frau Dilek ausgewirkt haben.
Bei Betrachtung der drei Lebensge-
schichten trug Frau Dilek durch die
Parentifizierung eine große Last. Dass
sie sich mit dieser unzureichenden Le-
bens- und Entwicklungssituation arran-
gieren konnte, ist auf ihre Widerstands-
kraft – Resilienz – zurückzuführen.

Schutzfaktoren, die ihr zu Gute kamen,
um sich in ihrer ungünstigen Lebenssi-
tuation zu behaupten, liegen bei Frau
Dilek nicht nur in der Umwelt (SPFH/
später Erziehungsbeistand), sondern
hauptsächlich in ihrer Person begrün-
det, da sie Eigenschaften aufweist, die
sich in ihrer Situation als förderlich
erweisen. So hat sie eine Begabung, mit
Menschen umzugehen, ist selbstbewusst,
interessiert und wissbegierig. Ihre hohe
(emotionale) Intelligenz ermöglicht ihr,
eigenes und fremdes Handeln zu re-
flektieren, Verständnis im Umgang mit
ihrer Mutter aufzubringen sowie bei
Konflikten in ihrer Familie ein lösungs-
orientiertes und emphatisches Verhal-
ten zu zeigen. 

Unterstützungsbedarfe

Alle Kinder haben die jeweilige Unter-
stützung subjektiv als genau richtig
empfunden. Niemand erlebte die Hilfe
als einen Eingriff in die Familie oder als
Übergriff auf die Mutter. Frau Dilek
hebt hervor, dass sie die Familienhelfe-
rin und ihren jetzigen Erziehungsbei-
stand sehr ins Herz geschlossen habe.
Für sie sind die beiden wie Familien-
mitglieder. Alle drei Kinder erlebten
verschiedene Unterstützungsangebote,
ob nun durch ein stationäres bzw. am-
bulantes Angebot oder durch den Ein-
satz der Familie. Jede Form der Unter-
stützung bietet die Möglichkeit, dass
das Kind bei seinen Eltern bzw. seiner
Mutter aufwächst.

Fazit und Ausblick

Kinder von Eltern mit Lernschwierig-
keiten können sich normal entwickeln,
wenn ihnen und ihren Eltern die richti-
ge Unterstützung zuteil wird. Bezugs-
personen neben der Mutter oder den
Eltern, die die elterliche Kompetenz
und Autonomie stärken und gleichzei-
tig mangelnde elterliche Fähigkeiten
ausgleichen können, sind für die Ent-
wicklung des Kindes von großer Be-
deutung. Fachkräfte qualifizieren sich
dadurch für diese Arbeit, indem sie
fachübergreifendes Wissen mit sozialer
Kompetenz vereinen: Sie „sollten nicht
nur über entwicklungspsychologisches
Wissen, behindertenpädagogische Qua-
lifikationen und hohe Professionalität
in Sachen Assistenz verfügen, sondern
auch persönliche Qualifikationen mit-
bringen, wie z. B. Engagement und 
Verantwortungsbereitschaft, aber auch
psychische Stabilität, um nicht zwischen
Kindes- und Elterninteressen aufgerie-
ben zu werden. Supervision ist unbe-
dingt erforderlich, da die Arbeit ein gro-
ßes Konfliktpotenzial beinhaltet und
fortlaufend hohe Anforderungen an die
Fachkräfte stellt“ (MOBILE – Selbstbe-

stimmtes Leben Behinderter e.V. 2002,
24). Jede Familie ist individuell und 
hat andere Ressourcen, genauso wie es
auch unterschiedliche Hilfsangebote
gibt, die in ihrer Breite in Zukunft, ins-
besondere für Kinder, hoffentlich noch
vielfältiger werden. So gilt immer genau
abzuwägen, welche Hilfe im Einzelfall
adäquat ist und welche Ressourcen in
der Familie gestärkt werden können, so
dass sich das Kind möglichst gut ent-
wickeln und etwaige Belastungen ver-
arbeiten kann. Dann kann sich der
Umstand, Kind von Eltern mit Lern-
schwierigkeiten zu sein, durchaus als
„Gewinn“ (PRANGENBERG 2002, 323)
im Leben des Kindes darstellen: „So
sehen sich einige Kinder als kompetent
im Umgang mit schwierigen Lebenssi-
tuationen, im Umgang mit Menschen,
die Hilfe und Unterstützung benötigen,
und empfinden sich als sozial veran-
lagt“ (ebd.). Dies bestätigen auch die
drei von mir Befragten: Sowohl Frau
Singer und Frau Dilek als auch Herr
Bader zeig(t)en sich im Umgang mit
schwierigen Lebenssituationen versiert
und sind darüber hinaus bereits in frü-
hem Alter selbstständig und erwachsen
geworden.

Jedoch bringt das Zitat von Frau
Dilek zu Beginn dieses Aufsatzes genau
zum Ausdruck, wo ein Bedarf vorhan-
den ist. Selbsthilfegruppen für erwach-
sene Kinder von Eltern mit Lern-
schwierigkeiten oder Angebote für äl-
tere Kinder zum Erfahrungsaustausch
untereinander gibt es noch nicht. Da
die Thematik „Kinder von Eltern mit
Lernschwierigkeiten und individuelle
Unterstützungsangebote“ noch in den
Kinderschuhen steckt, bedarf es noch
viel an Austausch und gegenseitiger
Beratung, damit entsprechende Ange-
bote und Konzepte entwickelt werden
können. Kinder von Eltern mit Lern-
schwierigkeiten, als Experten in eigener
Sache, können hierbei wertvolle Anre-
gungen für die Praxis geben. 
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Bildung bedeutet Zukunft.
inForm bringt Sie hin.

Seminar 
Begleitete Elternschaft von Menschen mit 
geistiger Behinderung. Lebensperspektiven 
ermöglichen, Kindeswohl sichern
18.–19. September 2014, Marburg
Anmeldung unter Nr. 140727

Referentin
Stefanie Bargfrede
Dipl. Behindertenpädagogin, Sprecherin der BAG 
„Begleitete Elternschaft“, Lebenshilfe Bremen

Auch Menschen mit geistiger Behinderung haben einen 
Kinderwunsch. Inzwischen gibt es viele positive Beispiele, 
dass Elternschaft von ihnen gelebt und bewältigt werden 
kann. Unzweifelhaft hoch sind die Anforderungen an alle, 
die Eltern mit geistiger Behinderung unterstützen und be-
gleiten. Denn gefragt sind u. a. eine hohe Sensibilität für 
die Eltern-Kind-Beziehung, umfangreiche pädagogische 
Kenntnisse und Fertigkeiten sowie eine starke Selbstreflexion 
und Klarheit zur eigenen Rolle.

Das Seminar bietet Ihnen die Möglichkeit, Ihre Einstellung 
zum Thema „Begleitete Elternschaft von Menschen mit 
geistiger Behinderung“ zu überprüfen und fortzuentwickeln. 
Zudem erhalten Sie zentrale Informationen zu den Voraus-
setzungen, Möglichkeiten und Formen der Unterstützung 
von Eltern mit geistiger Behinderung auf dem aktuellen 
fachlichen Stand. 

Die Veranstaltung richtet sich an Fachkräfte aus stationären 
Einrichtungen und ambulanten Diensten, die Eltern mit geis-
tiger und/oder seelischer Behinderung begleiten oder zu-
künftig begleiten wollen; an interessierte Fachleute aus 
Ämtern, Fachstellen, Beratungsstellen usw. sowie an ge-
setzliche Betreuer(innen).

Weitere Informationen erhalten Sie im Internet 
unter: www.inform-lebenshilfe.de
oder telefonisch unter: 06421/491-0
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Ausschluss „geschäftsunfähiger“
behinderter Menschen von 
Finanzgeschäften

Als Vertragsstaat der 2009 ratifizierten
UN-Behindertenrechtskonvention
(BRK) anerkennt die Bundesrepublik
Deutschland u. a., „dass Menschen mit
Behinderungen das gleiche Recht wie
andere haben, […] ihre finanziellen  An-
gelegenheiten selbst zu regeln und glei-
chen Zugang zu Bankdarlehen, Hypo-
theken und anderen Finanzkrediten zu
haben“ (Art. 12 Abs. 5 BRK). Demnach
können Menschen mit wie ohne Lern-
schwierigkeiten ihre finanziellen Ange-
legenheiten nach eigenem Gutdünken
regeln und dabei Schulden machen oder

sich gar überschulden. Das gilt aber
nach § 104 Nr. 2 BGB nur für diejeni-
gen, die sich nicht bzw. nicht nur vorü-
bergehend „in einem die freie Willens-
bestimmung ausschließenden Zustand
krankhafter Störung der Geistestätig-
keit“ befinden. Diese sog. „Geschäfts-
unfähigen“ können überhaupt keine
wirksamen Willenserklärungen abgeben
(§ 105 BGB), also auch keine Bank-
konten einrichten, keine Darlehen auf-
nehmen und nicht einmal Alltagsge-
schäfte wie Lebensmittel- und Kleider-
käufe oder Mietüberweisungen tätigen.
Wenn ein „geschäftsunfähiger“ behin-
derter Mensch eine finanzielle Transak-
tion vornehmen will (z. B. eine Miet-
überweisung), dann braucht er dafür
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| KURZFASSUNG Als Vertragsstaat der UN-Behindertenrechtskonvention anerkennt die
Bundesrepublik Deutschland u. a., „dass Menschen mit Behinderungen das gleiche Recht
wie andere haben, […] ihre finanziellen  Angelegenheiten selbst zu regeln und gleichen
Zugang zu Bankdarlehen, Hypotheken und anderen Finanzkrediten zu haben“. Die Rea-
lisierung dieses Rechts erfordert Informationen (z. B. über Haushaltsplanung, Hauswirt-
schaft, Formen und Techniken des Geldverkehrs) und Kompetenzen (z. B. einen Haus-
haltsplan aufstellen oder entschlüsseln können, Geld entsprechend eigener Bedürfnisse
und Mittel einteilen können). Die diesbezüglichen Vermittlungsanforderungen und Be-
dürfnisse  behinderter Menschen sind wissenschaftlich unerforscht, in der Praxis fehlen
Informationen in Leichter Sprache und zeitgemäße Konzepte zur Kompetenzvermittlung
bei Teilhabeleistungen, Bildungsangeboten u. ä. Vor allem fehlt aber ein entsprechendes
Problembewusstsein.

| ABSTRACT Do Persons With Disabilities Have a Right to Run into Debt? – 
On the Financial Competence of Persons With Learning Difficulties. As a state
party to the UN Convention on the Rights of Persons with Disabilities, the Federal 
Republic of Germany recognises, amongst other things, “the equal right of persons with
disabilities […] to control their own financial affairs and to have equal access to bank
loans, mortgages and other forms of financial credit”. Asserting this right requires 
information (about e. g. budgeting, household finances, types and methods of financial
transaction) and skills (e. g. how to draw up and understand a budget, how to allocate
money according to needs and means). The teaching requirements and other needs of
persons with disabilities in this context have yet to be researched in theory, while in
practice information in Plain Language, as well as state-of-the-art concepts for imparting
competence during participation measures, educational measures, etc., are lacking. In
particular, a true awareness of the problem does not exist.
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eine rechtliche Vertretung, üblicherwei-
se eine gesetzliche Betreuung (§§ 1896,
1902 BGB). Die Bundesvereinigung Le-
benshilfe hat wiederholt auf den Wider-
spruch zwischen dem geltenden Recht
und der BRK hingewiesen (vgl. LACH-
WITZ 2009, 4). Gesetzgeberisch fehlt
es aber bisher an nachhaltigem Ände-
rungswillen. Zuletzt wurde 2002 ein
neuer § 105a BGB (BGBL I 2002, 2856)
eingefügt, damit „geschäftsunfähige“
behinderte Menschen wenigstens All-
tagsgeschäfte mit geringwertigen Mit-
teln bewirken können. Die Vorschrift
wirft im Alltag allerdings eher Probleme
auf. Es soll nämlich nach dem allgemei-
nen Einkommens- und Preisniveau er-
mittelt werden, was „geringwertig“ ist
(BT-Drs. 14/9266, 43). Ein Teil des
Schrifttums stellt für eine Auslegung
auf § 1903 Abs. 3 S. 2 BGB ab, welcher
„geringfügige Angelegenheiten des täg-
lichen Lebens“ auch einem unter ge-
setzlicher Betreuung mit Einwilligungs-
vorbehalt stehenden behinderten Men-
schen ermöglicht (BAMBERGER/ROTH
2003, § 105a Rz 6; PALANDT/ELLEN-
BERGER 2013, § 105a Rz 3). Unstreitig
sind ohnehin jedwede Ratenzahlungs-
geschäfte, Haustür- und Fernabsatz-
geschäfte (§§ 312b–312d BGB) nicht
erfasst. Die (V)Ersteigerungsplattform
Ebay und der Second-Handbereich von
Amazon, die gerade für Menschen mit
geringen finanziellen Mitteln attraktiv
sind, bleiben also für „Geschäftsun-
fähige“ – zu ihrem eigenen Schutz
(DÖRNER 2002, § 105a Rz 1 ff.) – juris-
tisch terra incognita. Aber ist es wirk-
lich notwendig, diesen Schutz und
damit auch die rechtliche Ausgrenzung
entgegen Art. 12 Abs. 5 BRK aufrecht
zu erhalten?

Probleme von Menschen 
mit Lernschwierigkeiten 
bei Finanzgeschäften

Um diese Frage beantworten zu können,
müssten erst einmal aussagefähige Da-
ten zum Thema vorliegen. Diese fehlen
aber. Wenn „Geschäftsunfähige“ be-
trachtet werden, geht es um Menschen
mit geistiger oder seelischer Behin-
derung. Der Beitrag konzentriert sich
auf Menschen mit Lernschwierigkeiten
(üblicherweise bezeichnet als „Men-
schen mit geistiger Behinderung“). Seit
dem Außerkrafttreten des Vormund-
schaftsrechts 1992 ist die Feststellung
einer „Geschäftsunfähigkeit“ für die Ein-
setzung einer rechtlichen Betreuung
nicht mehr erforderlich. Belastbare Er-
kenntnisse zur Anzahl „Geschäftsunfä-
higer“ unter den Menschen mit Lern-
schwierigkeiten fehlen zwangsläufig.
Über die finanzielle Situation der Men-
schen mit Lernschwierigkeiten, insbe-
sondere hinsichtlich Verschuldung oder

gar Überschuldung, ist aktuell prak-
tisch nichts bekannt. Der Behinderten-
bericht 2009, die Statistik zur Über-
schuldung von Privatpersonen (Bun-
desamt 2012) oder der erste Staatenbe-
richt der Bundesregierung zur BRK
(2011) schweigen hierzu. Der zum Staa-
tenbericht erstellte „Schattenbericht“
moniert nur das Rechtsmodell der
Geschäftsunfähigkeit als solches (vgl.
BRK-Allianz 2013, 26). Auch in der
Fachliteratur zu Menschen mit Behin-
derung wird das Thema Verschuldung
nicht angesprochen. Es fragt sich, ob
Menschen mit Lernschwierigkeiten sich
nicht verschulden (können) oder ob sie
dies zwar tun, wissenschaftlich aber
kein Interesse am Thema besteht. JUST
(2001, 41)  differenziert den Bedarf an
Schuldnerberatung sehr praxisgerecht
nach Zielgruppen (z. B. Arbeitsuchen-
de, Alte, Kranke), erwähnt aber Men-
schen mit Lernschwierigkeiten gar nicht.
Für 2011 wird die Zahl überschuldeter
Haushalte in Deutschland auf 3,5 Mio.
geschätzt (vgl BERTSCH 2011, 32).

Was ist daraus zu schließen, dass
Menschen mit Lernschwierigkeiten
hierbei nicht einmal genannt werden?
Sollten sie keinen oder keinen wesent-
lichen Anteil an der Überschuldung
haben, wie steht es dann real um ihr
Schutzbedürfnis? Lässt sich unter die-
sen Umständen die rechtliche Kon-
struktion der „Geschäftsunfähigkeit“
überhaupt rechtfertigen? Werden Men-
schen mit erheblichen Lernschwierig-
keiten als potenziell „Geschäftsunfähi-
ge“ nolens volens grundlos gleich mit
„geschützt“ und ihrer Teilhabemöglich-
keiten an einem wichtigen Bereich des
Gesellschaftslebens faktisch beraubt?
WENDLAND (BAMBERGER/ROTH
2003 § 105a Rz 1) stellt fest, dass  „Ge-
schäftsunfähige … in der Regel ein ge-
wisses Maß an sozialer Integration“
erreichen können, weshalb der voll-
ständige Ausschluss nach § 104 BGB
ein übermäßiger Eingriff in ihre Rechte
darstelle. MANTSERIS (2011, 60, 63)
verweist dagegen darauf, dass nach
aktuellen Erkenntnissen zur Verschul-
dung vier Kernbereiche die Finanzkom-
petenz einer Person ausmachen, wobei
neben ihrer Grundbildung und finan-
ziellen Bildung auch ihre Persönlich-
keitsmerkmale wie Wertvorstellungen,
Selbstwirksamkeitserwartung usw. eine
erhebliche Rolle spielen. In der Tat
führt die Fähigkeit zum logischen Den-
ken allein keineswegs zu einer sozial-
verträglichen Teilnahme am Rechtsver-
kehr (siehe auch SCHWARZE 2011,
70, 82) und es stellt sich die Frage, 
ob der Gesetzgeber nicht die Aufga-
be hat, die BGB-Bestimmungen diesem
Erkenntnisstand endlich anzupassen.  

Die „klassischen“ kritischen Lebens-
ereignisse für Überschuldung wie
Arbeitslosigkeit, Trennung, Krankheit
(Verband 2012, 22 f.) spielen vermut-
lich bei Menschen mit Lernschwierig-
keiten eine eher untergeordnete Rolle.
Soziale Einrichtungen und Dienste
erleben in der Praxis vor allem in Hin-
blick auf Konsumgeschäfte von Men-
schen mit Lernschwierigkeiten Ver-
und Überschuldungssituationen. Dabei
sind stationär begleitete Menschen mit
Lernschwierigkeiten in der besonderen
Situation, dass ihre finanziellen Ange-
legenheiten weitgehend für sie geregelt
werden. Es gibt keine Daten dazu, wie
viele von ihnen tatsächlich ein eigenes
Bankkonto haben. Bekannt ist die Pra-
xis, wonach der Barbetrag für Alltags-
ausgaben (§ 27b SGB XII) über sog.
„Hauskonten“ von Mitarbeitenden der
Einrichtung verwaltet und in bestimm-
ten Rhythmen den Berechtigten ausge-
zahlt werden. Folglich bietet sich im
stationären Bereich so gut wie keine
Möglichkeit, den Umgang mit Geld zu
erlernen. 

Im Hinblick auf Menschen mit Lern-
schwierigkeiten außerhalb stationärer
Einrichtungen wären Untersuchungen
interessant, wie realistisch z. B. im Rah-
men von Hilfeplanungen die Betroffe-
nen und die sie professionell Begleiten-
den die praktische Notwendigkeit eines
Aufbaus/Erhalts von Finanzkompetenz
einschätzen und ausreichend Hilfeleis-
tungen einplanen. Dabei ist die Finanz-
kompetenz gerade dieser Zielgruppe
wegen ihrer regelhaften wirtschaftlichen
Bedürftigkeit – über ein Drittel der be-
hinderten alleinlebenden Menschen im
Alter von 25 bis unter 45 Jahren haben
ein Haushaltsnettoeinkommen von un-
ter 700 Euro (Bundesregierung 2011,
162) – und behinderungsbedingten Mehr-
ausgaben von großer Bedeutung. Wis-
senschaftsbasiertes oder wenigstens in
der Praxis grundlegend anerkanntes
Schulungsmaterial für Menschen mit
Lernschwierigkeiten und ihre profes-
sionelle Begleitung fehlt bisher. Ergeb-
nis: Weder zum Problem (Schutzbe-
dürfnis lernbehinderter Menschen bei
Finanzgeschäften) noch zur bisherigen
Praxis im Umgang damit liegen verwert-
bare Erkenntnisse vor. 

Exklusion der Menschen 
mit Lernschwierigkeiten 
von Beratungsangeboten

Unberührt davon lässt sich aber fest-
stellen, dass Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten bei der Inanspruchnahme
üblicher Unterstützungsangebote im Um-
gang mit Finanzgeschäften oder Schul-
den auf erhebliche Barrieren stoßen:
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> Kommunale Beratungsstellen machen
ihre Angebote in der Regel nicht auf-
suchend, sondern Ratsuchende iden-
tifizieren ihren Beratungsbedarf und
suchen die dazu passende Bera-
tungsstelle auf. Das sind Kompeten-
zen, die (nicht nur) Menschen mit
Lernschwierigkeiten nicht immer
mitbringen. Falls die schlichte Aus-
zahlung von Lebensunterhaltsleis-
tungen einschließlich Leistungskür-
zungen oder Sanktionen bei unwirt-
schaftlichem Verhalten nicht aus-
reicht, damit Menschen mit Lern-
schwierigkeiten ihren Alltag regeln
können, wird der „besondere“ Bera-
tungsbedarf als Eingliederungshilfe
(§§ 53 ff. SGB XII) über soziale
Dienstleistende abgedeckt. Im Rah-
men dieser Hilfe steht nicht die „Hil-
fen zur Selbsthilfe“ in Alltagsangele-
genheiten im Vordergrund, sondern
die „Teilhabe am Leben der Gemein-
schaft“ mit entsprechend pädagogi-
scher (statt finanztechnischer, haus-
wirtschaftsplanerischer usw.) Aus-
richtung der Hilfen. Zwar haben die
Kommunen „Beratung zur persönli-
chen Situation“, „möglichen Stärkung
der Selbsthilfe … und zur Über-
windung der Notlage“ einschließlich
Budgetberatung anzubieten (§ 11
SGB XII). Für eine erfolgreiche Im-
plementierung einer solchen Bera-
tung in die Lebenswelt der Menschen
mit Lernschwierigkeiten müsste die
Hilfe aber niedrigschwellig und ziel-
gruppenorientiert sein. Das Angebot
solcher inklusiver Alltagsberatung
könnte künftig zeigen, dass Lern-
schwierigkeiten und Schwierigkeiten
im Umgang mit Geld zwar gleichzei-
tig auftreten mögen, aber nicht un-
bedingt kausal zusammenhängen.

> Schuldnerberatungsstellen stehen
Menschen mit Lernschwierigkeiten
faktisch nicht zur Verfügung. Auch
schon vor Einführung der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende („Hartz
IV“) 2005 waren Menschen mit
Lernschwierigkeiten weitgehend von
der Schuldnerberatung ausgeschlos-
sen, denn die Nutzung dieser Ange-
bote setzt beim Klientel u. a. ein
Grundverständnis von Finanzge-
schäften voraus und mehr als mini-
male Einnahmen, da Schuldenregu-
lierung von der Möglichkeit eines
Regulierungsangebots abhängt, was
wiederum eine entsprechende Fi-
nanzausstattung erfordert. Seit 2005
wird die Schuldnerberatung ohne-
hin weitgehend nur noch im Kontext
von Arbeitsplatzsuche und Arbeits-
platzsicherung angeboten (§ 16 SGB
II), so dass die Ausgrenzung der
Menschen mit Lernschwierigkeiten
in diesem Bereich zu- statt abnimmt.

> Die Bankhäuser selbst nehmen die
besonderen Bedürfnisse lernbehin-
derter Menschen bei ihren Bera-
tungsangeboten nicht in den Blick.
Das Informationsmaterial ist nicht
ansprechend aufbereitet, der zuneh-
mende Zwang zu Online-Kontakten
durch Reduzierung der regionalen
Filialen ist eine erhebliche Barriere,
wie das Beispiel einer telefonischen
(statt persönlichen) Euroscheck-
Kartensperre zeigen soll: Man möge
den Selbstversuch starten, eine Kon-
tokarte über die bundesweite Tele-
fonnummer 116116 zu sperren und
sich dabei vorstellen, man sei schwer-
hörig oder habe eine Sprachstörung
oder sei ‚lediglich’ etwas langsam
bzw. unerfahren im Umgang mit ei-
ner elektronischen Sprachsteuerung.
Zwar kann man sich statt der Beant-
wortung eines endlosen elektroni-
schen Fragenkatalogs am Ende des-
selben auch zu jeder Tages- und
Nachtzeit mit einem persönlichen An-
sprechpartner bzw. einer Ansprech-
partnerin verbinden lassen, muss
dazu aber zunächst beharrlich wäh-
rend der vorangegangenen Band-
sequenz schweigen oder Störgeräu-
sche verursachen (z.B. Pfeifen). Dies
erfordert aber erhebliches psychi-
sches Durchhaltevermögen und man
muss zwingend wenigstens seine
Bankleitzahl und Kontonummer an-
geben können. Schon die Frage nach
der Kontonummer (erst recht nach
der Bankleitzahl) lässt aber viele
Menschen mit (wie ohne) Lernbe-
hinderung scheitern. Diese Erfah-
rung mussten auch die Teilnehmen-
den am Projekt „Mein Geld und ich“
in einer praktischen Übung machen.

Voraussetzungen für Inklusion von
Menschen mit Lernschwierigkeiten
bei Finanzgeschäften am Beispiel 
des Projekts „Mein Geld und ich“ 

Vor dem Hintergrund der vorbenann-
ten komplexen Fragestellungen haben
die Verfasserinnen als Lehrende und
Studierende an der Fachhochschule
Bielefeld, Fachbereich Sozialwesen/
Bachelorstudiengang Soziale Arbeit
das Projekt „Mein Geld und ich“ konzi-
piert. Damit sollten den durch die ev.
Stiftung Ummeln ambulant und sta-
tionär betreuten Menschen mit Lern-
schwierigkeiten im Rahmen von zehn
in sich abgeschlossenen Veranstal-
tungseinheiten Gesprächsmöglichkei-
ten rund um die eigene Finanzkompe-
tenz angeboten werden. Thematisiert
wurden u. a.: Geld, Sparen, Haushalts-
plan, Kontoauszug, Kartensperre, un-
bezahlte Rechnungen, Überweisung,
Dauerauftrag, Lastschrift, Falschgeld.
Die Veranstaltungen fanden in Grup-

pen von 5–10 Teilnehmenden statt und
setzen sich  aus den Informationen zum
jeweiligen Thema, Übungseinheiten
und dem Austausch untereinander zu-
sammen. Die Teilnehmenden erhielten
ein Mappe und zu jeder Veranstaltung
zusätzlich ein Handout in Leichter
Sprache, um das Gehörte und Erlebte
zu Hause noch einmal nachvollziehen
zu können. 

Nach FEUSER (1984, 1–3) verlangt
Inklusion das Erlernen der finanziellen
Kompetenz im Lebensumfeld des Klien-
tels mit der nötigen Hilfe im Rahmen
der Gesellschaft. Hierfür muss durch
Veränderung der Rahmenbedingungen
das Erlernen tatsächlich ermöglicht wer-
den. Was genau verändert werden muss,
ist mit den Klient(inn)en gemeinsam zu
ermitteln. Für das Projekt stand im Vor-
dergrund, neben der eigenen Fachkom-
petenz vor allem Zeit zur Verfügung zu
stellen und zu haben, um die Materie
den Menschen mit Lernschwierigkeiten
nahezubringen, mit ihnen darüber ins
Gespräch zu kommen und dazu eine
geeignete Kommunikationsart zu nut-
zen. Für Letzteres wurde die Leichte
Sprache eingesetzt. Die Leichte Spra-
che ist eine barrierefreie Sprache, wel-
che vom Netzwerk für Leichte Sprache
seit langer Zeit entwickelt und als
Recht für alle Menschen eingefordert
wird (vgl. Leichte Sprache 2013, 59). Es
gibt umfangreiche Regeln für den Auf-
bau der Leichten Sprache. Sie legen
unter anderem fest, dass Texte  größer
geschrieben, in kurzen Sätzen formu-
liert und unter anderem mit Piktogram-
men, wie sie auch im folgenden Text
beispielhaft zu finden sind, visuell un-
terstützt werden. Fremdwörter werden
vermieden, es sei denn, sie gehören zur
Lebenswelt des Klientels, dann werden
sie entsprechend der Regeln der Leich-
ten Sprache geschrieben. Wichtig ist
des Weiteren, dass die Texte durch die
Zielgruppe selbst auf Verständnis und
Lesbarkeit überprüft werden (vgl. Leich-
te Sprache 2013, 9, 65, 87, 97).

Beispielhaft soll im Folgenden der
Themenabend zum ‚Haushaltsplan‘ vor-
gestellt werden: 

Vorüberlegungen, Vorarbeiten

Haushaltspläne werden in unterschied-
lichen Formen unter anderem von Ban-
ken, Schuldnerberatungsstellen oder
Verbraucherzentralen herausgegeben.
Sie dienen z.B. in Form eines „Taschen-
geldplaners“ dem Aufbau von Finanz-
kompetenz bei Kindern oder klassisch
als Beratungsgrundlage zur Schulden-
regulierung bei der Sozialberatung für
Schuldner(innen). Sie sind als Plan
oder in Heft-Form so aufgebaut, dass
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sie möglichst individuell nutzbar sind
und die Einnahmen/Ausgaben eines
Privathaushaltes möglichst umfassend
abdecken. 

Der Haushaltsplan bildet die Grund-
lage zum Auffinden von Einspar-Mög-
lichkeiten im Haushalt. Es werden also
Alternativen des Sparens eröffnet. Das
ist für Menschen mit Lernschwierigkei-
ten im Hinblick auf Selbstbestimmung
bei ihrer Lebensführung besonders
wichtig. Gängige Haushaltspläne sind
aber für sie in der Regel zu klein ge-
druckt und auf eine ganz andere Haus-
haltsart (nämlich auf ‚durchschnittli-
che‘ Privathaushalte mit Kindern, Auto,
üblicher „Versicherungspalette“ und Ne-
beneinnahmen verschiedener Art) zu-
geschnitten, um nur einige Unterschie-
de zu nennen (siehe Abb. 1).

Damit Menschen mit Lernschwierig-
keiten ihre Einnahmen und Ausgaben
strukturieren und im Blick behalten,
können, benötigen sie einen Haushalts-
plan in abgeänderter Form (Abb. 2). Er
sollte in Leichter Sprache geschrieben
sein. Das bedeutet, dass beispielsweise
mehr Platz vorhanden sein muss, um
Eintragungen vorzunehmen. Der Inhalt
des Plans muss größer geschrieben und
detaillierter auf die Lebenswelt eines
Menschen mit Lernschwierigkeiten
abgestimmt sein, damit beispielsweise
die Vielfalt an Ausgaben in den Fokus
des Menschen rückt. Des Weiteren
müssen Piktogramme das geschriebene
Wort unterstützen.

Ein solcher Haushaltsplan wurde für
den Themenabend formuliert. Er bein-
haltet auf der Einnahmenseite die Ein-
künfte, die Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten „normalerweise“ erzielen, bei-
spielsweise den sogenannten „Barbe-
trag“ bei stationär betreuten Menschen.
Der Bereich der variablen Ausgaben ist
detaillierter ausgeführt, so dass der
Fokus auf einzelne Ausgabenbereiche
gerichtet wird (siehe Abb. 2). 

Die festen monatlichen Ausgaben
sind um Positionen ohne wesentlichen
Alltagsbezug zum Klientel (z. B. KFZ,
Lebensversicherungen) gekürzt und um
Positionen mit entsprechendem Alltags-
bezug (z. B. Monatsticket für öffentli-
che Verkehrsmittel) ergänzt.

Zielgruppen des Projekts

Menschen mit Lernschwierigkeiten kön-
nen durch die Einführung inklusiver
Kulturtechniken finanzielle Kompetenz
aufbauen. Die Teilnehmenden sollten
herausfinden können, wie viel Selbst-
bestimmung für sie möglich ist und ab
wann (selbstbestimmte) Assistenz be-
nötigt wird. Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten sollen hierbei im Rahmen ih-
res Bedarfs und ihrer Möglichkeiten
unterstützt und befähigt werden, ihre
Geldgeschäfte und die Vorgänge, die
damit im Zusammenhang stehen, eigen-
ständig nachzuvollziehen und durchzu-
führen. Der Aufbau und die Stärkung
dieser persönlichen Ressourcen eröff-
net neue Möglichkeiten der Teilhabe im

Sinne des Artikel 19 der UN-Behin-
dertenrechtskonvention und dient des
Weiteren der Schuldenprävention bzw.
baut die Hemmschwelle ab, bei einer
bereits bestehenden Schuldensituation
Hilfe von außen einzufordern und an-
zunehmen.

Mitarbeitende von Einrichtungen und
Diensten, rechtliche Betreuer(innen),
Angehörige und ehrenamtlich Assistie-
rende können im Rahmen der Einzelbe-
treuung die ausgehändigten Unterlagen
ebenfalls nutzen, um die individuelle
Finanzkompetenz der Betroffenen wei-
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Abb. 1: eigene Darstellung div. 
Ausschnitte eines Haushaltplans
anhand verschiedener Vorlagen

Abb. 2: eigener Entwurf eines Haushaltsplans in Leichter Sprache mit 
Piktogrammen aus: Leichte Sprache. Die Bilder – Hg. Lebenshilfe Bremen e.V. 

Abb. 3: Aus: Leichte Sprache, 
Die Bilder. Hg. Lebenshilfe Bremen e.V.,
hier Bildname: Leichte Sprache



ter zu unterstützen und zu helfen, dass
sie ihre Möglichkeiten zur Teilhabe
erweitern können. Auch im Fall einer
notwendigen Schuldenregulierung steht
der Haushaltsplan in Leichter Sprache
unterstützend zur Verfügung.

In der professionellen Sozial- und
Schuldnerberatung verlangt die Finanz-
oder gar Schuldenregulierung neben
dem Blick auf die Geldmittel auch die
Beachtung der Situation und Indivi-
dualität der ratsuchenden Person. Wel-
che Kenntnisse und welche Erfahrun-
gen liegen vor im Umgang mit Geld, im
Einsatz der Mittel für den Lebensbedarf,
in der Steuerung von Bedürfnissen usw.?
Beratende müssen sich darauf einstel-
len zu entdecken, inwieweit sich diese
Zielgruppe mit ihren Wertvorstellungen
und Bedürfnissen, ihrem Wissen, ihren
Kompetenzen und ihren Ressourcen
mit den bereits bekannten Zielgruppen
vergleichen lässt und inwieweit andere
Gegebenheiten bestehen, auf die sich
Beratende einlassen müssen. Die For-
mulare und Unterlagen in Leichter
Sprache können helfen, die Lebenssi-
tuation der Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten erstmals in den Blick zu neh-
men und mit ihnen zu thematisieren.

Durchführung des Themenabends

Die Teilnehmenden wurden an die Ab-
schnitte des Haushaltsplans herange-
führt. Es wurde herausgearbeitet, welche
unterschiedlichen Ausgaben monatlich
entstehen können, wie man sie erken-
nen und strukturiert im Auge behalten
kann. Es blieb Zeit, den Haushaltsplan
durchzugehen, Fragen aufzunehmen
und um Rückmeldung und Verbesse-
rungsvorschläge für den nächsten Abend
zu bitten. Der Haushaltsplan wurde ver-
teilt, um ihn im kommenden Monat
auszuprobieren. Die anschließend tat-
sächlich eingehenden Rückmeldungen
wurden eingearbeitet.

Reflexion 

Die Teilnehmenden stellten den Bezug
zwischen den Themen der Veranstal-
tung und ihrem Lebensalltag inhaltlich
unterschiedlich her. Das zu akzeptieren
war wichtig. Viele  erkannten, welchen
Nutzen diese Veranstaltung für sie hat-
te oder hätte haben können und über
die weiteren Kontakte wurde deutlich,
dass sie das Erlernte nach und nach
anwendeten. Für andere Teilnehmende
war es nach eigenem Bekunden eine
„nette Veranstaltung“, bei der sie „ganz
interessante Dinge“ hörten, die sie aber
doch „eigentlich nicht brauchten“, weil
sie „eigentlich Hilfe dabei bekommen“,
oder es doch „sowieso der Betreuer für
mich erledigt“.

Die Handouts sollten zwar das
Nachvollziehen zuhause ermöglichen,
da die Piktogramme aber nicht selbster-
klärend sind, waren sie für Teilnehmen-
de, die überhaupt nicht lesen können,
keine zufriedenstellende Lösung. Eine
Herausforderung war es, an verwend-
bares Material als Einstieg für den The-
menabend zu gelangen. Viele Filme,
Einspielungen oder Unterrichtsmate-
rialien sind sprachlich wenig geeignet
und nicht auf die Lebenssituation von
Menschen mit Beeinträchtigung ausge-
richtet. Fachliteratur ist (auch für Men-
schen ohne Lernschwierigkeiten) schwer
zu verstehen. Es ist also ein permanen-
tes Übersetzen notwendig, und zwar 
im Hinblick auf Sprache und Inhalte.
Dieses Projekt inklusiv durchzufüh-
ren, also für Menschen ohne und mit 
Lernschwierigkeiten unterschiedlichen
Schweregrades und ggf. verbunden mit
weiteren persönlichen Beeinträchtigun-
gen gleichermaßen zu gestalten, ver-
langte vor allem viel Zeit, um die Ein-
zelnen dort ‚abzuholen‘, wo sie sich
befanden und sich auf die jeweilige
Lebensebene zu begeben. Es bedeutete
einen dauerhaften Balanceakt zwischen
dem Risiko, innerhalb einer Gruppe
einzelne Teilnehmende zu über- und

andere zugleich zu unterfordern. Dies
förderte jedoch auch die Kompetenz
der Teilnehmenden, individuelle Bedürf-
nisse geltend zu machen und es ermög-
lichte ihnen, voneinander zu lernen. 

Für Anbietende solcher Veranstal-
tungen verstärkt sich nach unserer Er-
fahrung der personenzentrierte Blick
auf die Teilnehmenden und ihre beson-
deren Bedürfnisse und Fähigkeiten. Mit
der Erkenntnis, wie hoch die Barrieren
bei der Teilnahme am Finanzleben für
Menschen mit Lernschwierigkeiten der-
zeit sind, wächst auch das Wissen über
die vielfältigen Möglichkeiten, diese
Barrieren abzubauen.
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Anzeige

Bildung bedeutet Zukunft.
inForm bringt Sie hin.

Forum „Offene Hilfen“ 2014

13.–14. November 2014, Kassel

Anmeldung unter Nr. 140912

Mit ihren vielfältigen Angeboten sind die Offenen Hilfen 
nah dran an den Menschen. Sie sind personzentriert 
und fest verankert im Sozialraum, der durch sie erst 
zu einem inklusiven Gemeinwesen wird. Oft betreten 
sie Neuland, sind Vorreiter und entwickeln Trends in 
der Behindertenhilfe.
 
Das Forum Offene Hilfen hat Tradition innerhalb der 
Lebenshilfe. Es bietet eine Plattform zum Austausch 
und einen Ort, um Entwicklungen in Politik und Praxis 
zu reflektieren. Es ist ein Katalysator für innovative 
Ideen in einem äußerst vielfältigen und schnelllebigen 
Arbeitsfeld.
 

Seien Sie dabei! Vertiefen Sie Ihr Wissen in spannenden 
Vorträgen, lassen Sie sich in Workshops von innovativer 
Praxis inspirieren! Knüpfen Sie Kontakte und tauschen 
Sie sich aus! 
 
Diskutieren Sie mit Kolleg(inn)en darüber, wohin die 
Reise geht, wie sich Offene Hilfen weiterentwickeln 
müssen, um weiterhin nah an den Bedürfnissen der 
Menschen zu sein!

Weitere Informationen erhalten 
Sie zeitnah im Internet unter: 
www.inform-lebenshilfe.de
oder telefonisch unter: 06421/491-0

SAVE THE DATE!
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Im Artikel 6 der UN-Behinderten-rechtskonvention ist festgehalten,
dass „Frauen und Mädchen mit Behin-
derungen mehrfacher Diskriminierung
ausgesetzt sind“. Mit Bezug auf die all-
gemeinen Menschenrechte und Grund-
freiheiten sieht er außerdem vor, dass
alle Vertragsstaaten „geeignete Maß-
nahmen zur Sicherung der vollen Ent-
faltung, der Förderung und der Stär-
kung der Autonomie der Frauen“ tref-
fen (BMAS 2011, 17). 

Diese Forderungen sind nicht neu.
Bereits in § 2 des Gesetzes zur Gleich-
stellung behinderter Menschen (Behin-
dertengleichstellungsgesetz – BGG) von
2002 wird der besondere Schutz von
Frauen mit Behinderung vereinbart:

„Zur Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern
sind die besonderen Belange behinder-
ter Frauen zu berücksichtigen und be-
stehende Benachteiligungen zu beseiti-
gen. Dabei sind besondere Maßnahmen
zur Förderung der tatsächlichen Durch-
setzung der Gleichberechtigung von
behinderten Frauen und zur Beseiti-
gung bestehender Benachteiligungen
zulässig.“ (§ 2 BGG)

Den ersten Denkanstoß für diese
Problematik gaben sogenannte „Krüp-
pelfrauengruppen“, welche sich aus
dem Krüppeltribunal am 13. Dezember
1981 in Dortmund bildeten. Dort wurde

unter anderem deutlich, dass Frauen
mit Behinderung besonders stark von
Diskriminierung betroffen sind. Einer-
seits eine Frau sein, andererseits be-
hindert – dies kann in der Gesellschaft
eine gravierende Doppeldiskriminie-
rung darstellen. Man sah die Ursachen
hauptsächlich in den Folgen der konkur-
renzorientierten Leistungsgesellschaft.
Diese implizierte, dass eine Frau mit
Behinderung nicht einmal den allgemei-
nen weiblichen Rollenerwartungen ent-
sprechen könne, denn Haushalt und
Kindererziehung gingen diesen Frauen
nicht so einfach von der Hand. Ganz zu
schweigen von der Erfüllung des gängi-
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| KURZFASSUNG Angebote der Behindertenhilfe sind meist gemischtgeschlechtlich
ausgerichtet. Doch gerade Frauen mit einer Behinderung stellen eine besonders vulne-
rable Gruppe dar. Um diese zu stärken, wurde nach den handlungsbestimmenden Prin-
zipien der Erwachsenenbildung ein Kurs für Frauen mit Behinderung angeboten. Im 
Kursverlauf probierten die Teilnehmerinnen das „Frau-Sein“ bewusst aus und reflektier-
ten sich dabei. Es zeigte sich der Bedarf zum Ausbau geschlechtsspezifischer Angebote
für Menschen mit Behinderungen.

| ABSTRACT „I am a woman” – educational offer for women with disabilities.
Most services of handicapped aid address men and women alike. However handicapped
women are especially vulnerable. To empower this group of unique women based on the
principals of adult education, a program for women with special needs was initiated. During
a series of events the participating women made the experience what it feels like to be a
woman and reflected themselves from this point of view. It came clear that there is a need
to enlarge the number of gender specific programs for handicapped men and women.

„Ich bin eine Frau“
Ein Bildungsangebot für Frauen mit Behinderung  

gen Schönheitsideals. Die selbst ernann-
ten Krüppelfrauen hielten ihre Erfah-
rungen in einem Buch „von behinderten
Frauen“ und nicht „über sie“ fest. So
endet das Vorwort von „Geschlecht: be-
hindert. Besonderes Merkmal: Frau“
mit einer ernüchternden Feststellung:

„Wir Krüppelfrauen sind Frauen, die
behindert sind, wir werden aber als Be-
hinderte behandelt, die nebenbei weib-
lich sind. Behinderte gelten als Gruppe
zwischen den Geschlechtern, die dritte
Gruppe zwischen Frauen und Män-
nern.“ (EWINKEL/HERMES 2002, 8)

Die aktuelle Studie „Lebenssituatio-
nen und Belastungen von Frauen mit
Beeinträchtigungen und Behinderun-
gen in Deutschland“ (BMFSFJ 2012) im
Auftrag des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) deckt auf, was in der Veröf-
fentlichung der Krüppelfrauen von vor
gut 30 Jahren nur nebenbei auftauchte:
Die Gewalterfahrungen von Frauen mit
Behinderung sind gravierend. Diese
sind im Vergleich zu allen Frauen im
Bevölkerungsdurchschnitt etwa dop-
pelt so häufig Opfer von psychischer,
körperlicher und sexueller Gewalt. Die
Studie fordert „Verstärkte Aktivitäten
[…], um niedrigschwellige und barrie-
refreie Schutz- und Unterstützungs-
angebote für Frauen mit Behinderung
und Beeinträchtigung bereitzustellen“
(BMFSFJ 2012, 60). So soll Diskrimi-
nierung verhindert und Gleichstellung
durch Emanzipation erreicht werden.
Hierbei wird auf die UN-Behinderten-
rechtskonvention, die 2009 in Deutsch-
land ratifiziert wurde, verwiesen und
auf ihre Umsetzung plädiert.

Vor dem Hintergrund der aktuellen
Lebenssituation von Frauen mit Be-
hinderung und der Forderungen nach
Maßnahmen zur Stärkung von Selbst-
vertrauen und Selbstbewusstsein dieser
Gruppe, entstand im Rahmen eines
Seminars der Katholischen Hochschule
für Sozialwesen Berlin die Idee, einen
Kurs für Frauen mit Behinderung im
Rahmen der Erwachsenenbildung an-
zubieten. Kurse dieser Art sieht auch
das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales in seinem Aktionsplan zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention vor:

Übergriffe auf Frauen mit Behinderung 
finden fast doppelt so häufig statt wie bei 
nicht behinderten Frauen.

Frauke Oelmann Anita von Puttkamer



„In der neuen ‚Rahmenvereinbarung
über den Rehabilitationssport und das
Funktionstraining‘, die am 1. Januar
2011 in Kraft getreten ist, sind die
Übungen zur Stärkung des Selbstbe-
wusstseins als eigene Veranstaltung, die
verordnet werden kann, aufgenommen
worden.“ (BMAS 2011, 157)

Ziele des Kurses

Im Vorfeld haben wir folgende konkre-
te Ziele für das Bildungsangebot formu-
liert:

Frauen sollen „unter sich“ sein

Die Mehrzahl der Angebote der Behin-
dertenhilfe hat eine gemischtgeschlecht-
liche Struktur. Ein Kurs nur für Frauen
stellt für die Teilnehmerinnen eine Peer-
Group (Gruppe von Gleichgestellten)
dar, in der sie mit Frauen zusammen-
kommen, die ähnliche Erfahrungen mit-
bringen. So kann eine angenehme, ver-
trauensvolle Atmosphäre entstehen, in
der man sich öffnen, mit Gleichgesinn-
ten in den Austausch treten und über
Dinge sprechen kann, für die sie in
ihrem Alltag womöglich keine/n geeig-
nete/n Ansprechpartner(in) hat.

Das Selbstbewusstsein und 
die positive Selbstwahrnehmung 
der Teilnehmerinnen stärken

Erst seit ein paar Jahren gelten in der
Arbeit mit Menschen mit Behinderung
Leitgedanken wie Selbstbestimmung,
Selbstverwirklichung, Empowerment
und Inklusion. Seit Bestand der UN-
Behindertenrechtskonvention ist dies
nun auch offiziell und gesetzlich festge-
halten. Menschen mit Behinderung gel-
ten in der Gesellschaft leider auch heu-
te noch als geschwächte und minder-
wertige Randgruppe. Dies bleibt der
Wahrnehmung der Betroffenen selbst
natürlich nicht vorenthalten. Der Kurs
sollte vermitteln: „Ich bin eine Frau.
Und ich bin gut so wie ich bin.“

In der Auseinandersetzung mit der
weiblichen Rolle die Identität der
Teilnehmerinnen als Frau fördern

Was macht „Frau-Sein“ aus? Was ist
typisch Frau? Für welche Themen inte-
ressieren sich Frauen? Finde ich mich
da wieder? Indem wir Klischees disku-
tierten, sollten die Teilnehmerinnen
einmal über sich selbst nachdenken:
Gefällt mir das gesellschaftlich interna-
lisierte Frauenbild? Entspreche ich
einer typischen Frau? Möchte ich eine
typische Frau sein? Der Aspekt der Be-
hinderung sollte hierbei einmal gänz-
lich ausgeblendet werden.

„Frau-Sein“ erleben

Der gemischtgeschlechtliche Rahmen
in den Institutionen der Behinderten-
hilfe lässt kaum geschlechtsspezifische

Aktivitäten und Erfahrungen zu. Im
Kurs sollten sich die Teilnehmerinnen
anhand des allgemeinen Frauenbildes
ausprobieren können und herausfin-
den, worin ihre Interessen liegen, was
ihnen Spaß macht und was nicht. Ein
Kurs nur für Frauen bietet Raum für ge-
meinsame Erlebnisse und neue Erfah-
rungen.

Mit anderen Frauen in Kontakt treten

Die Peer-Group gibt Gelegenheit, neue
Personen kennenzulernen. In den
meisten Wohneinrichtungen und Werk-
stätten für Menschen mit Behinderung
besteht keine Wahlmöglichkeit der Mit-
arbeiter(innen)/-bewohner(innen). Be-
troffene Personen haben oft ein sehr
schwaches soziales Netzwerk mit weni-
gen wirklich vertrauten Ansprechpart-
ner(inne)n auf die sie zurückgreifen
können (vgl. BMAS 2013, 66 ff.). Im
Rahmen eines Kurses innerhalb dieser
Peer-Group sollte jede Frau für sich
selbst entscheiden können, ob und mit
welcher Teilnehmerin sie nach Ablauf
des Kurses gerne in Kontakt bleiben
möchte. 

Emanzipation aus Infantilisierung

Menschen mit Behinderung wird leider
immer noch häufig ihre Autonomie abge-
sprochen. Sie werden sogar im Erwach-
senenalter noch wie Kinder behandelt
und bevormundet, indem beispielswei-
se der Lebensraum oder die Freizeit
kindlich gestaltet werden. „Frau-Sein“
bedeutet nicht nur, dass man sich einem
bestimmten Geschlecht zuschreibt, son-
dern auch, dass man eben kein Mäd-
chen, kein Kind mehr ist. Entwick-
lungsschritte, die in der Gesellschaft
normalerweise als zum Erwachsenwer-
den gehörige Themen zählen, werden
Menschen mit Beeinträchtigung oft
nicht zugestanden (vgl. WALTER 1994).
Hierzu zählen beispielsweise die Ab-
löse vom Elternhaus oder die Entwick-
lung einer eigenen Sexualität. Doch
auch Menschen mit Behinderung ha-
ben ein Recht darauf, wie jeder andere
Mensch geachtet und altersgemäß be-

handelt zu werden. Durch altersgerech-
te Themen und eine erwachsenengemä-
ße Ansprache sollen die Frauen sich
selbst als erwachsene Personen wahr-
nehmen dürfen.

Gestaltung und Durchführung 
des Kurses

Leitprinzipien

Um die Qualität dieses Erwachsenen-
bildungsangebotes sicherzustellen, bie-
ten die Leitprinzipien von Georg Theu-
nissen für eine gelungene Erwachse-
nenbildung einen Orientierungsrahmen
(vgl. THEUNISSEN 2003, 65 ff.). Diese
entsprechen auch den Qualitätskrite-
rien für Erwachsenenbildung der Ge-
sellschaft Erwachsenenbildung und Be-
hinderung e.V. Deutschland (vgl. GEB
2003).

> Erwachsenengemäße Ansprache
> Partnerschaftliche Vorgehensweise
> Freiwilligkeit, Wahlmöglichkeiten,
Selbst- und Mitbestimmung

> Subjektzentrierung und Individuali-
sierung

> Zeitliche Kontinuität und Regelmä-
ßigkeit

Durchführungsrahmen

Die Durchführung des Bildungsange-
botes wurde in Zusammenarbeit mit
der Lebenshilfe Bildung gGmbH Berlin
realisiert. Der Kurs bestand aus fünf
Einheiten à drei Stunden und fand
wöchentlich zu einem festen Termin in
den Räumen der Lebenshilfe Bildung
gGmbH statt.

Aufbau und Durchführung

Das erste und letzte Treffen bildeten
einen äußeren Rahmen des Kursver-
laufs, die Treffen zwei bis vier wurden
zur Bearbeitung der „Wunschthemen“
genutzt. Auch innerhalb der jeweiligen
Einheiten gab es eine wiederkehrende
Struktur. So begannen wir jedes Treffen
mit einer Einstiegs- und beendeten es
mit einer Abschlussrunde. Die Ein-
stiegsrunde half allen, im Kurs anzu-
kommen. Im Mittelpunkt stand die Fra-
ge, wie es jeder einzelnen Teilnehmerin
ging und was sie in der vergangenen
Woche erlebt hatte. Durch diese erste
Gesprächsrunde konnten wir als Kurs-
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dass man eben kein Mädchen, kein Kind mehr ist.



leiterinnen die Stimmung der jeweiligen
Frau erfassen und dementsprechend auf
sie eingehen. Wir reflektierten das vor-
angegangene Treffen, besprachen, wo-
ran sich die Teilnehmerinnen noch
erinnern konnten und ob sie etwas vom
neu Erlebten zu Hause nutzen konn-
ten. Außerdem wurde der Ablauf der
folgenden drei Stunden mit den Teil-
nehmerinnen besprochen und Wün-
sche und Bedürfnisse aufgenommen.
Auch Organisatorisches fand hier sei-
nen Platz. In der Abschlussrunde konn-
ten die Teilnehmerinnen das im Kurs
Erlebte reflektieren und Revue passie-
ren lassen. Hier gab es zudem einen
Ausblick auf die kommende Woche.
Pausen ergaben sich im Verlauf des
Kurses stets von allein, die Frauen ha-
ben selbst entscheiden können, wann
sie eine Pause brauchten. In der Regel
entstanden die Pausen einvernehmlich
und die Teilnehmerinnen fanden von
selbst wieder zurück in das Kursge-
schehen.

Das erste Treffen bildete die Grund-
lage für alle weiteren Treffen. Es galt
sich kennenzulernen und die Basis für
ein vertrauensvolles Miteinander zu
schaffen. Ein weiterer Schwerpunkt
dieses ersten Treffens war die Ausge-
staltung der folgenden Einheiten zu-
sammen mit den Teilnehmerinnen. Wir
gestalteten gemeinsam eine große Col-
lage zum Thema „Frau sein“. Dabei
hielten wir die Teilnehmerinnen dazu
an, folgende Fragen für sich zu beant-
worten: Was ist für mich typisch Frau?
Was machen Frauen gern? Was finde
ich am „Frau-Sein“ gut? Auch negative
Aspekte konnten thematisiert werden.
Spannend war die Phase, in welcher
alle beisammen saßen und Bilder für
die Collage aus Zeitschriften aussuch-
ten. Dabei fand ein reger Austausch
unter den Frauen statt. Sie erzählten
viel von sich, ihren Interessen und
Erfahrungen, wodurch Gemeinsamkei-
ten entdeckt wurden und das Gemein-
schaftsgefühl gestärkt werden konnte.

Die entstandene Collage diente als
Grundlage zur Diskussion und führte
zu ersten Themenvorschlägen. Schließ-
lich wurde anonym darüber abge-
stimmt, welche Themen bei den folgen-
den Treffen bearbeitet werden sollten.
Als hilfreich erwies sich die anonyme
Auswahl der inhaltlichen Schwerpunk-
te, um den Zugang zu Tabuthemen, wie
z. B. Sexualität und Partnerschaft, zu
erleichtern. Wertvoll hierfür erschien
auch der Rahmen in der Peer-Group, in
welcher die Möglichkeit bestand, bri-
sante und persönliche Themen unge-
hemmt zu besprechen.

Das auf Selbstbestimmung ausge-
richtete Kurskonzept planten wir von
Anfang an flexibel, um den Wünschen
und Bedürfnissen der Teilnehmerinnen
gerecht zu werden. Dementsprechend
bereiteten wir sowohl methodische als
auch inhaltliche Alternativen vor, um
spontan agieren zu können. Um die
Nachhaltigkeit des Kurses zu sichern,
achteten wir darauf, dass die Teilneh-
merinnen aus den jeweiligen Einheiten
Anregungen für zu Hause in anschauli-
cher Form (verbildlicht/verschriftlicht)
mitnehmen konnten. Methodisch unter-
stützten wir die Nachhaltigkeit durch
anschauliche Medienvielfalt und die
Ansprache aller Sinne in verschiedenen
Übungen. Die Frauen berichteten uns,
dass sie die Anregungen umsetzten und
beispielsweise an Mitbewohnerinnen
weitergaben. 

Die Zusammenarbeit in einem Tan-
dem aus zwei Kursleiterinnen erwies
sich als hilfreich. Durch die Arbeitsauf-
teilung innerhalb der Kurseinheiten gab
es tendenziell immer eine aktive und
eine passive Rolle, welche fließend
wechselten. Während die jeweils mode-
rierende Kursleiterin die Übungen und
Gesprächsrunden leitete, übernahm die
jeweils andere Kursleiterin Aufgaben
wie bspw. Mitschriften, Ergänzungen
und bei Bedarf das gruppenaktivieren-
de Vorbild sowie Einzelbetreuungen.

Ausgewählte Ergebnisse 
und Reflexion der Kurseinheiten

Die Kursteilnehmerinnen wählten sehr
„frauentypische“ Themen aus: Wellness
und Beauty, Entspannung, gesunde
Ernährung, Sexualität und Partner-
schaft. In der Themenfindung wurde
deutlich, dass die Teilnehmerinnen die-
sen Kurs nicht besuchten, um spezi-
fisch etwas zu „lernen“, sondern um
ihre Freizeit zu gestalten und etwas
Neues auszuprobieren. Im Vordergrund
stand für sie, „Frau-sein“ zu erleben
und sich als Frau zu fühlen. Dies war
teilweise eine sichtlich neue Erfahrung
für die Teilnehmerinnen. Innerhalb des
Kurses gehörten sie zu der Gruppe der
Frauen und nicht vorrangig zur Gruppe
der Menschen mit Behinderung. Der
Austausch mit den Frauen bestätigte
uns, dass sie in ihrem Alltag nur einen
kleinen oder gar keinen Rahmen für
„frauenspezifische Interessen“ haben.
Offensichtlich fehlen Anreize, Raum
und Unterstützung.

Ein Ziel des Kurses war es, das
Selbstbewusstsein und die Selbstwahr-
nehmung der Teilnehmerinnen zu stär-
ken. Der Bedarf hierfür wurde uns in
einer Übung zur Selbstwahrnehmung
besonders deutlich. Es fielen Aussagen

wie „an mir ist gar nichts schön“ oder
„ich sehe voll behindert aus“. Mithilfe
unterschiedlichster Übungen zur Selbst-
und Fremdwahrnehmung konnten wir
im Kurs das bisherige Selbstbild mit
neuen positiven Erkenntnissen ergänzen.

Auch bei dem Thema „Gesunde Er-
nährung“ galt es ein schlechtes Selbst-
bild zu vermeiden, um das Selbstbe-
wusstsein der Frauen nicht zu schwä-
chen. Wir besprachen keine Diät, son-
dern gaben eine Orientierung für eine
ausgewogene Ernährung. Es stellte sich
heraus, dass die Frauen keine geregel-
ten Mahlzeiten zu sich nehmen, ob-
wohl dies im Alltag der meisten Ein-
richtungen der Behindertenhilfe fest
eingeplant ist. 

In der Einheit zu den Themen Sexua-
lität und Partnerschaft zeigte sich, dass
es für die Teilnehmerinnen ungewohnt
war, mit dieser Thematik konfrontiert
zu werden, da es sie sichtlich beschäm-
te. Hier galt es einfühlsam zu reagieren
und Hemmschwellen zu akzeptieren.
Damit es nicht zu Grenzüberschreitun-
gen und einem mit dem Thema ver-
bundenen negativen Gefühl kommt,
passten wir die Inhalte spontan an die
Gruppendynamik an und für die Frau-
en unangenehme Inhalte ließen wir
außen vor. Offensichtlich wurde das
Thema der Sexualität mit den Teilneh-
merinnen in der Vergangenheit wenig
begleitet, obwohl der Umgang hiermit
in der Gesellschaft (Medien usw.) allge-
genwärtig ist und die meisten Teilneh-
merinnen laut eigenen Aussagen bereits
Erfahrungen in einer Partnerschaft und
mit ihrer eigenen Sexualität gemacht
haben.

Dass es sich bei dem großen Thema
„Partnerschaft“ in der Erfahrungswelt
der Teilnehmerinnen längst nicht um
etwas alltägliches handelt, zeigte sich
darin, dass in der Gesellschaft selbstver-
ständliche Aspekte wie bspw. „Küssen“,
„Sex“, „Heiraten“, und „gemeinsam alt
werden“ von den Teilnehmerinnen nicht
angesprochen wurden. Eine Liebesbe-
ziehung unter Menschen mit Behinde-
rung ist noch nicht selbstverständlich.
Auch Körperlichkeiten werden im
familiären Umfeld sowie in der Behin-
dertenhilfe vermutlich nach wie vor über-
wiegend tabuisiert. Dabei ist es zwin-
gend notwendig, dass eben diese Themen
bewusst behandelt werden, um Frauen
(sowie Männer) mit Behinderung vor
sexuellen und gewalttätigen Übergriffen
emanzipatorisch zu schützen. 

Die Teilnehmerinnen zeigten für-
einander eine hohe Empathiekompe-
tenz und achteten auf das gegenseitige
Wohlbefinden. Sie stellten in den Ge-
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sprächsrunden interessierte Nachfra-
gen und fingen Sorgen auf, so dass wir
uns in unseren Rollen als Kursleiterin-
nen in solchen Situationen zurückneh-
men konnten. Die Frauen hatten ein
hohes Mitteilungsbedürfnis und zeigten
eine hohe Motivation, am Kurs teilzu-
nehmen. Der Kursablauf war nach den
grundlegenden Prinzipien der Erwach-
senenbildung offen gehalten und bot
den Frauen viele Möglichkeiten, ihren
Kurs selbst zu gestalten. Jedoch schie-
nen die Frauen damit insgesamt über-
fordert. Sie konnten den großzügigen
Raum für Selbstbestimmung kaum aus-
schöpfen, was sich z. B. dadurch zeigte,
dass inhaltlich wenig Eigeninitiative
und Ideen von Seiten der Frauen ka-
men. Wir achteten damit umso stärker
auf Zwischentöne und in der Gruppe
nebenbei Erwähntes und formulierten
dies stellvertretend. Die Kursteilnehme-
rinnen näherten sich mithilfe von vie-
len kleinen Wahl- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten einer Selbstbestimmung
in der Gestaltung des Kurses an.

Fazit

Rückblickend wurde während des ge-
samten Kursverlaufs deutlich, dass es
für die Teilnehmerinnen eine neue Er-
fahrung darstellte, ihren Alltag mit dem
Bewusstsein „Ich bin eine Frau.“ zu
erleben. Der Kurs bereitete allen Betei-
ligten sichtliche Freude. Es zeigte sich,
dass Geschlechterrollen immer noch
eine nachrangige Bedeutung in der
Behindertenhilfe haben. Geschlechter-
rollen sollen in diesem Zusammenhang
nicht stigmatisieren, sondern stellen
einen Orientierungsrahmen für die Iden-

tität der Frauen (oder auch Männer)
dar. Es kann den Frauen helfen, sich
ein Stück weit selbst von dem Etikett
„Behindert“ zu lösen. Im Kursgesche-
hen konnten vielfältige Entwicklungen
beobachtet werden, welche hierzu bei-
trugen. Kurse wie der vorgestellte bie-
ten eine gute Möglichkeit, um den 
Personenkreis der Frauen mit Behinde-
rung zu stärken, wie es auch im na-
tionalen Aktionsplan zur Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention
vorgesehen ist.
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Projekt INKLUSIVE BILDUNG startet
– Menschen mit sogenannter geistiger
Behinderung lehren an Fach- und
Hochschulen

Am 20. Januar 2014 startete in der
Kunsthalle zu Kiel öffentlich das

Projekt INKLUSIVE BILDUNG. Die-
ses Projekt der Stiftung Drachensee –
gefördert von der Aktion Mensch –
qualifiziert Menschen mit sogenannter
geistiger Behinderung zur Bildungsar-
beit, damit sie an Fachschulen und
Hochschulen ihre Expertise in eigener
Sache vermitteln können. Als qualifi-
zierte Lehrkräfte vermitteln sie ihren
Alltag und ihr Leben mit Behinderun-
gen den (künftigen) Fach- und Leis-
tungskräften.

Projekt-Hintergrund

Viele unterschiedliche Organisationen
sind gefordert, Inklusion umzusetzen.
Jedoch stellt das Zusammentreffen von
Menschen mit und ohne Behinderung
oft eine Sondersituation dar, die die
„Barrieren in den Köpfen“ sogar ver-
stärken kann. Für das Personal stellen
sich viele Fragen, wie sich eine inklusi-
ve Alltagspraxis entwickeln lässt und
wie man sich verhalten kann. Selbst
engagierte Fach- und Leitungskräfte
fühlen sich unsicher, unwissend oder
unerfahren. Um in der Praxis nicht
überfordert zu sein, muss Inklusion Teil
der regulären Aus- und Weiterbildung
werden. Aber wer kann das leisten?

Einen ganz naheliegenden Beitrag
möchte das Projekt INKLUSIVE BIL-
DUNG bieten: Statt über Menschen
mit Behinderungen zu reden, wird die
Expertise in eigener Sache von Men-
schen mit Behinderungen vermittelt.
Dafür verfolgt das Projekt drei Ziele:

1. Ziel: Qualifizierung

Bildungsarbeit muss man können. Da-
mit Menschen mit Behinderungen eine
gute Bildungsarbeit leisten können, ist
eine zweijährige Vollzeit-Qualifizierung
erforderlich. Pro Jahrgang werden
sechs Menschen mit Behinderungen
qualifiziert. Ziel der Qualifizierung ist
es, Menschen mit Behinderungen für
die Lehre an Hochschulen und den
Unterricht an Fachschulen zu befähi-
gen, damit sie unmittelbar selbst Wissen
über ihre Lebenslagen und Lebenswei-
sen vermitteln können. Für die Qualifi-
zierung wurde ein Modulhandbuch –

mit dazugehörigen Bausteinen, Qualifi-
zierungszielen, Lerninhalten  und Prü-
fungsanforderungen – entwickelt, an-
hand dessen die tägliche Qualifizierung
erfolgt. Zu den zentralen Bereichen
gehören:

> Bedeutung von Arbeit und Bildung
im Kontext von Behinderungen und
Teilhabe in der Gesellschaft;

> Grundlegende demokratische Ab-
läufe, Institutionen und Funktionen
im Gemeinwesen;

> Vermittlung eigener Lebensweisen
und Lebenslagen, eigener Interessen,
spezifischer Bedarfe und Rechte im
Kontext von Schon- und Schutzräu-
men, Normalität und Partizipation;

> Methoden, Instrumente und Techni-
ken der Bildungs- und Beratungs-
arbeit;

> Stärkung des Selbstbewusstseins,
der Selbstbestimmung und der per-
sönlichen Entwicklung.

2. Ziel: Inklusion
in der Bildungslandschaft

Das Projekt INKLUSIVE BILDUNG
verfolgt konsequent den Grundsatz:
„Nichts über uns ohne uns“ und fühlt
sich der UN-BRK verpflichtet. Es
möchte das Bewusstsein für die Fähig-
keiten von Menschen mit Behinderun-
gen schärfen und deshalb deren Exper-
tise in eigener Sache in den relevanten
Ausbildungs- und Studiengängen der
Fach- und Hochschulen nachhaltig ver-
ankern. Unter Achtung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Bildungsinstitu-
tion (Hochschulautonomie) und der
Bildungsplanung betreibt das Projekt
INKLUSIVE BILDUNG eine gute
Zusammenarbeit mit den Fachschulen,
Hochschulen und dem Landesministe-
rium für Bildung und Wissenschaft. 

3. Ziel: Bildungsaufträge für sichere
Beschäftigungsverhältnisse

Die Bildungsarbeit der erfolgreich qua-
lifizierten Menschen mit Behinderun-
gen soll Anerkennung finden. Dazu
gehört die Frage, wie Lehrleistungen zu
vergüten sind. Das Projekt INKLUSI-
VE BILDUNG möchte langfristig exis-
tenzsichere, unbefristete, allgemein-so-
zialversicherungspflichtige Arbeitsplätze



schaffen und muss dafür auch eine
Assistenz für die Menschen mit Behin-
derung sicherstellen. Im Zentrum die-
ses ambitionierten Ziels müssen die
Lebensqualität und eine sichere Per-
spektive der Menschen mit Behinde-
rungen stehen. 

Vernetzung und Austausch

Die Verwirklichung dieser hochgesteck-
ten Ziele kann nur durch die breite Un-
terstützung einer guten Gemeinschaft ge-

lingen. Deshalb wurde bereits weit vor
Beginn des Projekts INKLUSIVE BIL-
DUNG ein breites Vernetzungsforum mit
zentralen Akteuren im Land gegründet. 

Das Projekt INKLUSIVE BILDUNG
möchte Modellcharakter entwickeln
und strebt den bundesweiten Austausch
an. Ab Mitte Januar 2014 wird es auf der
Projekt-Internetpräsenz www.inklusive-
bildung.org aktuelle Projektentwicklun-
gen, weiterführende Informationen und
Kontaktmöglichkeiten geben.  

Kontakt und weitere Informationen:

Dr. Jan Wulf-Schnabel   

Stiftung Drachensee – Arbeit und Wohnen
für Menschen mit Behinderungen –
Tel. 0431 / 6484-0

info@drachensee.de

www.drachensee.de

@

i
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Abschlussbericht zur Evaluationsfor-
schung „Qualifizierte Hilfeplanung in
der Eingliederungshilfe“ veröffentlicht

Was geschieht, wenn man versucht,
Individuelle Hilfeplanung (IHP)

leistungserbringerunabhängig anzubie-
ten? Welche Effekte erzeugt dieses 
Vorgehen bei den Menschen mit Behin-
derung sowie bei den betroffenen Leis-
tungsträgern? Diese Fragen untersuch-
te ein von durch Prof. Dr. Erik Weber
(Ev. Hochschule Darmstadt) geleitetes
Modellprojekt im Rhein-Kreis Neuss

Dort wurden bis dahin die bestehen-
den Koordinierungs-, Kontakt- und
Beratungsstellen (KoKoBe) und Sozial-
psychiatrischen Zentren (SPZ) modell-
haft als zentrale Anlaufstellen für die
Erstberatung von Leistungssuchenden
und die Erstellung von Hilfeplänen von
Menschen mit Behinderung genutzt.
Die vom Landschaftsverband Rhein-

land mit den Trägern der KoKoBe und
den Trägern der SPZ in der Region
Neuss geschlossenen Vereinbarungen
sahen vor, von Mitte 2011 bis Ende
2013 durch besonders geschulte IHP3-
Berater(innen) eine leistungserbringer-
unabhängige Erst- und Folgeberatung
für Menschen mit Behinderungen an-
zubieten und die Effekte dieses Vorge-
hens zu untersuchen. Im Rahmen der
Evaluationsforschung haben sich die
drei Aspekte 

> Leistungserbringerunabhängigkeit,
> qualifizierte Hilfeplanung und 
> Fortbildung

als zentrale Themen herauskristalli-
siert. Die detailliert dargestellten Ergeb-
nisse sowie die abschließenden Emp-

fehlungen für die Zukunft machen
deutlich, dass der Reformprozess hin zu
einer „personenorientierten Perspekti-
ve“, der mit der Ratifikation der UN-
Behindertenrechtskonvention durch die
Bundesrepublik Deutschland eine neue
Qualität erreicht hat, weder vollzogen
noch abgeschlossen ist. Im Gegenteil:
Das bundesdeutsche Gemeinwesen
steht diesen Entwicklungen nicht mit
überwiegendem Wohlwollen gegenüber,
sondern die Reformdiskussion wird
begleitet von einer gegensätzlichen Be-
wegung, die unter dem Begriff der
„Ökonomisierung des Sozialen“ gefasst
werden könnte.

Den Abschlussbericht und weitere
Infos zum Projekt des LVR zur IHP3-
Beratung im Rhein-Kreis-Neuss 
finden Sie unter: 

http://www.lvr.de/de/nav_main/
soziales_1/menschenmitbehinderung/
wohnen/hilfeplanverfahren_2/
modellprojektihp3beratung/
modellprojektihp3beratung_1.html

@

i

Das Fachbuch gliedert die unter-
schiedlichen Inhalte zum Thema

„Familienorientierte Frühförderung“
systematisch und zeigt die Bedürfnisse

von Eltern und ihren Kindern mit
Behinderungen problemspezifisch auf.
Nach einem allgemeinen Einstieg, der
die geschichtliche Entwicklung und die

Rahmenbedingungen von Frühförde-
rung bis zur Komplexleistung abbildet,
nimmt Kapitel 2 Bezug auf die Bedin-
gungen, die Familien mit behinderten
Kindern benötigen. Daran anknüpfend
finden sich in den Kapiteln 3 und 4 die
familienorientierten Prinzipien für die
Komplexleistung Frühförderung wie-
der. Diese Prinzipien veranschaulichen
mit vielen praktischen Beispielen auch
das Verhältnis von Fachkraft und
Eltern und die Notwendigkeit dieser
Kooperation. Kapitel 5 und 6 beschrei-
ben die Sicht der Fachkräfte, insbeson-
dere in der Kooperation mit Familien
mit Migrationshintergrund. Konkret
wird auf Erziehungsprinzipien einge-
gangen. Kapitel 7 beschäftigt sich mit

Klaus Sarimski, Manfred Hintermair, Markus Lang

„Familienorientierte Frühförderung 
von Kindern mit Behinderungen“ 
2013. München: Reinhardt. 156 Seiten. 24,90 €  ISBN: 978-3-497-02354-7

BUCHBESPRECHUNGEN
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Fabian van Essen

„Soziale Ungleichheit, 
Bildung und Habitus“  
2013. Heidelberg: Springer. 422 Seiten. 39,99 €  ISBN: 978-3-658-01618-0

lungsstrukturen, die ihren sozialisations-
bedingten Habitus prägen. Trotz ihrer
geringen Kapitalausstattung werden sie
in der Schule an Normen und Habitus-
formen der kulturellen Mittel- und
Oberschicht gemessen. Diese Art der
Gleichbehandlung macht sie zu Bil-
dungsverlierern und privilegiert kapi-
talstarke Schüler, die den habitusbezo-
genen Erwartungen der Schule entspre-
chen. Die mit der institutionalisierten
Zuschreibung einer „Lernbehinderung“
begründete Separierung im Subsystem
Förderschule schränkt die Möglichkei-
ten der Förderschüler, über Bildungsab-
schlüsse institutionalisiertes kulturelles
Kapital zu erwerben, extrem und nach-
haltig ein. Dennoch kann sich weiter-
hin die meritokratische Lüge gesell-
schaftlich behaupten, dass der Bil-
dungserfolg allein von der individuellen
Bildungsfähigkeit und dem individuel-
len Bildungswillen abhängt. Dieser My-
thos „durchdringt die schulische Praxis,
legitimiert Aussonderungen und setzt
sich in der Selbstwahrnehmung vieler
Verlierer(innen) im Wettstreit um güns-
tige Ausgangspositionen auch nach der
Schule fort“.

Im empirischen Hauptteil lotet van
Essen die „Möglichkeitsräume“ von 19
ehemaligen Förderschülern in einer Be-
fragung aus. Ihre Möglichkeiten sind ge-
prägt von Diskontinuität, Unsicherheit
und prekären Verhältnissen. Mit Zitaten
aus den Interviews dokumentiert er ein-
drucksvoll das Erleben der Sonderschul-

Die unter dem Titel „Soziale Un-
gleichheit, Bildung und Habitus“

veröffentlichte Dissertation von Fabian
van Essen fällt in eine Zeit, in der die
schulische Inklusionsdebatte durch
mediale Popularisierung viele Menschen
erreicht. Gleichzeitig wird der eigent-
liche Gegenstand im Streit über den
Bedeutungsgehalt und das Für und
Wider von Inklusion bis zur Un-
kenntlichkeit verwässert und bildungs- 
und gesellschaftspolitischer Beliebig-
keit preisgegeben. Bildungspolitischer
Ausdruck dieser Beliebigkeit ist z. B.
das unverändert zähe Festhalten an den
überkommenen Förderschulstrukturen
– koste es, was es wolle – und an dem
unbedingten Erhalt des Gymnasiums. 

Van Essens Publikation ist ein un-
verzichtbarer, gelungener Beitrag, die-
sen Tendenzen aus wissenschaftlicher
Perspektive entschieden zu widerspre-
chen. Dies geschieht mit der umfassend
theoretisch und empirisch begründeten
Aussage, dass das selektive, hierar-
chisch gegliederte Schulsystem mit dem
Subsystem Förderschule nicht legiti-
mierbar ist. 

Am Beispiel der Sonder-/Förder-
schüler mit dem Förderschwerpunkt
Lernen, die im Übrigen nur im Schul-
kontext als „behindert“ gelten, weist er
die Funktions- und Wirkungsweise des
hierarchischen Schulsystems für Bil-
dungsteilnehmer aus den untersten
sozialen Schichten nach. Indem er die
Benachteiligungsmechanismen mit der
Theorie von Pierre Bourdieu erklärt,
macht van Essen in aller Schärfe sicht-
bar, dass die Reproduktion von sozialer
Ungleichheit über die Organisation
institutionalisierter Bildungsprozesse
systemisch angelegt ist und als Verteidi-
gung von Privilegien durch die privile-
gierten Gesellschaftsschichten verstan-
den werden muss.

Ausgangspunkt für den theoretischen
Teil ist die materielle, soziale und kultu-
relle Kapitalarmut der Förderschüler,
die der Autor mit Rückgriff auf vorhan-
dene Studien überzeugend belegt. Sie
sind daher im untersten Segment des
sozialen Raums nach Bourdieu einzu-
ordnen. Sie erleben die Schule als
Milieubruch mit den ihnen vertrauten
Wahrnehmungs-, Denk- und Hand-

der Rolle der familienorientierten Früh-
förderung im Kontext der Entwick-
lungsperspektiven des Systems Früh-
förderung, unterteilt in Kernaufgaben
und kooperative Beiträge. 

In allen Kapiteln binden die Autoren
praxisbezogene Beispiele ein, die den
zunächst skizzierten theoretischen Ein-
stieg sehr deutlich und nachvollziehbar
machen. Wichtig ist den Autoren aufzu-
zeigen, wie die interdisziplinäre Früh-
förderung von zugeschnittenen Früh-
förderangeboten zur Begleitung der
kindlichen Entwicklung in Verbindung
mit interaktiven Beratungsangeboten
für die gesamte Familie funktionieren
kann. Über die Zufriedenheit der Eltern
werden qualitative, bedürfnisorientierte
und differenziert abgebildete Praxis-
beispiele eingebaut. Um eine familien-
orientierte Frühförderung systemisch
gestalten zu können, bedarf es sehr
unterschiedlicher Anforderungsprofile
der Fachkräfte, welche die Autoren
beschreiben. Gleichzeitig werden Prin-

zipien und Haltungen zur familienori-
entierten Frühförderung im Verhältnis
zur besonderen Rolle der Fachkräfte
und weiterer professionellen Hilfen ge-
genübergestellt. Hier beziehen sich die
Autoren an vielen Stellen auf die Fam-
Früh-Studie (Familienbedürfnisse und
familienorientierte Beratung in der Früh-
förderung behinderter Kleinkinder – eine
vergleichende Studie von kognitiv be-
hinderten, blinden/sehbehinderten und
hörbehinderten Kleinkindern; Sarimski,
Hintermair & Lang 2009–2011)

Wichtig ist den Autoren, die soziale
Netzwerkkarte des Erstgesprächs zu er-
läutern und eine dazugehörige Check-
liste für die Abbildung der zentralen
Alltagsaktivitäten anzubieten. Außerdem
machen sie die Bedeutung des Hausbe-
suchs als wichtiges Setting der familien-
orientierten Frühförderung von Leit-
fragen über videogestützte Interaktions-
beratungsmöglichkeiten bis hin zu Fall-
beispielen deutlich. Einen großen Raum
nimmt dabei der Umgang mit Kindern

ein, die Verhaltensprobleme zeigen. Ein
ähnlicher Aufbau folgt dann in der
Kooperation der Fachkräfte mit Eltern.
Hier erläutern die Autoren hauptsäch-
lich die partnerschaftliche Kommunika-
tion und wertschätzende Äußerungen,
um die gesamte Familie – auch Ge-
schwisterkinder – zu erreichen. 

Das Fachbuch liest sich insgesamt
sehr anschaulich und arbeitet die ge-
nannten Themen tiefgründig auf. Da
sich die Autoren auf aktuelle Studien
stützen, wird der Neuigkeitswert zum
Thema „Familienorientierung“ mit den
Grundprinzipien der Frühförderung sehr
nachvollziehbar verbunden. Das Fach-
buch ist eine geeignete Lektüre für
interdisziplinäre Fachkräfte, die in der
familienorientierten Frühförderung un-
terwegs sind, für interessierte Eltern
und übergeordnete Gremien.

Gitta Pötter 
Leitung überregionale Arbeitsstelle

Frühförderung Brandenburg, Potsdam

Buchbesprechungen



überweisung, die Schamgefühle wegen
der Stigmatisierung als Sonderschüler,
die Enttäuschung über die Aussichtslo-
sigkeit auf eine berufliche Ausbildung
und auf eine gesicherte Erwerbstätigkeit,
die durch Ermutigung in berufsvorberei-
tenden und überbetrieblichen Maßnah-
men aufgefangen werden soll. Die Grün-
de für ihr Schulversagen beziehen die
Interviewten auf ihre eigene Leistungs-
unfähigkeit. Der Verfasser deutet dies als
ein klares Indiz, dass die gesellschaftli-
chen Mechanismen zur Verschleierung
der Reproduktion von generationen-
übergreifender Kapitalarmut und zur
Individualisierung sozialer Probleme
bestens funktionieren.

Ihre Orientierung an einem klein-
bürgerlichen Lebensstil ist geprägt von
dem Wunsch, handfeste Nöte und Be-
dingungen der Unsicherheit zu been-
den. Unauffällige Selbsterhaltung und
nicht Selbstverwirklichung oder indivi-
duelle Entfaltungsmöglichkeiten stehen
auf der Tagesordnung. Van Essen ver-
mutet, dass angesichts zunehmender

Verengung der arbeitsmarktbezogenen
Möglichkeiten im Alter diese Orientie-
rung möglicherweise brüchig und ge-
fährdet ist. „Selbstaufgabe, Nonkonfor-
mismus oder radikale Gesellschaftskri-
tik wären dann denkbar.“ 

In den Schlussbetrachtungen geht es
van Essen um die Perspektive der Inklu-
sion in einer „Schule für Alle“. Der
Autor zieht Parallelen zwischen dieser
ambitionierten Vision und den bil-
dungspolitischen Vorstellungen Bour-
dieus. Bezogen auf die Durchsetzung
weist er allerdings auf konträre und
konfligierende Entwicklungen in der
Bildungspolitik und auf „eine gestei-
gerte ‚Kampfbereitschaft‘ um wertvolles
Bildungskapital“ in der Gesellschaft hin.

Von ganz besonderer Relevanz für
eine inklusionsorientierte Schulentwick-
lung sind die habitustheoretischen Hin-
weise des Autors. Da es keine biolo-
gisch begründete Lernbehinderung gibt,
sondern diese konstruiert wird, wenn
die Habituserwartungen der Schule mit

dem Habitus von „bildungsfernen“ Schü-
lern kollidieren, muss das Bewusst-
sein der Lehrer sensibilisiert werden für
die Herkunftsvielfalt ihrer Schüler. Es
geht um institutionelle Selbstaufklärung
über die sozialstrukturelle Benachteili-
gung durch die Praxis schulischer Habi-
tusformen gegenüber Kindern, die zwar
kapitalarm sind, aber nicht defizitär.
Van Essen gibt der mancherorts nur als
Phrase gehandelte Aussage, dass Inklu-
sion eine Sache der Haltung ist, mit sei-
nen Überlegungen ihre eigentliche pä-
dagogische und bildungspolitische Be-
deutung und Verpflichtung. Es versteht
sich von selbst, dass eine ernsthafte
Reflexion über die Wirkung schulischer
Habitusformen auf die Teilhabemöglich-
keiten von Kindern und Jugendlichen
aus den untersten sozialen Schichten mit
entsprechenden pädagogischen und bil-
dungspolitischen Veränderungen allen
Lernenden zugute käme, die heute noch
von Exklusionsrisiken bedroht sind.

Dr. Brigitte Schumann,
freie Bildungsjounalistin, Essen 43
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Petra Flieger, Sascha Plangger (Hgg.)

Aus der Nähe  
Zum wissenschaftlichen und behindertenpolitischen 
Wirken von Volker Schönwiese  

2013. Neu-Ulm: AG SPAK. 182 Seiten. 19,– €  ISBN: 978-3-940865-56-4

schulische Integration/Inklusion in
Österreich“ und Volker Schönwieses
Impulse hierin als das „Schmieröl im
Integrationsgetriebe“, so Monika Hai-
der und Barbara Oberndorfer. Jutta
Schöler fügt dem die Erinnerung an
gemeinsame Startpunkte und Wurzeln
– wie Begegnungen mit Ludwig-Otto
Roser und Adriano Milani-Comparetti
– hinzu. „Wissenschaft und Forschung“
lautet das letzte Kapitel dieses wohltu-
end hemmungslos würdigenden Buchs.
Hier beziehen sich u. a. Hans von Lüp-
ke, Christian Mürner und Claus Melter
auf Volker Schönwiese und sein be-
harrliches wissenschaftliches und poli-
tisches Engagement – er wird als „kon-
struktiver Kritiker“ (Ursula Naue) ge-
schätzt. Tobias Buchner und Oliver
Koenig schließen diesen Würdigungs-
reigen ab und beschreiben Volker
Schönwiese als einen Mann, der gerade
in diesem Feld neue „Wege geebnet
hat“, indem sie seine Pionierleistungen
in Sachen ‚Disability Studies‘, auch als
Gründer von DISTA,  dem Netzwerk
Disability Studies Austria, hervorheben.
Ebenso aber stellen sie heraus, dass
Volker Schönwiese ein Protagonist der
‚Inklusiven Forschung‘ und der partizi-
pativen, stets auf Dialog hin orientier-
ten Tagungsgestaltung ist.

Es tut gut dieses Buch zu lesen, weil
es wirklich vermag, dem Lesenden
einen Menschen noch näher zu brin-
gen, egal, wie nahe man ihm vorher

Fast täglich spielt Volker Schönwiesein unserem Berufsalltag eine Rolle,
wenn wir auf den von ihm gesammelten
Schatz bidok (behinderung inklusion
dokumentation), die digitale Volltextbi-
bliothek an der Universität Innsbruck
hinweisen. Jetzt halten wir ein Buch
über ihn in Händen, das eine Nahauf-
nahme mit einem freundlich lächeln-
dem, nunmehr weißbärtigen Mann ziert
und dazu einlädt, innezuhalten und
sein Wirken näher zu betrachten. Und –
ja, es kommen mit der Lektüre neue
Aspekte hinzu, denn: „Aus der Nähe“
lassen die Herausgeber(innen) Petra
Flieger und Sascha Plangger „zum wis-
senschaftlichen und behindertenpoliti-
schen Wirken von Volker Schönwiese“
viele, etwa 30, Autor(inn)en Stellung
nehmen.

Kolleg(inn)en vom Institut für Erzie-
hungswissenschaft der Universität Inns-
bruck erhalten als erste das Wort und
betonen Volker Schönwieses „Stimme
des Intellekts“ (Helmwart Hierdeis)

und sein durchaus subversives Wirken
zwischen dem Kampf gegen „Barrieren
und umstürzlerische Ideen“ (Reinhard
Burtscher). Aber auch der wissen-
schaftliche Pragmatiker und Netzwir-
ker wird hier geehrt und nahegebracht,
z. B. wenn es um die Gründung eben
von BIDOK geht. Aktivist(inn)en von
Initiativen und aus der Behindertenpo-
litik in Tirol ergreifen ebenfalls das Wort
und beschreiben u. a. den „Wegberei-
ter“ (Marlies Pötzl). Ebenso arbeiten
Vertreter(innen) der Behindertenbewe-
gung in Österreich heraus, dass Volker
Schönwiese in der Behindertenpolitik
viel in Bewegung bzw. genauer „ins
Rollen brachte“ (Franz Josef Huainigg).
Er wird als „Ideengeber mit Tatkraft
und Beharrlichkeit“ (Martin Ladstät-
ter) beschrieben. Zur schulischen Inte-
gration von Kindern mit Behinderun-
gen bezeichnen Eltern Volker Schön-
wiese selbst als einen „Meilenstein“ auf
dem Weg des eigenen Kindes (Christine
Schnaiter), und der Kollege Ewald
Feyerer reflektiert „drei Jahrzehnte



vielleicht bereits kommen konnte. Wir
nehmen an, dass selbst die Herausgebe-
rin Petra Flieger noch neue Aspekte der
Nähe gewinnen konnte – obwohl sie als
Lebenspartnerin vielleicht am ‚dichtes-
ten dran‘ ist … So stammen auch ein Teil
der Fotografien von ihr, mittels derer
ebenfalls belegt und sichtbar gemacht
wird, wie vielfältig Volker Schönwieses
Wirken war und weiter sein wird – auch
wenn es mit der Pensionierung nur ein
Aktionsfeld weniger geben sollte. Es
beeindruckt der Aktivist, eben weil das
authentische Wirken des Menschen
Volker Schönwiese so beeindruckend
erkennbar wird. Zugleich lernt man
durch ihn bzw. dadurch, dass sie über
ihn schreiben, weitere Menschen näher
kennen, insbesondere aus der österrei-
chischen ‚Szene‘, die gemeinsam mit
ihm an Veränderungen und der jeweili-
gen Gestaltung von Situationen – z. B.
zum Abbau von Barrieren für Partizipa-
tion – engagiert waren und sind. Kleine
Info-Kästen zu Beginn der Artikel ver-
mitteln die klärenden Fakten hierzu,
aber die Texte selbst spiegeln die eigent-
liche Verbindung durch das gemein-

schaftliche Arbeiten für soziale Innova-
tionen. Hier wird soziale Ästhetik pur
nachlesbar – und wenn  dabei immer
wieder dem Impulsgeber Schönwiese
gedankt wird, ist dies mehr als nach-
vollziehbar – es passt einfach!

Festschriften sind ‚nicht ohne Risi-
ko‘, also zuweilen heikel, sei es zu run-
den Geburtstagen oder wie hier zur
Verabschiedung eines nunmehrigen
Pensionärs. Diese aber wird nie lang-
weilig oder gar peinlich – eben weil die
geehrte Person ‚aller Ehren wert‘ ist.
Dieses lesenswerte Buch zeigt zweier-
lei: Es ist offenkundig ein Bedürfnis der
Menschen aus seiner Nähe, der beson-
deren Verbundenheit Ausdruck zu
geben und speziell dem Menschen Vol-
ker Schönwiese Anerkennung zu spie-
geln. Und zum anderen wird so durch
diverse Mosaiksteine das ‚Bildnis eines
Mannes‘ zusammengefügt, dessen Bio-
grafie in sich Geschichte verkörpert.

Dieses Buch wird regelmäßig eine
Rolle spielen, wenn wir im Rahmen des
Moduls „Sozialwissenschaftliche Per-

spektiven auf Diskriminierung“ das
partizipative Forschungsprojekt zum
„Bildnis eines behinderten Mannes“
(Mürner & Schönwiese, 2006 & 2008)
thematisieren. Es wird jungen Studie-
renden, die sich im Feld der Integration
neu orientieren, einen Protagonisten
dieser historischen Entwicklung in Wis-
senschaft und Politik näherbringen.
Und sie werden weiterhin an seinem
Beispiel die Komplexität ökosystemi-
scher Strukturen nachvollziehen kön-
nen, der als Person für eine ziemlich
einmalige Konstellation steht: Wissen-
schaftler, Selbstvertreter und politi-
scher Aktivist. Manche haben ihn aus
verschiedenen Perspektiven dafür kriti-
siert, wir sehen darin gerade eine große
Stärke. Also danken wir an dieser Stel-
le für dieses Buch; wir sind froh über
die über Jahre entstandene Nähe zu
Volker Schönwiese.

Ines Boban & Andreas Hinz 
Martin-Luther-Universität

Halle-Wittenberg, Lehrstuhl
Allgemeine Rehabilitations- 
und Integrationspädagogik
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